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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über finanzielle Unregelmäßigkeiten bei 
den in den GUS-Staaten für Opfer des National- 
sozialismus eingerichteten Stiftungen vor, die aus 
Mitteln des Bundes finanziert wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 7. März 1997 

Nach Kenntnis der Bundesregierung kann die ukrainische nationale 
Stiftung „Verständigung und Aussöhnung", eine 1993 gegründete selb- 
ständige Körperschaft unter der Aufsicht der ukrainischen Regierung, der 
von der Bundesregierung ein Betrag von 400 Mio. DM zur Entschädigung 
von NS-Opfern zur Verfügung gestellt wurde, derzeit keine Zahlungen an 
die Empfänger leisten. Ursache ist die Zahlungsunfähigkeit des mit der 
Verwaltung der Stiftungsmittel beauftragten privaten Kreditinstituts 
„Gradobank". 

Laut jüngsten Informationen unserer Botschaften in Moskau und Minsk ist 
die Auszahlungspraxis der dortigen Stiftungen zufriedenstellend. 


2. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei den Regierun- 
gen dieser Staaten eine Aufklärung über der- 
artige Vorkommnisse zu erwirken und das Ergeb- 
nis dieser Recherchen dem Fragesteller zukom- 
men zu lassen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr, Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 7. März 1997 


Die Bundesregierung hat von der ukrainischen Regierung die Zusage 
erhalten, daß sie die rasche Auszahlung aller von der Bundesregierung zur 
Verfügung gestellten Stiftungsmittel gewährleisten wird. 


3. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die beiden Sonderberichterstatter der VN- 
Menschenrechtskommission, Param Cumaras- 
wamy aus Malaysia und Barce Waly N'diaye aus 
dem Senegal, ihre geplante Reise nach Nigeria 
mit der Begründung absagen, daß die nigeriani- 
sche Regierung ihnen untersagt hat, politische 
Häftlinge, wie Chief Moshood Abiola, Ex-Präsi- 
dent Olusegan Obasanjo, Generalmajor Shehu 
Musa Yar' Adua und Beko Ransome-Kuti zu besu- 
chen (s. Meldung dpa vom 26. Februar 1997)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 7. März 1997 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Ausladung der beiden 
thematischen Sonderberichterstatter (Unabhängigkeit der Justiz sowie 
außergerichtliche Hinrichtungen) durch die nigerianische Regierung ein 
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deutliches Zeichen dafür ist, daß die nigerianische Führung nicht willens 
ist, mit den eingerichteten VN-Menschenrechtsmechanismen zu koope- 
rieren. Die Bundesregierung ist weiterhin der Überzeugung, daß Nigeria 
die für derartige Besuche üblichen „terms of reference" akzeptieren muß. 
Hierzu gehören u. a. auch die Einwilligung zu Gefängnisbesuchen und zur 
persönlichen Kontaktaufnahme zu Gefangenen. 


4. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung diese Absage 
der beiden Sonderberichterstatter - die bereits im 
November 1995 ihre Reise nach Nigeria bean- 
tragt hatten - in bezug auf die allgemeine Situa- 
tion der Menschenrechte in Nigeria und den von 
Regierungschef Sani Abacha verkündeten Rede- 
mokratisierungsprozeß? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 7. März 1997 


Die Bundesregierung hat zusammen mit ihren Partnern in der Europä- 
ischen Union (EU) zur Menschenrechtslage in Nigeria auf der 52. Sitzung 
der VN-Menschenrechtskommission (MRK) sowie anläßlich der Sitzung 
des 3. Ausschusses der VN-Generalversammlung umfassend Stellung 
genommen (Resolution E/CN.4/1996/L.52 vom 15. April 1996 resp. 
A/C.3/51/L.53 vom 27. November 1996). Hierbei war die Einladung der 
o. g. Sonderberichterstatter und die Vorlage eines entsprechenden Berich- 
tes durch diese eine zentrale Forderung, der die nigerianische Regierung 
offenbar nicht nachkommen will. In Reaktion hierauf und angesichts der 
unvermindert fortbestehenden Menschenrechtsdefizite besteht die 
Absicht, auf der 53. Sitzung der MRK eine Resolution einzubringen, in der 
die Forderung nach Einsetzung eines Ländersonderberichterstatters für 
Nigeria erhoben wird. Hiermit würde die Menschenrechtslage in Nigeria 
unter eine umfassende unabhängige VN-Beobachtung gestellt. 


5. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird das Verhalten der nigerianischen Regie- 
rung gegenüber den zwei neutralen VN-Sonder- 
berichterstattern für Menschenrechte Konse- 
quenzen für das weitere politische Handeln der 
Bundesregierung gegenüber Nigeria haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hofmann 
vom 7. März 1997 


Siehe Antwort zu Frage 4. 


6. Abgeordnete 

Ute 

Vogt 

(Pforzheim) 

(SPD) 


Berücksichtigen die Auslandsvertretungen bei 
der Vergabe von Visa zum Zweck der Ermög- 
lichung einer homosexuellen Lebensgemein- 
schaft die beiden gerichtlichen Entscheidungen 
des OVG Münster vom 7. August 1996 (AZ: 17 A 
1093/95) und des BVerwG vom 27. Februar 1996 
(AZ: 1 C 41.93), und wenn nein, mit welcher 
Begründung? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 12. März 1997 


Soweit die von Ihnen zitierten Gerichtsentscheidungen über die dort ent- 
schiedenen Einzelfälle hinaus Ausführungen zur Auslegung von auslän- 
derrechtlichen Vorschriften enthalten, werden sie von den Auslandsver- 
tretungen bei der Entscheidung über Visaanträge zur Führung einer 
gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaft berücksichtigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordneter 

Klaus 

Barthel 

(SPD) 


Welche verfassungsschutzrelevanten Erkennt- 
nisse liegen der Bundesregierung vor über 
den Ehemann des ANSE-Gründungsmitglieds 
Susanne M. Schönlaub, einst Bundesvorstands- 
mitglied der „Deutschen Autofahrer Interessen- 
gemeinschaft-Volkspartei", dann als Mitglied 
der „Deutschen Alternative" und später bei der 
„Nationalistischen Front" organisiert, der heute 
das Unternehmen „Lebensquell, Germania - 
Wehr- und Sportbestände" (Drucksache 13/5434) 
betreibt, für das in der Zeitschrift „Einheit und 
Kampf" Inserate veröffentlicht werden (vgl. 
„Blick nach rechts", 22. Januar 1997)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 


Personenbezogene Daten und wertende Stellungnahmen zur politischen 
Tätigkeit von Einzelpersonen im Bereich des Extremismus veröffentlicht 
die Bundesregierung nur unter den Voraussetzungen nach § 16 Abs, 2 
Satz 2 BVerfSchG. 


8. Abgeordneter 

Klaus 

Barthel 


(SPD) 


Welche verfassungsschutzrelevanten Erkennt- 
nisse hat die Bundesregierung über Hans Gün- 
ther Fröhlich, Ex-2. Bundesvorsitzender und Bun- 
desorganisationsleiter der 1986 gegründeten Par- 
tei „Die Deutschen", die 1991 mit der Kölner REP- 
Abspaltung „Die Bürger" fusionierte, Ordensrit- 
ter der „Tempelhofgesellschaft" ist, aus deren 
österreichischen Abspaltung die in rechtsextre- 
men Kreisen kursierenden Nazi-UFO-Videos 
stammen (vgl. „Blick nach rechts", 22. Januar 
1997)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 


Personenbezogene Daten und wertende Stellungnahmen zur politischen 
Tätigkeit von Einzelpersonen im Bereich des Extremismus veröffentlicht 
die Bundesregierung nur unter den Voraussetzungen des § 16 Abs. 2 
Satz 2 BVerfSchG. 


9. Abgeordneter Welche verfassungsschutzrelevanten Erkennt- 

Klaus nisse hat die Bundesregierung über das im west- 

Barthel fälischen Vlotho gelegene „Collegium Huma- 

(SPD) num", dessen Leiter, Werner G. Haverbeck, auch 

neugermanisch-heidnische Seminare veranstal- 
tet hat und dessen Trägervereinsvorsitzender, 
Ernst G. Kögel, rechtskräftig wegen Volksverhet- 
zung verurteilt worden ist, vor dem Hintergrund, 
daß das „Collegium Humanum" als Schulungs- 
zentrum der rechtsextremen Szene in Deutsch- 
land bekannt geworden ist (vgl. ARD -Fernseh- 
sendung „Kulte, Führer, Lichtgestalten. Die 
Glaubenswelt der Rechtsextremen'', 13. Juni 
1996)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 

Ausreichende tatsächliche Anhaltspunkte im Sinne der §§ 3, 4 BVerfSchG 
sind bislang nicht bekannt geworden. Im übrigen veröffentlicht die Bun- 
desregierung personenbezogene Daten und wertende Stellungnahmen 
zur politischen Tätigkeit von Einzelpersonen im Bereich des Extremismus 
nur unter den Voraussetzungen des § 16 Abs. 2 Satz 2 BVerfSchG. 


10. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Wie hoch ist der derzeitige monatliche Bruttobe- 
trag für Amtsbezüge des Bundeskanzlers, der 
Bundesministerinnen und Bundesminister, der 
Parlamentarischen Staatssekretärinnen und 
Staatssekretäre und der Beamteten Staatssekre- 
tärinnen und Staatssekretäre, nachdem das Bun- 
deskabinett beschlossen hat, auf die Anpassung 
der Amtsbezüge zu verzichten? 


11. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Wie hoch war der monatliche Bruttobetrag in den 
Jahren 1992 bis 1996? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 10. März 1997 

Für die aktuellen Amtsbezüge der Mitglieder der Bundesregierung und 
der Parlamentarischen Staatssekretäre des Bundes verweise ich auf die 
einschlägigen Angaben in der Drucksache 13/6637 vom 30. Dezember 
1996. 
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Die Mitglieder der Bundesregierung und die Parlamentarischen Staats- 
sekretäre haben mehrfach nicht an den Lohn- und Gehaltssteigerungen 
des Öffentlichen Dienstes teilgenommen. Nach dem 1. März 1991 sind ihre 
Amtsbezüge insgesamt nur zweimal auf den derzeit aktuellen Stand 
erhöht worden, nämlich am 1. Januar 1995 (mit der um vier Monate ver- 
zögerten Anpassung der Beamtenbesoldung an den Tarifabschluß 1994) 
und am 1. Mai 1995 (mit der zeitgleichen Anpassung der Beamten- 
besoldung an den Tarifabschluß 1995), und zwar beim Bundeskanzler um 
501 DM bzw. 818 DM (wegen seiner Amtswohnung jeweils ohne Orts- 
zuschlag), bei den Bundesministern um 431 DM bzw. 704 DM und den 
Parlamentarischen Staatssekretären um 331 DM bzw. 540 DM (jeweils mit 
dem Verheirateten-Ortszuschlag). 

Auch für das Jahr 1997 nehmen die Mitglieder der Bundesregierung und 
die Parlamentarischen Staatssekretäre an der allgemeinen prozentualen 
Anpassung wiederum nicht teil. Insgesamt ergeben sich bereits zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt folgende monatlichen Sparbeiträge, um die die 
Amtsbezüge gegenüber einer vollen Teilnahme an den Gehaltssteigerun- 
gen Zurückbleiben: 

- Bundeskanzler: 2 322 DM, 

- Bundesminister: 1 982 DM, 

- Parlamentarische Staatssekretäre: 1 506 DM. 

Die Dienstbezüge der beamteten Staatssekretäre können den jeweiligen 
Anlagen IV, V und IX zum Bundesbesoldungsgesetz entnommen werden. 


12. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Wie hoch ist der Bruttobetrag für die derzeitige 
Bemessungsgrundlage von Versorgungsbezügen 
und Übergangsgeldern von ehemaligen Mitglie- 
dern der Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 10. März 1997 


Die derzeitigen Amtsbezüge sind auch Bemessungsgrundlage für die Ver- 
sorgungsbezüge. Bei ehemaligen Mitgliedern der Bundesregierung, 
deren Amtsverhältnis vor dem 30. April 1992 gegründet worden war, sieht 
das Gesetz über die Nichtanpassung von Amtsgehalt und Ortszuschlag 
der Mitglieder der Bundesregierung und der Parlamentarischen Staats- 
sekretäre in den Jahren 1992 bis 1994 vom 26. März 1993 hinsichtlich der 
Bemessungsgrundlage eine Übergangsregelung vor. 


13. Abgeordnete 

Iris 

Follak 

(SPD) 


Welche verfassungsschutzrelevanten Erkennt- 
nisse hat die Bundesregierung mittlerweile über 
den „Armanenorden" gewonnen, nachdem die 
Bundesregierung laut ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD (Druck- 
sachen 13/5434, 13/5349) noch keine eigenen, 
weitgehenden Erkenntnisse hatte, vor dem Hin- 
tergrund, daß laut den Angaben des „Blick nach 
rechts" vom 22. Januar 1997 der „Armanen- 
orden" den „harten Helden" im Thule -Netz als 
Kontaktmöglichkeit empfohlen wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 

Neuere Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung liegen nicht vor. 


Wie reagiert die Bundesregierung auf den vierten 
Grundsatz des „Armanenorden" : „Die Erwek- 
kung des Armanenordens ist für das Germanen- 
tum die Wiedergeburt einer Lebensgestaltung 
auf der Grundlage der naturgesetzlichen Welt- 
ordnung" (vgl. „Blick nach rechts" vom 22. Ja- 
nuar 1997) sowohl in verfassungsschutzrelevan- 
ter als auch in politischer Sicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 

Einzelmaßnahmen der Verfassungsschutzbehörden eignen sich nicht für 
Erörterungen in der Öffentlichkeit. Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
sammelt und wertet Informationen über extremistische Bestrebungen aus, 
soweit entsprechende tatsächliche AiilialLSpunkte vorlicgcn. 


14. Abgeordnete 

Iris 

Follak 

(SPD) 


15. Abgeordnete 

Iris 

Follak 

(SPD) 


Welche verfassungsschutzrelevanten Erkennt- 
nisse hat die Bundesregierung über die gegen- 
wärtige Qualität der Vernetzung zwischen neu- 
germanisch-heidnischen Gruppen und dem 
Rechtsextremismus vor dem Hintergrund, daß 
Werbeanzeigen des „Armanenorden" u. a. in der 
Zeitschrift „Junge Freiheit”, deren Auswertung 
nach Einschätzung des Verfassungsschutzes in 
Nordrhein-Westfalen Anhaltspunkte für den Ver- 
dacht rechtsextremistischer Bestrebungen er- 
brachte, aber auch in „Huginn und Muninn", 
dem Organ der „Arbeitsgemeinschaft natur- 
religiöser Stammesverbände Europas (ANSE)" 
veröffentlicht werden (vql. Drucksache 13/5434, 
S. 8)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 


Auf die Antworten der Bundesregierung zu den Fragen 46 und 47 (Steno- 
graphischer Bericht der 137. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
13. November 1996, S. 12291 f.) wird verwiesen. 


16. Abgeordnete 

Iris 

Follak 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf Pressemel- 
dungen, wonach die „Arbeitsgemeinschaft 
naturreligiöser Stammesverbände Europas 
(ANSE)" als Plattform für die Vereinigung aller 
heidnischer Gruppen in Europa, 1990 gegründet 
von der Armanenorden-Großmeisterin, Sigrun 
Freifrau von Schlichting, mittels der Anzeigen 
und Kurz dar Stellungen in ihrem Organ „Huginn 
und Muninn" europa- und weltweite Kontakte 
unterhält? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 

Einzelmaßnahmen der Verfassungsschutzbehörden eignen sich nicht für 
Erörterungen in der Öffentlichkeit. Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
sammelt und wertet Informationen über extremistische Bestrebungen aus, 
soweit entsprechende tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen. 


17. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium des 
Innern in die Überlegungen zur Rechtschreib- 
reform voll einbezogen war und später seine 
uneingeschränkte Zustimmung zu dieser Reform 
gegeben hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 10. März 1997 


Das Bundesministerium des Innern (BMI) ist in Wahrnehmung seiner Zu- 
ständigkeit für die Amtssprache der Bundesbehörden in die Überlegun- 
gen zur Neuregelung der Rechtschreibung einbezogen. Gemeinsam mit 
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder hat das BMI 1987 
dem Institut für deutsche Sprache in Mannheim den Auftrag erteilt, Vor- 
schläge zur Neuregelung der deutschen Rechtschreibung zu unterbreiten. 
Dieser Auftrag wurde 1991 erneuert. Die Neuregelungsvorschläge sind 
bei den sogenannten Wiener Gesprächen in den Jahren 1986, 1990 und 
1994 von internationalen Wissenschaftlern und Fachbeamten aus elf Staa- 
ten eingehend diskutiert worden. An diesen Wiener Gesprächen hat auch 
ein Vertreter des BMI teilgenommen. Überdies haben die Kultusminister- 
konferenz und das BMI im Mai 1993 eine öffentliche Anhörung zu dem 
1992 unterbreiteten Neuregelungsvorschlag durchgeführt. 

Auf der Grundlage des im Mai 1995 vorgelegten redaktionell überarbeite- 
ten Vorschlags hat das BMI das Bundeskabinett am 21. September 1995 
über den Stand der Beratungen unterrichtet. Nach Abschluß der Beratun- 
gen in der Kultusministerkonferenz am 1. Dezember 1995 und dem 
zustimmenden Votum der Ministerpräsidentenkonferenz vom 5. März 
1996 hat der Bundesminister des Innern das Bundeskabinett am 17. April 
1996 erneut unterrichtet. Das Bundeskabinett hat den Bericht zur Kenntnis 
genommen und den Bundesminister des Innern beauftragt, die Gemein- 
same Absichtserklärung der deutschsprachigen Staaten zusammen mit 
dem Präsidenten der Kultusministerkonferenz zu unterzeichnen. 

Die Gemeinsame Absichtserklärung zur Neuregelung der deutschen 
Rechtschreibung ist am 1. Juli 1996 von Vertretern aus acht Staaten unter- 
zeichnet worden. 


18. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Wie hoch war das Nettogehalt - unter Berück- 
sichtigung von direkten Steuern und Sozialver- 
sicherungsbeiträgen, ohne Berücksichtigung der 
Krankenversicherung - eines 41jährigen verhei- 
rateten Angestellten mit zwei Kindern im Öffent- 
lichen Dienst in den Gehaltsgruppen BAT Ila, Ib, 
I a und I am 1. Juli 1981, am 1. Juli 1986, am 
1. Juli 1991 und am 1. Juli 1996 im Vergleich zur 
entsprechenden Netto-Besoldung eines ver- 
gleichbaren Beamten in den Besoldungsgruppen 
A 13, A 14, A 15 und A 16 zu den gleichen Zeit- 
punkten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 28. Februar 1997 


Einkommensvergleiche zwischen Beamten und Angestellten anhand be- 
tragsmäßig vergleichbarer Vergütungs- und Besoldungsgruppen sind 
punktuelle Betrachtungen, die die unterschiedlichen Beschäftigungs- 
bedingungen der beiden Statusgruppen nicht angemessen berücksichti- 
gen und daher für einen Gesamtvergleich nicht ausreichen. 

Während etwa der berufliche Aufstieg bei Beamten nach Ablegung der 
Laufbahnprüfung neben den individuellen Leistungen insbesondere von 
der Erfüllung der laufbahnrechtlichen Anforderungen, vom Stellenplan 
und den Beförderungsmöglichkeiten abhängt, bestimmt sich die Bezah- 
lung der Angestellten nach den ihnen übertragenen Aufgaben. Ein Ange- 
stellter kann - insbesondere im vergleichbaren mittleren und gehobenen 
Dienst, wo der größte Teil der Angestellten beschäftigt ist - häufig schnel- 
ler in eine höhere Vergütungsgruppe aufsteigen (bzw. schon in einer 
höheren Vergütungsgruppe beginnen) als ein Beamter, der zunächst die 
laufbahnrechtlichen Stationen zu durchlaufen hat und für den u. U. über 
längere Zeit keine freie Beförderungsplanstelle zur Verfügung steht. 

Unterschiede bestehen überdies z. B. bei der Abgeltung von Mehrarbeit 
und Diensten zu ungünstigen Zeiten, bei Zuschlägen usw. Auch die unter- 
schiedliche Besteuerung von Pensionen und Renten wäre in eine aussage- 
kräftige Betrachtung einzubeziehen. 

Die nachfolgende Nettobetrachtung der monatlichen Einkommen ist auch 
insoweit zu relativieren, als entsprechend der Fragestellung die Kranken- 
versicherungsbeiträge und damit die unterschiedliche Beitragsentwick- 
lung in der gesetzlichen und privaten Krankenversicherung ausgeklam- 
mert bleiben. Die Beiträge der privaten und gesetzlichen Krankenver- 
sicherung haben in den letzten Jahren eine völlig unterschiedliche Ent- 
wicklung genommen. Seit 1991 sind die Krankenversicherungsbeiträge 
der nachgefragten Beamtenfamilien beispielsweise bei einem der größten 
Spezialversicherer für den öffentlichen Dienst um rd. 80% gestiegen; die 
Beiträge für entsprechende Angestelltenfamilien in der gesetzlichen 
Krankenversicherung haben sich dagegen um durchschnittlich 33% 
erhöht, auch unter Berücksichtigung der Anhebungen der Beitragsbe- 
messungsgrenze. Diese erheblichen Beitragsverschiebungen der letzten 
Jahre treffen insbesondere verheiratete Beamte als Alleinverdiener mit 
Kindern, da Ehefrau und Kinder mit eigenen Beiträgen gesondert privat zu 
versichern sind, während sie in der gesetzlichen Krankenversicherung 
beitragsfrei mitversichert sind. 

Die monatlichen Bezüge eines 41jährigen verheirateten Angestellten mit 
zwei Kindern betragen ohne die Aufwendungen für die Krankenversiche- 
rung: 


V e r gütun gs grup p e 


1. Juli 1981 

1. Juli 1986 

1. Juli 1991 

1. Juli 1996 

BAT II a 

brutto 

netto 

4 639,57 DM 
3 383,12 DM 

5 277,00 DM 
3 814,63 DM 

6 161,51 DM 
4 450,12 DM 

7 041,18 DM 
4 764,63 DM 

BATIb 

brutto 

netto 

4 954,37 DM 
3 595,68 DM 

5 649,77 DM 
4 024,25 DM 

6 602,69 DM 
4 719,56 DM 

7 545,34 DM 
5 025,69 DM 

BATIa 

brutto 

netto 

5 349,49 DM 
3 852,15 DM 

6 100,12 DM 
4 313,61 DM 

7 123,93 DM 
5 078,28 DM 

8 140,99 DM 
5 348,82 DM 

BATI 

brutto 

netto 

5 981,40 DM 

4 242,62 DM 

6 820,35 DM 
4 735,71 DM 

7 957,52 DM 
5 642,18 DM 

9 093,60 DM 
5 948,79 DM 
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Hierbei sind die für den Bundes- und Landesdienst geltenden BAT-Tabel- 
len zugrunde gelegt. Im kommunalen Dienst können sich wegen abwei- 
chender Vergütungstabellen höhere Beträge ergeben. 


Die monatlichen Bezüge eines 41jährigen verheirateten Beamten mit zwei 
Kindern betragen ohne die Aufwendungen für die Krankenversicherung: 


Besoldungsgruppe 


1. Juli 1981 

1. Juh 1986 

1. Juli 1991 

1. Juli 1996 

A 13 

brutto 

netto 

4 515,63 DM 
3 768,37 DM 

5 089,17 DM 
4 218,54 DM 

5 944,21 DM 
4 933,42 DM 

6 793,02 DM 
5 398,49 DM 

A14 

brutto 

netto 

4 805,12 DM 
3 967,17 DM 

5 428,79 DM 
4 443,61 DM 

6 347,03 DM 
5 214,12 DM 

7 253,33 DM 
5 696,33 DM 

A15 

brutto 

netto 

5 256,87 DM 
4 264,90 DM 

5 938,69 DM 
4 768,31 DM 

6 937,20 DM 
5 619,06 DM 

7 927,78 DM 
6 127,32 DM 

A16 

brutto 

netto 

5 805,61 DM 
4 607,63 DM 

6 558,08 DM 
5 144,85 DM 

7 654,09 DM 
6 104,30 DM 

8 747,07 DM 
6 643,63 DM 


Diese punktuelle Gegenüberstellung läßt allerdings strukturelle Unter- 
schiede der Vergütungs- und Besoldungstabellen außer acht. So erreicht 
zur Zeit beispielsweise ein Angestellter der Vergütungsgruppe II a mit 
45 Jahren die Endvergütung, während ein nach der vergleichbaren Besol- 
dungsgruppe A 13 eingestufter Beamter sie erst mit 47 Jahren erreicht 
Nach der Dienstrechtsreform wird das Endgrundgehalt erst mit 53 Jahren 
erreicht werden und damit acht Jahre später als derzeit noch im Tarif- 
bereich. Hierdurch relativieren sich die Ergebnisse ebenso wie durch den 
Umstand, daß in der Mehrzahl der Länder im alten Bundesgebiet die 
Beamten eine längere Wochenarbeitszeit haben als die Angestellten. 

Wie dargelegt, sind die Ergebnisse im Bereich des höheren Dienstes nicht 
repräsentativ für den Bereich des gehobenen und mittleren Dienstes. Eine 
Aussagekraft der o. g. Tabellen ist deshalb sehr eingeschränkt. 

Ein Vergleich der Nettoeinkommen, den auch die Präsidentin des Bundes- 
rechnungshofes als Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung in der im Herbst 1996 vorgelegten vergleichenden Untersuchung 
„über Auswirkungen der alternativen Verwendung von Beamten oder 
Arbeitnehmern im Bundesdienst'' anführt, besagt nichts über die Kosten, 
die dem Staat als Dienstherrn durch die Beschäftigung von Beamten bzw. 
Arbeitnehmern entstehen. Nach dieser Untersuchung ergibt sich generell 
kein Wirtschaftlichkeitsvorteil bei Beschäftigung von Angestellten statt 
Beamten. 


19. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Welche zeitlichen Verzögerungen hat es bei der 
Übertragung der Tarifergebnisse im öffentlichen 
Dienst auf den Beamtenbereich seit 1981 gege- 
ben, und welchen auf den Monat umgerechneten 
Sparbeitrag haben Beamte in den Besoldungs- 
gruppen A 13, A 14, A 15 und A 16 (an einigen 
Beispielen dargestellt) in den Jahren 1981 bis 
1996 dadurch geleistet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 28. Februar 1997 

Die Tarif ergebnisse für den Arbeitnehmerbereich des öffentlichen Dien- 
stes sind seit 1981 nicht immer zeit- und inhaltsgleich auf den Beamten- 
bereich übertragen worden. 
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Bereits in den Jahren 1983 und 1984 war die tarifliche Bezügeanpassung 
nicht in voller Höhe auf den Beamtenbereich übertragen worden. So ist die 
im Tarifbereich zum 1. März 1983 vereinbarte 2% -Erhöhung im Beamten- 
bereich erst vier Monate später zum 1. Juli 1983 erfolgt. Die weiteren Erhö- 
hungen im Tarifbereich von jeweils 0,5% zum 1. Juli 1983 und 1. März 
1984 sind auf den Beamtenbereich überhaupt nicht übertragen und auch 
später nicht nachvollzogen worden. Allein dadurch sind bis 1997 bei Bund, 
Ländern und Gemeinden ca. 16 bis 18 Mrd. DM, im Bund etwa 3,2 bis 
3,6 Mrd. DM eingespart worden. 

Durch die zeitlichen Verschiebungen der Besoldungs-ZVersorgungs- 
anpassungen in den 90er Jahren haben die Beamten, Richter, Soldaten 
und Versorgungsempfänger insgesamt rd. 4,4 Mrd. DM in allen öffent- 
lichen Haushalten eingespart. Im einzelnen sind durch das zeitliche 
Hinausschieben der Erhöhungen folgende Sparbeiträge erbracht worden: 

- in 1991 durch zwei Monate Verschiebung 1,39 Mrd. DM, 

- in 1993 durch vier Monate Verschiebung 1,57 Mrd. DM, 

- in 1994 durch drei bzw. vier Monate Verschiebung 1 Mrd. DM, 

- durch die im Bundesbesoldungs- und -Versorgungsanpassungsgesetz 
1996/1997 vorgesehenen zeitlichen Verschiebungen von zwei bzw. 
sechs Monaten weitere 0,4 Mrd. DM in 1997. 

Aus diesen Gesamteinsparungen von mehr als 20 Mrd. DM in allen öffent- 
lichen Haushalten ergeben sich für die Beamten in den Besoldungsgrup- 
pen A 13 bis A 16 beispielhaft folgende Einsparungsbeiträge: 

Durch den 1% -Anpassungsrückstand aus den Jahren 1983 und 1984 sind 
in den Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 bisher insgesamt folgende Spar- 
beiträge geleistet worden: 

-inBesGr. A13 10 080,35 DM - in BesGr. A 14 10 930,23 DM 

- in BesGr. A 15 11 960,44 DM - in BesGr. A 16 13 208,14 DM. 


Durch die zeitlichen Verschiebungen der Besoldungsanpassungen in den 
90er Jahren ergeben sich folgende jährliche Einsparungen: 



A13 

A14 

A15 

A16 

1991 (2 Monate) 

672,98 DM 

718,60 DM 

785,40 DM 

866,54 DM 

1993 (4 Monate) 

752,04 DM 

803,00 DM 

877,60 DM 

968,32 DM 

1994 (4 Monate) 

516,36 DM 

551,32 DM 

602,64 DM 

664,92 DM 

1997 (2 Monate) 

171,58 DM 

186,70 DM 

204,24 DM 

225,54 DM 


20. Abgeordneter Aus welchen Gründen werden für Bundesbeamte 

Fritz Rudolf die freien Tage nach § la Arbeitszeitverordnung 

Körper ganz gestrichen, statt - wie im Tarifbereich - auch 

(SPD) den Beamten einen freien Tag und eine Arbeits- 

befreiung für Heiligabend und Silvester zu ge- 
währen? 


21. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung eine solche 
Ungleichbehandlung von Beamten und Tarifbe- 
schäftigten, und soll die beamtenrechtliche Rege- 
lung dem Ziel dienen, das Tarifergebnis vom Juni 
1996 zu korrigieren? 


10 




Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7218 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. März 1997 

Mit der Streichung der beiden freien Tage nach § la der Arbeitszeit- 
verordnung a. F. haben die Bundesbeamten einen weiteren besonderen 
Sparbeitrag geleistet. Die entsprechende Änderung der vorgenannten 
Verordnung bezweckte nicht, das Tarif ergebnis vom Juni 1996 zu korri- 
gieren; dementsprechend soll bei sich bietender Gelegenheit - ebenso 
wie im Tarifbereich — auch die Dienstbefreiung für Heiligabend und Sil- 
vester vorgesehen werden. 

Angesichts der unterschiedlichen Natur der beiden Statusgruppen ist die 
Gleichbehandlung von Beamten und Tarifbeschäftigten keine Frage 
punktueller Vergleiche einzelner Bestimmungen. Sachgerecht läßt sich 
die Frage vielmehr nur im Rahmen einer Gesamtbetrachtung aller Rah- 
menbedingungen beantworten. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß bei einer solchen Abwägung durch den Wegfall auch des zweiten 
freien Tages für die Bundesbeamten kein Ungleichgewicht eingetreten 
ist. 


22. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Welche verfassungsschutzrelevanten Informatio- 
nen liegen der Bundesregierung über die Verbin- 
dungen der Ariogermanischen Kampfgemein- 
schaft (vgl. Drucksache 13/5434) zur Skin-Band 
„Landser" vor (s. „Blick nach rechts" vom 21. Ja- 
nuar 1997)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. März 1997 

Mitglieder der neonazistischen Funktionärsgruppe „Vandalen - Arioger- 
manische Kampfgemeinschaft" (VAN) waren 1996 in ein Ermittlungsver- 
fahren gegen die Skinhead-Musikgruppe „Landser" wegen der Produk- 
tion und des Vertriebes der CD „Republik der Strolche", die volksverhet- 
zenden Inhalt hat, einbezogen. Die Wohnungen mehrerer Mitglieder der 
„Vandalen", die zum Teil im Verdacht stehen, als Bandmitglieder an der 
Produktion beteiligt gewesen zu sein, und ein von den „Vandalen" in Ost- 
berlin genutztes Gebäude, das als Probenraum der Band „Landser" 
gedient haben soll, wurden durchsucht. Das Strafverfahren ist noch nicht 
abgeschlossen. 


23. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Welche verfassungsschutzrelevanten Erkennt- 
nisse hat die Bundesregierung darüber, daß die 
1911 gegründte „Deutschgläubige Gemeinschaft 
e. V." (vgl. Drucksache 13/5434) Kontakte unter 
anderem nach Österreich und Großbritannien 
unterhält (s. „Blick nach rechts" vom 22. Januar 
1997)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. März 1997 

Weitergehende Erkenntnisse im Sinne der Anfrage liegen nicht vor. Im 
übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
des Abgeordneten Siegfried Vergin, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion der SPD (Drucksache 13/5434), insbesondere zu Frage 24, verwiesen. 
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24. Abgeordneter 
Rezzo 
Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


An wie vielen Tagen im Jahr 1996 konnten die 
Mitglieder der Bundesregierung wegen Erkran- 
kung ihrem Dienst nicht nachkommen, und 
weicht damit der durchschnittliche Krankenstand 
der Regierungsmitglieder von dem anderer 
Berufsgruppen ab? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. März 1997 

Wie aus meiner Antwort vom 18. Februar 1997 zu Ihren Fragen 7 und 8 in 
Drucksache 13/7116 ersichtlich, ist es nicht zu einer gesetzlichen Rege- 
lung gekommen, die Anlaß gegeben hätte, Aufzeichnungen zu den von 
Ihnen erfragten Umständen zu fertigen. 


25. Abgeordnete 

Cornelia 

Schmalz-Jacobsen 

(F.D.P.) 


Seit wann und inwieweit hatte die Bundesregie- 
rung Kenntnis vom dauernden Aufenthalt steck- 
brieflich gesuchter RAF-Terroristen in der ehe- 
maligen DDR? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 

Seit der Festnahme der gesuchten Terroristen in der DDR im Jahr 1990 
hatte die Bundesregierung Kenntnis von dem dortigen Aufenthalt der Per- 
sonen. 


26. Abgeordnete 

Cornelia 

Schmalz-Jacobsen 

(F.D.P.) 


Wie wurde entsprechenden Hinweisen nach- 
gegangen, die dem BKA laut aktuellen Presse- 
meldungen seit Mitte der achtziger Jahre Vor- 
lagen, und hat es zwischenstaatliche Kontakte 
mit dem Ziel gegeben, die Gesuchten an die Bun- 
desrepublik Deutschland auszuliefern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 

In den Jahren 1985 bis 1988 gab es - neben zahlreichen Hinweisen vor- 
zugsweise auf den Nahen Osten - auch einige Hinweise auf einen mög- 
lichen Aufenthalt von Silke Maier-Witt, Inge Viett und Susanne Albrecht 
in der DDR. 

In allen Fällen sind die Sicherheitsbehörden diesen Hinweisen nach- 
gegangen. 

So trat das Bundeskriminalamt im Dezember 1987 an die Ständige Vertre- 
tung der DDR in Bonn heran. Insbesondere wurde gezielt nach Herkunft 
und Verbleib einer Person namens Gerlach (Pseudonym der Silke Maier- 
Witt) gefragt. Das Ersuchen, bei dem auch eine schriftliche Unterlage aus- 
gehändigt wurde, blieb unbeantwortet. 

Auch auf justitieller Ebene wurde in diesem Zusammenhang versucht, mit 
der DDR in Kontakt zu treten. Dem Bundesministerium der Justiz wurde 
daraufhin im Mai 1988 aus dem DDR- Justizministerium offiziell mitgeteilt: 
„Die Überprüfung der von ihnen genannten Person hat bestätigt, daß sie 
sich nicht in der DDR auf hält. " 
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27. Abgeordnete 

Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
darüber, daß die „Germanische Glaubens-Ge- 
meinschaft" (vgl. Drucksache 13/5434) zeitweilig 
eng mit der „Heidnischen Gemeinschaft" (vgl. 
Drucksache 13/5434) verbunden war (vgl. „Blick 
nach rechts" vom 22. Januar 1997)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom tl. März 1997 

Neuere Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung liegen nicht vor. Auf die 
Antwort zu den Fragen 9 und 10 der Kleinen Anfrage der Abgeordneten 
Siegfried Vergin, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD, 
Drucksache 13/5434, wird verwiesen. 


28. Abgeordnete 

Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


Welche verfassungsschutzrelevanten Erkennt- 
nisse hat die Bundesregierung mittlerweile über 
die „Vandalen - Ariogermanische Kampfge- 
meinschaft" (vgl. Drucksache 13/5434) gewon- 
nen, nachdem die Bundesregierung laut ihrer 
Antwort (Drucksache 13/5434) auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion der SPD (Drucksache 
13/5349) noch keine eigenen, weitergehenden 
Erkenntnisse hatte - vor dem Hintergrund, daß 
die „Vandalen - Ariogermanische Kampfge- 
meinschaft" sich u. a. in der Skin- Zeitschrift 
„Preußens Gloria" selbst darstellt und dabei auch 
die „Artgemeinschaft" (vgl. Drucksache 13/5434) 
als weitere Kontaktmöglichkeit offeriert (vgl. 
„Blick nach rechts" , 22. Januar 1997)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 11. März 1997 

Die nach eigenen Angaben seit 1982 bestehende neonazistische Funktio- 
närsgruppe „Vandalen — Ariogermanische Kampfgemeinschaft" (VAN) in 
Berlin lebt nach alten germanischen Ordnungsbildern und Riten und ver- 
wendet u. a. Parolen wie „Wir sind stolz, Arier zu sein! " , „Odin statt Jesus" 
und „Rassenmischung ist Völkermord!". Seit 1990 beteiligte sie sich an 
Zusammenkünften der inzwischen verbotenen Vereinigungen „Freiheit- 
liche Deutsche Arbeiterpartei" (FAP) und „Nationalistische Front" (NF) 
sowie der Gruppierung „Wotans Volk". Mitglieder der VAN waren 1996 
in ein Ermittlungsverfahren gegen die Skinhead-Musikgruppe „Landser" 
wegen der Produktion und des Vertriebs der volksverhetzenden CD 
„Republik der Strolche" einbezogen. Die Wohnungen mehrerer Mitglie- 
der, die zum Teil im Verdacht stehen, als Bandmitglieder an der Produk- 
tion beteiligt gewesen zu sein, und ein von der VAN in Ostberlin genutztes 
Gebäude, das als Probenraum der Band „Landser" gedient Ixaben soll, 
wurden durchsucht. Das Strafverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 


29. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit trifft es zu, daß der Bundesminister des 
Innern trotz geltenden Einstellungsstopps in der 
sog. Gauck-Behörde zugestimmt hat, die dortige 
Stelle eines stellvertretenden Leiters einer Abtei- 
lung zum 1. März 1997 auf Basis eines unbefriste- 
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ten Beschäftigungsverhältnisses mit einem kürz- 
lich der CDU beigetretenen ehemaligen Politiker 
der Bürgerbewegung besetzen zu lassen, und 
inwieweit trifft es zu, daß der Bundesminister des 
Innern seine zuvor eingenommenen Positionen, 
diese Stelle nicht oder allenfalls befristet wieder- 
besetzen zu lassen, erst aufgegeben hat, nach- 
dem seiner Behörde ein entsprechendes Ersu- 
chen aus der Bundesgeschäftsstelle der CDU 
zugegangen sein soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 10. März 1997 


Das Bundesministerium des Innern (BMI) hat von dem im BMI und seinem 
nachgeordneten Bereich praktizierten Einstellungsstopp eine Ausnahme 
zur Nachbesetzung der vakant gewordenen Dauer-Funktion des Fachbe- 
reichsleiters BF 1 beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staats- 
sicherheitsdienstes der ehemaligen DDR erteilt. Der für die Nachfolge 
vom zuständigen Behördenleiter, Herrn Gauck, ausgewählte Bewerber ist 
ein ausgewiesener Experte u. a. zu dem in der Dienststelle wissenschaft- 
lich noch nicht aufbereiteten Themenkomplex „Opposition und Wider- 
stand in der DDR" . 

Die für die Einstellung erforderliche Ausnahme reiht sich daher folgerich- 
tig in die Praxis ein, Ausnahmegenehmigungen für die Gewinnung von 
unabweisbar erforderlichen Spezialisten zu erteilen, wenn sich solche im 
Personalbestand des BMI nicht finden lassen. 


30. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung die dem Hauptper- 
sonalrat des Bundesministeriums des Innern am 
14. August 1996 gegebene Bestandsgarantie für 
die Erhaltung von acht Warnämtern mit jeweils 
15 Mitarbeitern, also 120 Beschäftigten, sicher- 
stellen, wenn zwischenzeitlich feststeht, daß das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit die Liegenschaften der Warn- 
ämter für die Wahrnehmung von Aufgaben nach 
dem Strahlenschutzgesetz als unwirtschaftlich 
aufgibt und deshalb nur noch sechs Meßknoten 
künftig auf vorhandenen Grundstücken des Bun- 
desamtes für Strahlenschutz unterbringen will? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 10. März 1997 


Nach der Neukonzeption des Zivilschutzes nehmen die Warnämter der- 
zeit nur noch Aufgaben nach dem Strahlenschutzvorsorgegesetz wahr. In 
Abstimmung mit dem für diese Aufgaben fachlich zuständigen Bundesmi- 
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) wurden 
1994 die hierfür nötige Zahl der Warnämter von zehn auf acht reduziert 
und das Soll der Mitarbeiter von je 28 auf 15 verringert. Diese Zahlen wur- 
den seinerzeit dem Hauptpersonalrat beim Bundesministerium des Innern 
mitgeteilt, ohne daß damit eine Bestandsgarantie abgegeben wurde. 
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Neuere Überlegungen im Zusammenhang mit dem Übergang des von den 
Warnämtern betreuten Meßnetzes in den Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit haben dazu 
geführt, daß die Zahl der Standorte auf sechs und des dafür benötigten 
Personals auf 67 verringert werden kann. Maßgebend hierfür ist im 
wesentlichen die Modernisierung des Datenverarbeitungssystems. 


31. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um die Bestandsgarantie für 120 der 
derzeit 132 Beschäftigten der Warnämter zu 
gewährleisten, obwohl das neue Konzept des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit nur noch 63 Stellen für 
Bedienstete der Warnämter vorsieht und sich so 
bereits heute mit einem Personalüberhang von 
voraussichtlich bis zu 100 Beschäftigten rechnen 
läßt 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 10. März 1997 

Die derzeitige Personallage im Warndienst und die bereits eingeleiteten 
personalwirtschaftlichen Maßnahmen stellen sich im einzelnen wie folgt 
dar: 

Von den am 1. März 1997 in den Warnämtern beschäftigten 132 Mitarbei- 
ter werden 19 ihr Arb eits Verhältnis durch bereits abgeschlossene Auf- 
lösungsverträge beenden. 29 Mitarbeiter sind schon mit dem Ziel der Ver- 
setzung zu anderen Behörden abgeordnet. Nachdem für weitere 38 Mit- 
arbeiter die Weiterbeschäftigung beim BMU möglich ist, reduziert sich der 
aktuelle Überhang bei den Warnämtern auf 46 Mitarbeiter. Durch gezielte 
Ansprache sollen möglichst viele dieser Mitarbeiter für eine künftige 
dienstliche Verwendung im Geschäftsbereich des BMU gewonnen wer- 
den. Soweit Mitarbeiter evtl, höhere Anforderungen noch nicht erfüllen, 
werden dienstbegleitende Fortbildungsmaßnahmen angeboten. 

Darüber hinaus werden alle übrigen personal wirtschaftlichen Instru- 
mente, insbesondere die Anwendung der Rationalisierungsschutztarifver- 
träge auf die verbliebenen Mitarbeiter des Warndienstes angewendet. Die 
Möglichkeit, Beschäftigte des Warndienstes mit Planstellen/Stellen unter 
Ausbringung von personenbezogenen kw-Vermerken in andere Behör- 
den/Dienststellen umzusetzen, besteht fort. 


32. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung bei Integration des 
Meßnetzes in den Geschäftsbereichen des Bun- 
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit zur Nutzung rein friedens- 
mäßiger Aufgaben sicherstellen, daß die Einsatz- 
tauglichkeit dieses Gefahrenerfassungssystems 
im Verteidigungsfall nicht verlorengeht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 10. März 1997 

Der Betrieb des Meßnetzes erfolgt auf der Grundlage des Strahlenschutz- 
vorsorgegesetzes sowie der Allgemeinen Verwaltungs Vorschrift zum inte- 
grierten Meß- und Informationssystem, die auch in einem Verteidigungs- 
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fall anzuwenden sind. Die Überleitung des Meßnetzes in den Geschäfts- 
bereich des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat deshalb keine negativen Auswirkungen auf seine Funk- 
tionsfähigkeit im Verteidigungsfall. 


33. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie soll die Warnung der Zivilbevölkerung im 
Verteidigungsfall vor radioaktiven Gefahren 
sichergestellt werden, wenn das Bundesministe- 
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit den Ländern nur reine Meßwerte zur Ver- 
fügung stellt, eine effiziente Warnung aber aus- 
gearbeitete Vorhersagen erfordert, die Auskunft 
darüber geben, wann in welchen Gebieten mit 
welcher Gefährdung durch radioaktiven Nieder- 
schlag zu rechnen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 10. März 1997 

Die Warnung der Bevölkerung erfolgt durch die für die Gefahrenabwehr 
zuständigen Stellen der Länder. Dies gilt jetzt schon in Friedenszeiten und 
soll nach § 6 des neuen Zivilschutzgesetzes auch in einem Verteidigungs- 
fall gelten. Diese Stellen sind — ebenso wie in der Vergangenheit die 
Warnämter - in der Lage, ihre Aufgaben sachgerecht wahrzunehmen. 


34. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


Ist der Bundesregierung der Verkehrsunfall 
bekannt, bei dem am 28. Januar 1997 auf der 
A 352 in Hannover-Langenhagen drei Personen 
getötet wurden, und trifft es zu, daß es sich bei 
den Insassen des Unfall verursachenden Autos, 
gegen die u. a. wegen Körperverletzung mit 
Todesfolge ermittelt wird, um Angehörige des 
Bundeskriminal amte s (BKA) handelt? 


35. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


War das unfallverursachende BKA-Auto bzw. 
waren dessen Insassen zum Unfallzeitpunkt im 
dienstlichen Einsatz unterwegs, und gedenkt die 
Bundesregierung, Konsequenzen aus diesem 
Vorfall zu ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 10. März 1997 


Der Bundesregierung ist der Verkehrsunfall vom 28. Januar 1997 auf der 
BAB 352 Hannover-Langenhagen, bei dem drei Personen tödlich und eine 
Person lebensgefährlich verletzt wurden, bekannt. In den Unfall war ein 
Fahrzeug des Bundeskriminalamtes verwickelt, das im Rahmen eines 
dienstlichen Einsatzes unterwegs war. 

Die Ermittlungen der zuständigen Staatsanwaltschaft über den Unfallher- 
gang sind noch nicht abgeschlossen. Aus diesem Grunde ist derzeit keine 
Aussage darüber möglich, ob und ggf. welche Konsequenzen aus diesem 
Vorfall zu ziehen sind. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


36. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Wodurch wird ausgeschlossen, daß Banken 
Bankguthaben Verstorbener ohne Erben behal- 
ten, die nach den gesetzlichen Vorschriften dem 
Staat zufallen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. März 1997 

Nach § 1936 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) ist der Fiskus gesetz- 
licher Erbe eines Verstorbenen, wenn dieser weder einen Verwandten 
noch einen Ehegatten hinterläßt. Nach § 4 der nach allgemeiner Meinung 
fortgeltenden Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 
5. Februar 1934 (RGBL 1934 I, S. 85) in Verbindung mit § 1936 Abs. 1 BGB 
erbt grundsätzlich der Fiskus des Bundeslandes, in dem der Erblasser zur 
Zeit des Todes seine Niederlassung hatte. 

Von dem Fiskus als gesetzlichem Erben kann ein Recht erst geltend 
gemacht werden, nachdem von dem Nachlaßgericht festgestellt worden 
ist, daß ein anderer Erbe nicht vorhanden ist (§ 1966 BGB). Diese Feststel- 
lung erfolgt nach näherer Maßgabe der §§ 1964, 1965 BGB von Amts 
wegen. Unmittelbare Mitteilungspflichten des Standesbeamten an das 
Nachlaßgericht über Sterbefälle bestehen nur in begrenztem Umfang 
nach landesrechtlichen Vorschriften. Der Standesbeamte hat jedoch nach 
§ 9 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung vom 
20. Dezember 1996 (BGBl. I, S. 2049) für den Kalendermonat die von ihm 
beurkundeten oder ihm sonst bekannt gewordenen Sterbefälle in einer 
Totenliste zu erfassen und dem hierfür zuständigen Finanzamt als Unter- 
lage für die Veranlagung zur Erbschaftsteuer mitzuteilen. Außerdem hat 
nach § 33 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) 
eine Bank dem zuständigen Erbschaftsteuer-Finanzamt Anzeige über bei 
ihr geführte Konten und Wertpapierdepots eines Erblassers zu erstatten, 
wenn ihr der Tod des Erblassers bekannt geworden ist. Wenn keine Erben 
bekannt sind, beantragt das Finanzamt regelmäßig die Bestellung eines 
Nachlaßpflegers beim zuständigen Nachlaßgericht. Dieses hat aufgrund 
der damit erlangten Kenntnis vom Erbfall von Amts wegen die Erben zu 
ermitteln und gegebenenfalls das Erbrecht des Fiskus festzustellen. 

Kommt das Fiskalerbrecht zum Zuge, so ist der Vermögensanfall steuer- 
frei nach § 13 Abs. 1 Nr. 15 ErbStG, weshalb das Finanzamt den Fall ohne 
weitere Mitteilung an andere Stellen zu den Akten nimmt. Von dem nach- 
laßgerichtlichen Feststellungsbeschluß, aus dem sich das Fehlen anderer 
Erben und der im Einzelfall erbende Fiskus ergeben muß, hat jedoch nach 
§ 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (FGG) in Verbindung mit Artikel 2 der Verordnung vom 
18. März 1935 (RGBl. I, S. 381) das Nachlaßgericht die nach Landesrecht 
zuständige Stelle, meist den Regierungspräsidenten, zu benachrichtigen. 

Nach § 1936 BGB wird der Staat privatrechtlicher Erbe, also Gesamt- 
rechtsnachfolger wie alle anderen Erben auch. Er hat sich damit in grund- 
sätzlich gleicher Weise wie diese anhand des vom Erblasser Hinterlasse- 
nen über den Umfang des Nachlasses zu informieren und die sich hieraus 
ergebenden Ansprüche - etwa gegen Banken - geltend zu machen. Son- 
derregelungen zugunsten des Fiskus sieht das Zivilrecht nicht vor. Diese 
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erscheinen auch aufgrund der geringen Bedeutung des Fiskuserbrechts 
entbehrlich, die sich aus seiner doppelten Subsidiarität ergibt: Das Erb- 
recht des Fiskus kommt zum einen - als gesetzliches Erbrecht - nur dann 
zum Zuge, wenn der Erblasser nicht abweichend verfügt hat, was jedoch 
bei erhebhcheren Vermögenswerten eher selten der Fall sein dürfte. 
Zudem steht das gesetzliche Erbrecht des Fiskus im Rang der Berechti- 
gung aller anderen gesetzlichen Erben nach. Angesichts der unbegrenz- 
ten Verwandtenerbfolge des BGB wird der Fiskus damit nur in den sehr 
seltenen Fällen gesetzlicher Erbe, in denen bei Fehlen einer Verfügung 
von Todes wegen überhaupt kein Verwandter des Verstorbenen ermittelt 
werden kann. 


37. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in 
denen eine Bank Guthaben von Verstorbenen 
ohne Erben nicht den gesetzlichen Bestimmun- 
gen gemäß abgeführt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 10. März 1997 

Nein. 


Geschäftsbereich des Buhdesministeriums der Finanzen 


38. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Auswirkungen auf die angespannte 
Arbeitsmarktlage im Großraum Nürnberg wer- 
den sich nach Auffassung der Bundesregierung 
durch den ihrerseits geplanten Abzug der Bun- 
desabteilungen (Zoll- und Verbrauchsteuer- und 
Bundesvermögensabteilung) der Oberfinanzdi- 
rektion Nürnberg bei gleichzeitiger Zusammen- 
legung mit den Bundesabteilungen bei der Ober- 
finanzdirektion München ergeben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 13. März 1997 

Die Meinungsbildung im Bundesministerium der Finanzen über die nach 
Maßgabe des Kabinettbeschlusses vom 7. Februar 1996 zur Straffung der 
Bundesbehörden im einzelnen zusammenzulegenden Bundesabteilun- 
gen der Oberfinanzdirektionen, insbesondere zu den Standortfragen, ist 
noch nicht abgeschlossen. Für Bayern ist bislang lediglich geplant, die 
beiden Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen sowie die Bundesvermö- 
gensabteilungen an einem Standort jeweils zusammenzuführen. Bei einer 
Verlagerung der Bundesabteilungen von Nürnberg nach München wären 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt rd. 400 Arbeitsplätze betroffen. Die beson- 
dere Arbeitsmarktlage im Großraum Nürnberg ist in die nach dem Finanz- 
verwaltungsgesetz vorgeschriebene Beteiligung des Freistaats einzu- 
beziehen. 
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39. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
ein Abzug der Bundesabteilungen der Oberfi- 
nanzdirektion Nürnberg bei gleichzeitiger Zu- 
sammenlegung mit den Bundesabteilungen bei 
der Oberfinanzdirektion München dem Beschluß 
des Ministerrats der Bayerischen Staatsregierung 
vom 31. März 1992, den Verdichtungsraum Mün- 
chen durch Verlagerung von Behörden in andere 
Landesteile zu entlasten, zuwiderläuft, und ist 
dies beabsichtigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 13. März 1997 


Die Bundesregierung hat dem von Ihnen genannten Anliegen des Frei- 
staates, den Verdichtungsraum München durch Verlagerung von Behör- 
den in andere Landesteile zu entlasten, bereits bei der Neuorganisation 
der Bundesvermögensämter auf Ortsebene Rechnung getragen. Da der 
Meinungsbildungsprozeß noch nicht abgeschlossen ist, liegt der von 
Ihnen aufgezeigte mögliche Widerspruch nicht vor. 


40. Abgeordnete 

Petra 

Bläss 

(PDS) 


Sind die Informationen zutreffend, nach denen 
mobilitätseingeschränkten schwerbehinderten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit den 
Vorstellungen zur Steuerreform die bisherigen 
Nachteilsausgleiche nicht mehr gewährt werden, 
und welche Auswirkungen erwartet die Bundes- 
regierung? 


41. Abgeordnete 

Petra 

Bläss 

(PDS) 


Welche steuerlichen Auswirkungen wird nach 
Berechnungen der Bundesregierung die Absicht, 
im Rahmen der Steuerreform die Entfernung- 
spauschale zu ändern, auf mobilitätseinge- 
schränkte schwerbehinderte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer haben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 6. März 1997 

Aus der Sicht der Bundesregierung enthalten die Petersberger Steuer- 
vorschläge keine Beschränkungen für mobilitätseingeschränkte Schwer- 
behinderte. 

Behinderte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können derzeit für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte anstelle des gesetzlichen 
Kilometerpauschbetrags von 0,70 DM je Entfernungskilometer ihre tat- 
sächlichen Aufwendungen oder ohne Einzelnachweis den Kilometersatz 
von 0,52 DM je gefahrenen Kilometer geltend machen. Dies soll beibehal- 
ten werden. 


42. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung aufgrund der Europä- 
ischen Datenschutzrichtlinie Handlungsbedarf 
gegenüber privaten Krankenversicherungen, 
durch deren Abrechnungsmodalitäten die 
Gesundheitsdaten von mitversicherten Familien- 
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angehörigen nicht ausreichend geschützt sind, 
weil z. B. Ehegatten und erwachsene Kinder nicht 
darüber bestimmen können, welche Gesund- 
heitsdaten anderen Personen (z. B. dem Ehegat- 
ten bzw. den Eltern) ohne Einwilligung des 
Betroffenen zugänglich gemacht werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1997 

Nach Maßgabe der Europäischen Datenschutzrichtlinie dürfen private 
Krankenversicherungen Daten über die Gesundheit mit Einwilligung der 
betroffenen Personen (Artikel 8 Abs. 2 Buchstabe a) zu Abrechnungszwek- 
ken verwenden. Dies ist auch mögUch aufgrund einzelstaatlicher Rechts- 
vorschriften, die die Verarbeitung personenbezogener Daten zum Zwecke 
der Gesundheitsvorsorge, der medizinischen Diagnostik, der Gesund- 
heitsversorgung oder Behandlung oder für die Verwaltung von Gesund- 
heitsdiensten erlauben (Artikel 8 Abs. 3). 

Anspruch auf Kostenerstattung gegenüber der privaten Krankenversiche- 
rung hat - auch bei Kosten, die für mitversicherte Familienangehörige 
angefallen sind - grundsätzlich nur der Versicherungsnehmer. Ehegatten, 
die verhindern wollen, daß der Partner und Versicherungsnehmer von 
Vorerkrankungen oder Diagnosen erfährt, können aber in der Pegel 
getrennte Verträge abschließen. Mitversicherte Kinder haben nach Vol- 
lendung des 18. Lebensjahres die Möglichkeit, beim Versicherer eine Ver- 
tragstrennung zu beantragen. 

Nach den geltenden Musterbedingungen für die Krankheitskosten- und 
Krankenhaustagegeldversicherung sind die Versicherungsunternehmen 
auch berechtigt, an den Überbringer bzw. Übersender von ordnungs- 
gemäßen Nachweisen zu leisten. 

In der Praxis werden daher auch Rechnungen von mitversicherten Fami- 
lienangehörigen zur Kostenerstattung direkt eingereicht, ohne daß dem 
Versicherungsnehmer Gesundheitsdaten offenbart werden. In der 
Abrechnung, die der Versicherungsnehmer erhält, sind keine Diagnose- 
daten enthalten. 


43. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung diese Lücke 

Hans im gesundheithehen Datenschutz zu schließen? 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1997 

Nach Auffassung der Bundesregierung hegt eine Lücke im gesundheit- 
lichen Datenschutz nicht vor. 


44. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Bulling-Schröter 

(PDS) 


Welche Mehr- bzw. Mindereinnahmen resultie- 
ren aus der Erhöhung des steuerfreien Existenz- 
minimums auf 17 000 DM bei einem Eingangs- 
steuersatz von 15 Prozent und einem Spitzen- 
steuersatz von 55 Prozent ab einem Jahresein- 
kommen von 120000 DM bzw. 125000 DM bei 
linear progressiv steigendem Tarifverlauf? 
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45. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Bulling-Schröter 

(PDS) 


Welche Mehr- bzw. Mindereinnahmen resultie- 
ren aus der Erhöhung des steuerfreien Existenz- 
minimums auf 17000 DM bei einem Eingangs- 
steuersatz von 20 Prozent und einem Spitzen- 
steuersatz von 55 Prozent ab einem Jahresein- 
kommen von 120000 DM bzw. 125000 DM bei 
linear progressiv steigendem Tarifverlauf? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 

vom 5. März 1997 

Die entstehungsmäßigen Einkommensteuermindereinnahmen im Jahre 

1999 werden geschätzt bei einem steuerfreien Existenzminimum von 

17000 DM und 

1. einem Grenzsteuersatz von 15 v. H. bis 55 v. H. für zu versteuernde Ein- 
kommen ab 17010 DM bis 120 041 DM (Progressionszone) und einem 
Grenzsteuersatz von 55 v. H. ab 120042 DM (obere Proportionalzone) 
auf 100,0 Mrd. DM, 

2. einem Grenzsteuersatz von 15 v. H. bis 55 v. H. für zu versteuernde Ein- 
kommen ab 17010 DM bis 125009 DM (Progressionszone) und einem 
Grenzsteuersatz von 55 v. H. ab 125010 DM (obere Proportionalzone) 
auf 103,5 Mrd. DM, 

3. einem Grenzsteuersatz von 20 v. H. bis 55 v. H. für zu versteuernde Ein- 
kommen ab 17010 DM bis 120041 DM (Progressionszone) und einem 
Grenzsteuersatz von 55 v. H. ab 120042 DM (obere Proportionalzone) 
auf 65,7 Mrd. DM, 

4. einem Grenzsteuersatz von 20 v. H. bis 55 v. H. für zu versteuernde Ein- 
kommen ab 17 010 DM bis 125009 DM (Progressionszone) und einem 
Grenzsteuersatz von 55 v. H. ab 125010 DM (obere Proportionalzone) 
auf 68,7 Mrd. DM. 


46. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Auf welche Erkenntnisse und Daten stützt die 
Bundesregierung ihre im Jahreswirtschaftsbe- 
richt 1997 auf Seite 56 geäußerte Einschätzung, 
wonach es beim Beteiligungsbesitz der Banken 
eine „in den vergangenen Jahren insgesamt 
rückläufige Entwicklung" gegeben habe, und auf 
welchen Zeitraum bezieht sich diese Aussage? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 6. März 1997 

Die Feststellung der Bundesregierung im Jahreswirtschaftsbericht 1997, 
daß in den vergangenen Jahren insgesamt eine rückläufige Entwicklung 
des Beteiligungsbesitzes von Kreditinstituten zu beobachten ist, stützt sich 
vor allem auf eine Untersuchung des Bundesverbandes deutscher Banken 
aus dem Jahre 1995. 

In dieser Untersuchung wird unter anderem festgestellt, daß die zehn 
größten Privatbanken ihren Anteil am Kapital der deutschen Kapital- 
gesellschaften von 1,3% im Jahre 1976 auf 0,7% im Jahre 1986 und 0,4% 
im Jahre 1994 verringert haben. 
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Zu dem Umfang, in dem der Bundesregierung zu diesem Themenbereich 
Daten der Aufsichtsbehörden vorliegen, verweise ich auf die Antwort zu 
Ihren Fragen 28 und 29 in Drucksache 13/2801. 

Wie im Jahreswirtschaftsbericht angekündigt, wird die Bundesregierung 
die Entwicklung des Beteiligungsbesitzes weiterhin aufmerksam beob- 
achten. Der Gesetzesentwurf zur Kontrolle und Transparenz im Unterneh- 
mensbereich hat zum Ziel, zukünftig Bankenbeteiligungen transparenter 
zu machen. So müssen Kreditinstitute im Anhang zum Jahresabschluß 
zukünftig unter anderem alle Beteiligungen an großen Kapitalgesellschaf- 
ten angeben, die 5 % der Stimmrechte überschreiten. 


47. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Wie hat sich in diesem Bezugszeitraum der Betei- 
ligungsbesitz aller deutschen Kreditinstitute bzw. 
der zehn größten deutschen Privatbanken, aufge- 
schlüsselt nach dem Nominalwert der Beteiligun- 
gen sowie dem relativen Anteil der Beteiligungen 
am Nominalkapital aller Kapitalgesellschaften, 
aller Aktiengesellschaften, der börsennotierten 
Aktiengesellschaften, der zum amtlichen Handel 
zugelassenen Aktiengesellschaften und der 
D AX-Gesellschaften entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1997 

Zur Verfügbarkeit von Daten für die Bundesregierung zu dem von Ihnen 
angesprochenen Fragenkomplex hat sich grundsätzlich keine Änderung 
gegenüber der Antwort auf Ihre Fragen 28 und 29 (Drucksache 13/2801, S. 
12 f) ergeben. 

Zum Meldestichtag 31. Dezember 1995 betrug die Höhe der unmittel- 
baren Beteiligungen der zehn größten privaten Kreditinstitute ohne Diffe- 
renzierung im Hinblick auf die Geschäftsart der Beteiligungsunterneh- 
men rd. 21 Mrd. DM (per 31. Dezember 1994: rd. 20,3 Mrd. DM); das Volu- 
men der mittelbaren Beteiligung belief sich auf rd. 11,7 Mrd. DM (per 
31. Dezember 1994: rd. 12,3 Mrd. DM; Nennwert; Beteiligung am gezeich- 
neten Kapital im Sinne des § 25 der Verordnung über die Rechnungs- 
legung der Kreditinstitute). Diese Summe enthält Beteiligungen an Kre- 
ditinstituten, Finanzinstituten, Unternehmen mit bankbezogenen Hilfs- 
geschäften, Versicherungsunternehmen und sonstigen Unternehmen 
ohne Differenzierung danach, ob es sich um inländische oder ausländische 
Unternehmen handelt. Auch Beteiligungen an Personengesellschaften 
sind erfaßt. Die Daten wurden auf der Grundlage der Sammelanzeigen der 
Kreditinstitute gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über das Kreditwesen 
(KWG) ermittelt. Auswertungen für den Meldestichtag 31. Dezember 1996 
können noch nicht durchgeführt werden, da zu diesem Termin einzurei- 
chende Anzeigen erst zum Teil vorliegen. 

Soweit bei der Beantwortung der Fragen aus dem September 1995 für die 
unmittelbaren Beteiligungen der zehn größten privaten Kreditinstitute 
ohne Differenzierung im Hinblick auf die Geschäftsart der Beteüigungs- 
unternehmen auf den Stichtag 31. Dezember 1994 die Zahl von 20,7 Mrd. 
DM genannt wurde, resultiert die nunmehr gegebene Abweichung aus 
Nachmeldungen und Korrekturen, die nachträglich erforderlich wurden. 

Das Absinken des Volumens der mittelbaren Beteiligungen von 12,3 Mrd. 
DM auf 11,7 Mrd. DM erklärt sich daraus, daß insbesondere bei einem 
Kreditinstitut ein starker Rückgang zu verzeichnen ist. Laut Rückfrage bei 
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diesem Institut resultiert diese Veränderung einerseits aus Abgängen, 
andererseits daraus, daß einige Unternehmen, an denen das Kreditinstitut 
Minderheitsbeteiligungen hält, nicht mehr dazu bereit waren, die erfor- 
derlichen Daten zu melden. Diese Unternehmen unterliegen nicht dem 
Kreditwesengesetz und den daraus resultierenden Verpflichtungen für 
Kreditinstitute. 

Die nach §§21 und 41 des Gesetzes über den Wertpapierhandel (WpHG) 
dem Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel (BAWe) zu übermit- 
telnden Daten betreffen ausschließlich Anteile an börsennotierten. Gesell- 
schaften, deren Aktien an einer inländischen Börse zum amtlichen Handel 
zugelassen sind. Daten zu Anteilen an Gesellschaften, deren Aktien zum 
geregelten Markt zugelassen, in den Freiverkehr einbezogen oder deren 
Aktien nicht börsennotiert sind, liegen nicht vor. In der Zwischenzeit hat 
sich das vorliegende Datenmaterial erheblich verbessert, da die Mitteilun- 
gen nach § 41 Abs. 2 WpHG inzwischen vollständig vorliegen. Belastbare 
Aussagen zur Entwicklung der Stimmrechtsanteile lassen sich aber aus 
dem vorliegenden Datenmaterial nicht ableiten. Die Meldepflichten nach 
WpHG bestehen erst seit dem 1. Januar 1995. Die vorliegenden ver- 
öffentlichten Anzeigen sind in der Anlage * ) zusammengestellt. 


48. Abgeordneter 

Dieter 

Grasedieck 

(SPD) 


Aus welchen Gründen ist die EU-weite Einfüh- 
rung des Ursprungslandprinzips bei der Umsatz- 
steuer aus deutscher Sicht vorteilhaft, und welche 
Konsequenzen hat der Systemwechsel für die 
deutsche Wirtschaft? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 6. März 1997 


Durch ein endgültiges Mehrwertsteuer- System soll es vor allem zu Verein- 
fachungen bei der Abwicklung innergemeinschaftlicher Umsätze für 
Wirtschaft und Verwaltung kommen. Der Aufwand sollte für die Beteilig- 
ten am innergemeinschaftlichen Waren- und Dienstleistungsverkehr 
nicht größer sein als beim inländischen Handel oder beim Drittstaatenhan- 
del. Die Erleichterungen sollten vor allem kleinen und mittleren Unter- 
nehmern zugute kommen und zur Verbesserung ihrer Integration in den 
Europäischen Binnenmarkt führen. Ziel ist, die umsatzsteuerlichen Rah- 
menbedingungen so auszugestalten, daß der innergemeinschaftliche 
Waren- und Dienstleistungsverkehr durch umsatzsteuerliche Regelungen 
nicht behindert whd. 

Zur Zeit kann nicht beurteilt werden, welche Konsequenzen der Über- 
gang zum Ursprungslandprinzip für die deutsche Wirtschaft haben wird, 
da dies sehr wesentlich von der Ausgestaltung im einzelnen abhängt. 

Bislang hat die Europäische Kommission dem Rat lediglich erste Über- 
legungen zur Ausgestaltung eines endgültigen Mehrwertsteuer- Systems 
nach dem Ursprungslandprinzip zugeleitet. Die Beratungen werden auf- 
genommen, sobald die ersten Richtlinienvorschläge der Europäischen 
Kommission dem Rat vorgelegt worden sind. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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49. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Angaben darüber, wie 
viele Anträge auf Rückerwerb von Mauer- und 
Grenzgrundstücken bis zum Ablauf der Antrags- 
frist gemäß § 4 des Mauergrundstücksgesetzes 
(31, Januar 1997) gestellt worden sind, und über 
wie viele Anträge bereits entschieden worden ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 12. März 1997 

Bis zum Ablauf der in § 4 des Mauergrundstücksgesetzes (MauerG) 
normierten Antragsfrist sind bei den Oberfinanz direktionen insgesamt 
3820 Anträge auf begünstigten Rügkerwerb von ehern. Mauer- und 
Grenzgrundstücken gestellt worden. Von den Rückerwerbsanträgen wird 
eine Grundstücksfläche mit einer Gesamtgröße von 9 000 ha erfaßt. 

Die Prüfung der Anträge gestaltet sich zum Teil als äußerst zeitaufwendig, 
weil in vielen Anträgen nur ungenaue bzw. überhaupt keine Anhaben zur 
Lage und Größe der Grundstücke gemacht werden und bei einer Vielzahl 
der Anträge von den Antragstellern auch ihre Rückerwerbsberechtigung 
bisher noch nicht nachgewiesen worden ist. Eine Veräußerung an die 
Rückciwcrbsberechtigtpn fand bisher nur in wenigen Einzelfällen statt. 


50. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung nach dem Ablauf der 
Antragsfrist gemäß § 4 des Mauergrundstücks- 
gesetzes einen Überblick über den Umfang der 
Mittel, die dem Fonds zur Förderung von wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen Zwecken 
gemäß § 5 des genannten Gesetzes zur Verfü- 
gung stehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 12. März 1997 

Hat der Kaufinteressent einen Restitutionsantrag nach dem Vermögens - 
gesetz gestellt, so wird nach § 1 Abs. 3 MauerG das Kaufantragsverfahren 
bis zur Entscheidung über den Restitutionsantrag ausgesetzt. Ein erster 
grober Überblick wird daher erst in geraumer Zeit möglich sein, da die 
Verfahren nach dem Mauergrundstücksgesetz - wie erwähnt - teilweise 
äußerst zeitaufwendig sind. 


51. Abgeordneter 

Hans- Joachim 
Hacker 

(SPD) 


Welche Verteilungsmodalitäten (u. a. Auszah- 
lungszeiträume, Verwendungszwecke und An- 
tragsverfahren) sind vorgesehen, und in welchem 
Umfang werden dabei kulturelle Einrichtungen 
in den neuen Ländern (Theater, Museen usw.) 
bedacht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 12. März 1997 

Die Bundesregierung hält eine Festlegung der Verteilungsmodalitäten 
erst dann für sinnvoll, wenn die Höhe der zur Verfügung stehenden Mittel 
in etwa überschaubar ist. 
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52. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Wie sichert die Bundesregierung über die zustän- 
digen Oberfinanzdirektionen, daß die Rücker- 
werbsanträge unbürokratisch und zügig bearbei- 
tet werden und dabei von den Erwerbsantragstel- 
lern bei den Ämtern zur Regelung offener Ver- 
mögensfragen bereits vorgelegte Dokumente zur 
Anspruchsbegründung von Amts wegen beige- 
zogen werden, damit für die Antragsteller ver- 
meidbare Kosten nicht entstehen und das Verfah- 
ren insgesamt beschleunigt wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 12. März 1997 


Die mit der Abwicklung der Rückerwerbsanträge beauftragten Dienststel- 
len des Bundes sind bemüht, die eingegangenen Anträge schnell und 
unbürokratisch zu bearbeiten. Voraussetzung für eine zügige Bearbeitung 
ist jedoch in erster Linie, daß die nach dem Mauergrundstückgesetz vor- 
geschriebenen Anspruchsvoraussetzungen für einen begünstigten Rück- 
erwerb von den Antragstellern dargelegt und im Bedarfsfall auch bewie- 
sen werden. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daß das Mauer- 
grundstücksgesetz nach seinem § 1 Abs. 3 nicht für solche Grundstücke 
gilt, an denen Rücküb ertragungs- oder Entschädigungsansprüche nach 
dem Vermögensgesetz bestehen. Bis zu einer bestandskräftigen Entschei- 
dung über den vermögensrechtlichen Anspruch ist das Verfahren gemäß 
§ 1 Abs. 3 MauerG auszusetzen. In diesen Fällen kann also über einen 
Rückerwerbsantrag nach dem Mauergrundstücksgesetz erst dann ent- 
schieden werden, wenn eine bestandskräftige Entscheidung über das 
Nichtbestehen eines vermögensrechtlichen Anspruches vorliegt oder 
wenn der Antragsteller seine Anmeldung nach dem Vermögensgesetz 
zurücknimmt. Der jeweilige Antragsteller muß insoweit selbst entschei- 
den, welches Verfahren für ihn günstiger ist. 

Gegebenenfalls werden alle dem Bund zugänglichen Erkenntnisquellen 
- auch die bei den Ämtern zur Regelung offener Vermögensfragen - 
zugunsten der Berechtigten ausgeschöpft. 


53. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


Welche Mehr- bzw. Mindereinnahmen resultie- 
ren nach Schätzung der Bundesregierung aus der 
Erhöhung des steuerfreien Existenzminimums 
auf 17 000 DM bei einem Eingangssteuersatz von 
15 Prozent und einem Spitzensteuersatz von 
53 Prozent ab 120000 DM bzw. 125000 DM Jah- 
reseinkommen bei linear progressiv steigendem 
Tarif verlauf? 


54. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


Welche Mehr- bzw. Mindereinnahmen resultie- 
ren nach Schätzung der Bundesregierung aus der 
Erhöhung des steuerfreien Existenzminimums 
auf 17 000 DM bei einem Eingangssteuersatz 
von 20 Prozent und einem Spitzensteuersatz von 
53 Prozent ab 120000 DM bzw. 125000 DM Jah- 
reseinkommen bei linear progressiv steigendem 
Tarif verlauf? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 

vom 5. März 1997 

Die entstehungsmäßigen Einkommensteuermindereinnahmen im Jahre 

1999 werden geschätzt bei einem steuerfreien Existenzminimum von 

17 000 DM und 

1. einem Grenzsteuersatz von 15 v. H. bis 53 v. H. für zu versteuernde Ein- 
kommen ab 17010 DM bis 120041 DM (Progressionszone) und einem 
Grenzsteuersatz von 53 v. H. ab 120042 DM (obere Proportionalzone) 
auf 105,3 Mrd. DM, 

2. einem Grenzsteuersatz von 15 v. H. bis 53 v. H. für zu versteuernde Ein- 
kommen ab 17010 bis 125009 DM (Progressionszone) und einem 
Grenzsteuersatz von 53 v. H. ab 125010 DM (obere Proportionalzone) 
auf 108,6 Mrd. DM, 

3. einem Grenzsteuersatz von 20 v. H. bis 53 v. H. für zu versteuernde Ein- 
kommen ab 17010 bis 120041 DM (Progressionszone) und einem 
Grenzsteuersatz von 53 v. H. ab 120042 DM (obere Proportionalzone) 
auf 71,0 Mrd. DM, 

4. einem Grenzsteuersatz von 20 v. H. bis 53 v. H. für zu versteuernde Ein- 
koimripn ah 17 010 bis 125 009 DM (Progressionszone) und einem 
Grenzsteuersatz von 53 v. H. ab 125010 DM (obere Proportionalzone) 
auf 73,8 Mrd. DM. 


55. Abgeordnete 

Brunhilde 

Irber 

(SPD) 


In welcher zahlenmäßigen Größenordnung er- 
wartet die Bundesregierung das Erreichen ihres 
in den Vorschlägen der Steuerreform-Kommis- 
sion formulierten Reformziels, „die steuerlichen 
Rahmenbedingungen für Investitionen in 
Deutschland zu verbessern, damit Arbeitsplätze 
gesichert und neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden"? 


56. Abgeordnete Welche Berechnungen liegen diesen Aussagen 

Brunhilde zugrunde? 

Irber 

(SPD) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 5. März 1997 

Ein wesentliches Ziel der Steuerreform ist die Verbesserung der steuer- 
lichen Rahmenbedingungen für Investitionen, ein höheres Wirtschafts- 
wachstum und damit eine höhere Beschäftigung in Deutschland. Die Ver- 
änderung der steuerlichen Bedingungen ist in Marktwirtschaften jedoch 
nur ein Faktor neben anderen Faktoren, so daß präzise Vorhersagen über 
ihre Wirkungen nicht möglich sind. 

Unter der Annahme einer Nettoentlastung von 30 Mrd. DM lassen Modell- 
rechnungen ein günstiges Investitionsklima und ein höheres Wirtschafts- 
wachstum von real etwa V 2 v. H. möglich erscheinen. 

Daß die Erwartungen auf ein günstigeres Investitionskhma als Folge der 
Steuerreform gerechtfertigt sind, zeigen die Erfahrungen in anderen Län- 
dern sowie die Reaktionen von Vertretern der Wirtschaft auf die Steuer- 
reformpläne der Bundesregierung. 
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57. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die augen- 
blicklich von Pensionären und Rentnern bewohn- 
ten bundeseigenen Wohnungen zu veräußern, 
und wenn ja, nach welchem Verfahren/Zeitplan 
soll das geschehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 12. März 1997 

Aus ordnungspolitischen und haushaltswirtschaftlichen Gründen strebt 
die Bundesregierung auch die Veräußerung von bundeseigenen Wohnen 
an. Die Anzahl der zur Veräußerung anstehenden Wohnungen wird we- 
sentlich von der neuen Definition der Wohnungsfürsorge abhängen, über 
die die Bundesregierung dem Haushaltsausschuß berichten wird. Anders 
als bisher soll die Frage, ob die Wohnung derzeit von einem wohnungsfür- 
sorgeberechtigten Mieter (aktiver Bediensteter, Pensionär oder Rentner) 
genutzt wird, kein Bedarfskriterium mehr sein, sondern es soll auf den 
künftigen nachhaltigen Bedarf des Bundes für Wohnungsfürsorgezwecke 
abgestellt werden. Nach Vorlage des Berichts wird über das weitere Vor- 
gehen entschieden. 


58. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Gilt die „Gewerbesteuer-Garantie" des Bundes- 
kanzlers noch, oder ist sie durch die Koalitions- 
vereinbarung vom 11. November 1994 ersetzt 
worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1997 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl hat zugesichert, eine Abschaffung der 
Gewerbesteuer werde nur bei einem gleichwertigen Ausgleich für die 
Kommunen erfolgen. In seiner Regierungserklärung vom 27. November 
1994 hat er bestätigt, für Maßnahmen bei der Gewerbesteuer werde es 
einen fairen Ausgleich geben, der das Interesse an der Ansiedlung von 
Gewerbebetrieben weiterhin gewährleistet und die kommunale Selbst- 
verwaltung stärkt. Insofern besteht kein Widerspruch zur Koalititions- 
vereinbarung, in der den Kommunen ebenfalls ein fairer Ausgleich für 
Gewerbesteuersenkungen zu gesichert worden ist. 


59. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Wie haben sich die in Drucksache 13/6056, S. 16, 
aufgeführten Anteile der indirekten Steuern für 
die Bundesrepublik Deutschland in den einzel- 
nen Jahren nach den Abgrenzungen und Daten 
der EU-Kommission entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1997 

Berechnet anhand der jetzt verfügbaren Daten der EU-Kommission und 
entsprechend ihrer Abgrenzung haben sich die Anteile der indirekten 
Steuern am Gesamtsteueraufkommen (ohne Sozialversicherungsbei- 
träge) für die Bundesrepublik Deutschland^) in den einzelnen Jahren wie 
folgt entwickelt (in Klammern Anteile in nationaler Abgrenzung in 
Deutschland): 


^) Bis 1990 alte Bundesländer 
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1980 

50,6 V. H. 

(41,5 V. H.) 

1985 

49,8 V. H. 

(40,9 V. H.) 

1990 

52,3 v.H. 

(42,9 V. H.) 

1991 

50,8 V. H. 

(44,1 V. H.) 

1992 

51,2 V. H. 

(43,9 V. H.) 

1993 

52,4 V. H. 

(45,8v. H.) 

1994 

54,3 v.H. 

(47,6 V. H.) 

1995 

53,4 V. H. 

(46,1 V. H.) 


Quellen: European Commission (Hrsg.): Structures of the taxation Systems in the 
European Union (eurostat), Luxembourg 1996, Eurostat (Hrsg.): Steuern und Sozial- 
abgaben 1983 bis 1994, Luxembourg 1996, European Commission, Directorate- 
General XXI, Customs and Indirect Taxation-Task Force an statutory contributions 
und changes: Tableaux de Bord, Brüssel 1996; European Commission, Directorate- 
General, Dok. II/079/96-EN Rev. 1 vom 23. Februar 1996. 


60. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Prüft die Bundesregierung, ob bei den im Rahmen 
der Steuerreformpläne vorgesehenen Absenkun- 
gen der Körperschaftsteuersätze auch die in der 
Bundesrepublik Deutschland sehr hohe Anrech- 
nung der Körperschaftsteuer auf die Einkommen- 
steuer an das international übliche Ausmaß ange- 
paßt werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 10. März 1997 


Nach dem in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Vollanrech- 
nungsverfahren unterliegen ausgeschüttete Gewinne einer Körperschaft 
der sog. Ausschüttungsbelastung. Beim anrechnungsberechtigten 
Anteilseigner wird die Gewinnausschüttung einschließlich der Ausschüt- 
tungsbelastung besteuert. Ist Anteilseigner eine natürliche Person, wird 
die Ausschüttungsbelastung auf seine persönliche Einkommensteuer 
angerechnet. Im Ergebnis ist damit der Gewinn der Körperschaft, der an 
den Anteilseigner ausgeschüttet worden ist, in Höhe der persönlichen Ein- 
kommensteuer des Anteilseigners steuerlich belastet. 

Soweit im Rahmen der Steuerreform neben dem Körperschaftsteuersatz 
auf einbehaltene Gewinne auch der Körperschaftsteuersatz auf ausge- 
schüttete Gewinne (Ausschüttungsbelastung) gesenkt wird, verringert 
sich entsprechend auch die beim Anteilseigner auf die Einkommensteuer 
anrechenbare Körperschaftsteuer. Eine darüber hinausgehende Kürzung 
der Anrechnung von Körperschaftsteuer liefe dem Ziel des Vollanrech- 
nungsverfahren zuwider, eine Doppelbelastung der Gewinne einer Kör- 
perschaft zu vermeiden. 


61. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Besteht die Auffassung der Bundesregierung 
weiter, über den weiteren Abbau des Solidaritäts- 
zuschlags im Zusammenhang mit der Einkom- 
mensteuerreform zu entscheiden und dabei die 
Stufen bis 1999 festzulegen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 10. März 1997 


Der Solidaritätszuschlag soll zum 1. Januar 1998 um zwei Prozentpunkte 
von 7,5 Prozent auf 5,5 Prozent sinken. Ein vollständiger Wegfall des Soli- 
daritätszuschlags zum 1. Januar 1999 gleichzeitig mit der vorgesehenen 
Nettoentlastung durch die Reform der Einkommensbesteuerung von bis 
zu 30 Mrd. DM ist haushaltsmäßig nicht zu verkraften. Der Zuschlag soll 
aber so schnell wie möglich in Stufen zurückgeführt und schließlich ganz 
abgeschafft werden. 

Werden die Vorschläge der Steuerreform-Kommission konsequent umge- 
setzt, wird das Aufkommen des Solidaritätszuschlags als Folge der niedri- 
geren Steuersätze bei der Einkommensteuer um rund 2 Mrd. DM zurück- 
gehen. Über eine gesetzliche Festlegung der Abbauschritte wird daher 
später entschieden. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf meine Antwort zu Frage 10 in 
Drucksache 13/7116 des Abgeordneten Wolfgang Ute, die von mir bereits 
entsprechend beantwortet wurde. 


62. Abgeordneter 

Franz 

Römer 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Bun- 
desbürger eine Krankengeldzusatzversicherung 
abgeschlossen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 10. März 1997 


Zahlen über die Anzahl der versicherten Personen erhebt die Bundes- 
regierung nicht, weil für Zwecke der Versicherungsaufsicht nicht die Zahl 
der versicherten Personen, sondern die Zahl der Tarifversicherten erho- 
ben wird. Nach den Feststellungen des Bundesaufsichtsamtes für das Ver- 
sicherungswesen (BAV) in seinem Geschäftsbericht für das Jahr 1995 - die 
Zahlen für das Geschäftsjahr 1996 liegen noch nicht vor - gab es in der 
Krankentagegeldversicherung zum 31. Dezember 1995 insgesamt 
2321206 Tarifver sicherte. Diese Zahl stimmt nicht zwangsläufig mit der 
Anzahl der versicherten Personen überein, weil eine Vielzahl von Per- 
sonen mehrere Tarife abgeschlossen haben kann. 

Die Anzahl der versicherten Personen kann jedoch dem Zahlenbericht 
1995/96 des Verbandes der privaten Krankenversicherung e. V. (PKV- 
Verband) entnommen werden. Danach gab es am 31. Dezember 1995 in 
der Krankentagegeldversicherung insgesamt 2025000 versicherte Per- 
sonen. 


63. Abgeordneter 

Franz 

Römer 

(CDU/CSU) 


Kennt die Bundesregierung die Zahl derer, die, 
wie z. B. jedes Gewerkschaftsmitglied, im Fall 
eines Krankenhausaufenthalts ein Krankenhaus- 
tagegeld per Versicherung erhalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 10. März 1997 

Die Anzahl derjenigen Bürger, die im Falle eines Krankenhausaufent- 
haltes ein Krankenhaustagegeld erhalten, ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. Dem Geschäftsbericht des BAV kann aus den in der Antwort zu 
Frage 62 dargelegten Gründen wiederum lediglich die Anzahl der Tarif- 
versicherten entnommen werden. Diese betrug zum 31. Dezember 1995 
insgesamt 8 170886 Tarifversicherte. Aussagekräftiges statistisches Mate- 
rial des PKV-Verbandes über die Bezieher von Krankenhaustagegeld 
steht in diesem Fall nicht zur Verfügung. 


64. Abgeordneter 
Franz 
Römer 
(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Informationen vor, 
wie viele Bundesbürger eine Freizeitunfallver- 
sicherung abgeschlossen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 10. März 1997 ' 

Die Anzahl der Bürger, die eine Freizeituntallversicnerung abgeschlossen 
haben, ist der Bundesregierung nicht bekannt. Nach den statistischen 
Angaben im Geschäftsbericht des BAV für 1995 hatten die Versicherungs- 
unternehmen zum 31. Dezember 1995 in der Allgemeinen Unfallver- 
sicherung einen Bestand von 63366000 Verträgen. Hiervon entfielen auf 
die Einzel-Unfallversicherung 25251000 Verträge, während in der Grup- 
pen- Unfall Versicherung insgesamt 32 902 000 Risiken, die nicht mit einzel- 
nen Personen identisch sein müssen, versichert waren. 


65. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 
Rössel 

(PDS) 


Wie hoch sind nach Schätzung der Bundesregie- 
rung die Mehr- bzw. Mindereinnahmen aus Strei- 
chung des Haushaltsfreibetrages für Alleinerzie- 
hende gemäß § 32 Abs. 7 EStG und der Einfüh- 
rung der Absetzbarkeit von Kinderbetreuungs- 
kosten analog/gemäß § 33 c Abs. 2 EStG? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 7. März 1997 

Die Einkommensteuermehreinnahmen bei Streichung des Haushaltsfrei- 
betrages gemäß § 32 Abs. 7 EStG würden sich auf 1 550 Mio. DM belaufen. 
Die Mindereinnahmen bei der Einkommensteuer infolge der Absetzbar- 
keit von Kinderbetreuungskosten nach § 33 c Abs. 2 EStG betragen 
190 Mio. DM. Eine Ausweitung dieser bisher grundsätzlich nur für Allein- 
erziehende geltenden Regelung auf alle Steuerpflichtigen mit Kindern, 
bei denen beide Elternteile erwerbstätig sind, hätte - bei unverändertem 
Erwerb sverhalten - zusätzliche Steuermindereinnahmen in Höhe von 
rund 800 Mio. DM zur Folge. 


66. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 

Rössel 

(PDS) 


Wie hoch sind nach Schätzung der Bundesregie- 
rung die Mehr- bzw. Mindereinnahmen aus der 
Streichung der Absetzbarkeit von Unterhalts- 
leistungen an geschiedene oder getrennt lebende 
Ehegatten gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 7. März 1997 

Das sogenannte Realsplitting gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG führt zu Ein- 
kommensteuermindereinnahmen von 790 Mio. DM bei den Unterhalts- 
zahlern und zu Steuermehreinnahmen von 80 Mio. DM bei den Unter- 
haltsempfängern, so daß sich per Saldo Steuermindereinnahmen von 
7 10 Mio. DM ergeben. 


67. Abgeordnete 

Christine 

Scheel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie sind die Regelungen der Umsatzsteuerrück- 
erstattung im grenzüberschreitenden Warenver- 
kehr mit der Schweiz, und welche Gründe gibt es 
für die entsprechenden gesetzlichen Vorschrif- 
ten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 5. März 1997 

Lieferungen von Waren in die Schweiz sind wie Lieferungen in-alle ande- 
ren Drittstaaten unter bestimmten Voraussetzungen als Ausfuhrlieferun- 
gen von der Umsatzsteuer befreit. Die Steuerbefreiung ist EG-rechtlich 
vorgeschrieben. Der liefernde Unternehmer muß die Voraussetzungen für 
die Steuerbefreiung nachweisen. Zum Nachweis gehört u. a. die Bestäti- 
gung einer deutschen Grenzzollstelle, daß der Käufer seinen Wohnort in 
der Schweiz hat und die Ware ausgeführt wurde. 


68. Abgeordnete 

Christine 

Scheel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Auswirkungen haben nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Regelungen zu Umsatz- 
steuerrückerstattungen auf die Situation der Ein- 
zelhändler entlang der deutsch-schweizerischen 
Grenze? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 5. März 1997 

Durch die Umsatzsteuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen werden die 
Waren von der deutschen Umsatzsteuer entlastet. Dies stellt für die in der 
Schweiz wohnenden Personen einen Anreiz dar, ihren Warenbedarf im 
grenznahen Bereich zu decken. Die Steuerentlastung führt somit zu einer 
wirtschaftlichen Stärkung des deutschen Einzelhandels an der Grenze zur 
Schweiz. 


69. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Wie handhabt die Bundesregierung ihre Dienst- 
aufsicht über die Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben (BvS), um zu verhin- 
dern, daß die BvS beispielsweise seit August 1996 
eine Entscheidung über eine Finanzhilfe für die 
Batropa Batterie GmbH, Berlin, verschleppt, so 
daß die Mitarbeiter des Unternehmens aus Ver- 
zweifelung und Protest über den inzwischen 
drohenden Verlust ihres Arbeitsplatzes in den 
Hungerstreik gehen (s. Tagesspiegel/Berlin vom 
27. Februar 1997)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 7. März 1997 


Über den am 7. August 1996 von der B ATROPA Batterie GmbH, Berlin, 
erbetenen Sanierungszuschuß ist aufgrund der Größenordnung von der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) eigen- 
verantwortlich zu entscheiden. Das Bundesministerium der Finanzen hat 
im Rahmen seiner Rechts- und Fachaufsicht über die BvS allerdings 
Grundsätze für das Vertragsmanagement aufgestellt, die die Vorausset- 
zungen für die Gewährung von Leistungen der BvS nach Abschluß der 
Privatisierung regeln. 

Eine Entscheidung der BvS über die beantragte Sanierungshilfe wurde 
nicht verschleppt. Am 14. August 1996 wurde die Geschäftsleitung der 
BATROPA Batterie GmbH, Berlin, unterrichtet, daß Voraussetzung für 
eine finanzielle Beteiligung der BvS die Feststellung der Sanierungswür- 
digkeit und -fähigkeit des Unternehmens durch den Leitungsausschuß ist. 
Am 17. September 1996 stufte der Leitungsausschuß das Unternehmen als 
nicht sanierungsfähig ein. 

Die BvS hat - obwohl der Leitungsausschuß aufgrund erneuter Prüfungen 
das vorgelegte Sanierungskonzept weitermn ais nicht iragfähiy einbiuiTe 
und die entsprechende Ablehnung der BvS dem Unternehmen und dem 
Gesellschafter bereits schriftlich vorlag - am 24. Februar 1997 in einer 
Presseerklärung ihre weiterhin bestehende grundsätzliche Bereitschaft 
erklärt, sich im Rahmen einer konzertierten Aktion an einer Lösung zu 
beteiligen, sofern ein tragfähiges, vom Leitungsausschuß positiv beur- 
teiltes Sanierungskonzept vorgelegt wird. Die BvS hat dies bei einem 
Gespräch mit allen Beteiligten am 3. März 1997 nochmals bekräftigt. 


Was unternimmt die Bundesregierung, um ost- 
deutschen Unternehmen, wie der Batropa Batte- 
rie GmbH, Liefermöglichkeiten ihrer Produkte 
- auch gegen gewachsene Einkaufsstrukturen - 
an Bundesministerien, die Bundeswehr oder an- 
dere Institutionen der öffentlichen Hand zu 
öffnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom7. März 1997 


70. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Zur Förderung des Absatzes ostdeutscher Produkte hat die Bundesregie- 
rung die Auftraggeber des Bundes, also die Bundesministerien einschließ- 
lich der Bundeswehr und der nachgeordneten Bundesbehörden, ver- 
pflichtet, die Auftragsberatungsstellen der neuen Bundesländer bei allen 
beschränkten Ausschreibungen und freihändigen Vergaben einzuschal- 
ten. 

Die sechs Auftragsberatungsstellen in den neuen Bundesländern ermög- 
lichen eine intensive Beratung ostdeutscher Unternehmen über das 
öffentliche Auftragswesen und die Information der öffentlichen Auftrag- 
geber über die Leistungsfähigkeit der Unternehmen. Diese Beratung hat 
sich nach Auffassung der Bundesregierung bewährt und soll weiterhin 
den Zugang zu öffentlichen Aufträgen erleichtern. 
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7 1 . Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Was kann die Bundesregierung bei 4,6 Millionen 
registrierten Arbeitslosen unternehmen, um der 
Batropa Batterie GmbH, Berlin, der durch ein 
externes Gutachten die Sanierungsfähigkeit aus- 
drücklich bestätigt wurde r schnell die benötigte 
Finanzhilfe zu gewähren, ehe möglicherweise 
wieder Arbeitsplätze verloren gehen, obwohl die 
Einschätzung der Umsatzerwartung der vorge- 
legten Rahmenverträge sowie konkrete Anfragen 
Dritter entsprechende Aufträge nachweisen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 7. März 1997 


Die Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung ist nicht auf die wirtschaft- 
liche Situation eines einzelnen Unternehmens bezogen. Ein Sanierungs- 
beitrag der BvS setzt eine konzertierte Aktion sowie eine Prüfung des 
Unternehmens durch den Leitungsausschuß voraus. Der Leitungsaus- 
schuß hat mit der von der BATROPA Batterie GmbH, Berlin, als Gutachter 
beauftragten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Gespräche geführt. In 
seinen Stellungnahmen, in denen das Unternehmen als nicht sanierungs- 
fähig eingestuft wurde, hat der Leitungsausschuß auch die Umsatzerwar- 
tung und die Auftragslage der BATROPA Batterie GmbH, Berlin> berück- 
sichtigt. 


72. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Ist es zulässig, daß bei der Ermittlung des Finanz- 
bedarfs von Unternehmen durch den Leitungs- 
ausschuß der BvS durch kurzfristige Rückführung 
von Kreditlinien, auch wenn die finanzierenden 
Banken keine Rückführung fordern, offenbar die 
für die Kreditlinien geltenden Sonderkonditionen 
außer acht gelassen werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 7. März 1997 


Der Leitungsausschuß ist ein unabhängiges Beratergremium, in dem 
erfahrene und renommierte Unternehmensberatungs- und Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften vertreten sind. Der Leitungsausschuß hat den 
Finanzbedarf der BATROPA Batterie GmbH, Berlin, unabhängig von den 
Finanzierungsmöglichkeiten nach kaufmännischen Gesichtspunkten 
ermittelt. Im Rahmen der Ermittlung des Finanzbedarfs der BATROPA 
Batterie GmbH, Berlin, wurde keine Rückführung von Krediten unter- 
stellt. 


73. Abgeordnete 

Heidemarie 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
der im Bericht des Magazins „DER SPIEGEL" Nr. 
8/97 vom 17. Februar 1997 angesprochenen Prü- 
fung der EU-Kommission ein, ob es juristisch 
möglich ist, daß an dem Termin 1. Januar 1999 für 
die Einführung des Euro festgehalten werden 
kann, gleichzeitig aber die Entscheidung über die 
Teilnehmer hinausgezögert werden soll? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 6. März 1997 


Die im Bericht des Magazins „DER SPIEGEL" Nr. 8/97 vom 17. Februar 
1997 angesprochene Prüfung der EU-Kommission ist hier nicht bekannt. 
Entsprechend den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates in Madrid 
vom 15./16. Dezember 1995 wird die Entscheidung darüber, welche Mit- 
gliedstaaten die Konvergenzanforderungen erfüllen und damit am 1. Ja- 
nuar 1999 die einheitliche Währung einführen, „möglichst früh in 1998" 
getroffen. Diese Entscheidung wird auf der Basis der Ist-Daten für das Jahr 
1997 erfolgen. 


74. Abgeordnete 

Heidemarie 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Ist die Aussage von Staatssekretär Dr. Jürgen 
Stark beim Treffen der EU- Finanzminister in 
Brüssel zutreffend, daß bei der Berechnung des 
Haushaltsdefizits von 1997 von 2,9% der Wirt- 
schaftsleistung alle „erkennbaren Risiken" 
(s. Süddeutscher Zeitung vom 18. Februar 1997) 
einbezogen worden sind, was einschließt, daß die 
bei der Steuerschätzung im Mai 1997 zu erwar- 
tenden Steuerausfälle und die aufgrund der 
höheren durchschnittlichen Jahresarbeitslosig- 
keit höheren Zuschüsse an die Bundesanstalt für 
Arbeit bereits in den Ansätzen des Bundeshaus- 
halts 1997 berücksichtigt sind, und bestätigt die 
Bundesregierung diese Aussage? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 6. März 1997 


Staatssekretär Dr. Jürgen Stark bezog sich auf die fiskalischen Wirkungen 
der Anfang Februar erkennbaren Risiken - vor allem bei den Steuerein- 
nahmen und der Entwicklung des Arbeitsmarktes die in der Jahrespro- 
jektion der Bundesregierung für den Jahreswirtschaftsbericht 1997 ihren 
Niederschlag fanden (JWB: Tabelle 9 für die Einnahmen und Ausgaben 
des Staatssektors, Tabelle 10 für die Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung in Deutschland). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


75. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Wird es nach dem Weggang von Staatssekretär 
Dr. Johannes Ludewig zur Deutschen Bahn AG 
einen neuen Beauftragten der Bundesregierung 
für die neuen Bundesländer geben, und wer wird 
das sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 12. März 1997 

Die Bundesregierung hat über die Nachfolge von Staatssekretär Dr. Jo- 
hannes Ludewig als Beauftragtem der Bundesregierung für die neuen 
Länder noch nicht entschieden. Bis zu seinem Ausscheiden am 30. April 
1997 wird er weiterhin diese Aufgabe wahrnehmen. 
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76. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


In welche Länder sind in welcher Höhe die im 
Bundeshaushalt in Kapitel 0902 unter dem 
Titel 697 13 enthaltenen Finanzhilfen „Erstattung 
der Erblasten des Steinkohlen-Bergbaus" (15. 
Subventionsbericht, S. 81) im Zeitraum von 1980 
bis 1996 geflossen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 12. März 1997 

Die aus dem Bundeshaushalt, Kapitel 0902, Titel 69713, gezahlten Erb- 
lastenerstattungen beliefen sich im Zeitraum 1980 bis 1996 auf insgesamt 
rd. 1 909,3 Mio. DM; davon gingen 1 819,5 Mio. DM an die Bergbauunter- 
nehmen in Nordrhein- Westfalen und 89,8 Mio. DM ins Saarland. 


In welche Länder sind in welcher Höhe die im 
Bundeshaushalt in Kapitel 6002 unter dem 
Titel 68322 enthaltenen Finanzhilfen „Maßnah- 
men im Stahlbereich" (bis 1983) bzw. die (ab 
1984) in Kapitel 0902 unter dem Titel 683 23 ent- 
haltenen Finanzhilfen „Maßnahmen zugunsten 
der Stahlindustrie" (9. Subventionsbericht, 
S. 134) im Zeitraum von 1980 bis 1996 geflossen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 12. März 1997 

Aus dem Kapitel 6002, Titel 683 22, des Bundeshaushalts - Maßnahmen 
im Stahlbereich - wurden 986 Mio. DM nicht rückzahlbare Zuschüsse ge- 
leistet. Ferner wurden Bürgschaften über 1081 Mio. DM übernommen, 
aus denen der Bund in Anspruch genommen wurde. Empfänger war die 
ARBED Saarstahl GmbH. Es sei darauf hingewiesen, daß das Land einen 
etwa gleich großen Beitrag geleistet hat. 

Aus dem Kapitel 0902, Titel 68323, - Maßnahmen zugunsten der Stahl- 
industrie - hat der Bund 1152 Mio. DM bedingt rückzahlbare Finanzhilfen 
an eine Vielzahl von Unternehmen in mehreren Bundesländern gewährt. 
Davon wurden bislang 814 Mio. DM zurückerstattet. Bei diesem Pro- 
gramm haben die Länder einen Betrag in Höhe der Hälfte der Leistung des 
Bundes beigesteuert. Von einer Aufschlüsselung nach Ländern muß aus 
Gründen des Datenschutzes abgesehen werden; sie würde die Identifizie- 
rung einzelner Unternehmen ermöglichen. 

Zur Vervollständigung des Bildes: In den Jahren 1982 bis 1988 wurde 
Unternehmen der Stahlwirtschaft zusätzlich die Investitionszulage ge- 
währt, die ausschließlich vom Bund getragen wurde. Die Aufwendungen 
betrugen 1 443 Mio. DM. 


77. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


78. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


In welche Länder sind in welcher Höhe die im 
Bundeshaushalt in Kapitel 0902 unter den 
Titeln 662 91, 89291, 68391 bzw. 86291 enthalte- 
nen Finanzhilfen „Förderung der Luftfahrttech- 
nik" (11. Subventionsbericht, S. 104), später um- 
benannt in „Förderung der Luftfahrtindustrie 
(Zuschüsse, Schuldendiensthilfen)" (15. Subven- 
tionsbericht, S. 106), im Zeitraum von 1980 bis 
1996 geflossen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 12. März 1997 


Im Zeitraum 1980 bis 1996 wurden aus den genannten Titeln Ausgaben in 
folgender Höhe getätigt: 


Titel 66291 
Titel 89291 
Titel 68391 
Titel 86291 


rd. 630 Mio. DM, 
rd. 5362 Mio. DM, 
800 Mio. DM, 
rd. 670 Mio. DM. 


Daten für die Verteilung dieser Mittel auf die Bundesländer liegen der 
Bundesregierung lediglich für wenige Jahre im Bereich der Entwicklungs- 
kostenförderung (Titel 892 91) vor. Diese Angaben sind jedoch nicht reprä- 
sentativ, zumal sich der Schwerpunkt der Airbus- Aktivitäten in Deutsch- 
land im Verlaufe des Projektes von den südlichen Standorten auf die nörd- 
lichen verlagert hat. Die Ableitung eines Verteilungsschlüssels auf der 
Grundlage dieser eingeschränkten Datenbasis würde daher zu einer ver- 
zerrten Darstellung führen. 

Bei den Titeln 66291 (Absatzfinanzierungsbeihilfen), 68391 (Abdeckung 
von Altlasten für Airbus- Programm A 300/310) und 86291 (Darlehen zur 
Entlastung der Serienfinanzierung beim Airbus- Programm A 320) ist 
schon allein aufgrund des Verwendungszwecks der eingesetzten Mittel 
eine Zurodnung auf die Bundesländer nicht möglich. 


79. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


In welche Länder sind in welcher Höhe die im 
Bundeshaushalt in Kapitel 0902 unter den 
Titeln 66201, 66274, 66284 bzw. 683 74 enthalte- 
nen „Hilfen für die Werftindustrie" (10. Subven- 
tionsbericht, S. 126) - später umbenannt in „Fi- 
nanzierungshilfen für die Werfindustrie (Schul- 
dendiensthilfen)" sowie „Wettbewerbshilfen für 
die Werftindustrie (Zuschüsse)" (15. Subven- 
tionsbericht, S. 104) - im Zeitraum von 1980 bis 
1996 geflossen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 12. März 1997 

Die im Bundeshaushalt, Kapitel 0902, enthaltenen Hilfen des Bundes für 
die Werftindustrie wurden im Rahmen verschiedener Förderprogramme 
bewilhgt. In den Jahren 1980 bis 1996 waren dies: 

- Zinszuschüsse zur Finanzierung von Aufträgen an die deutschen 
Schiffswerften 

bis einschließlich 1985 Titel 66274, 
in den Jahren 1986/87 Titel 66201, 
ab dem J ahr 1988 Titel 662 74 , 

- Auftragshilfen für die deutschen Schiffswerften 
bis zum Jahr 1983 Titel 68374, 

- Wettbewerbshilfen für die deutschen Schiffswerften 
- für Werften in den alten Bundesländern 

ab dem J ahr 1988 Titel 683 74 , 
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- für Werften in den neuen Bundesländern 
im Jahr 1991 Kapitel 60 06 Titel 88201, 
im Jahr 1992 Kapitel 6008 Titel 89301, 
in den Jahren 1993 bis 1995 Titel 68375, 

ab dem Jahr 1996 Titel 68374 (Wettbewerbshilfe für alte und neue 
Bundesländer als gemeinsamer Titel), 

- Darlehen zur Finanzierung von Aufträgen an die deutschen Schiffs- 
werften 

bis zum Jahr 1984 Titel 862 84 

(nicht wie irrtümlich im 8. Subventionsbericht angegeben Titel 66284). 

Zu den Darlehensauszahlungen sind die erbetenen Zahlenangaben 
nicht verfügbar. 

Die einzelnen Zahlungen im übrigen bitte ich der beigefügten Tabelle*) 
zu entnehmen. 


80. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Maleuda 

(PDS) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die Resolu- 
tion der „European Landowners Organisation" 
gegen „rechtswidrig subventionierte Lander- 
werbsrechte für LPG-Nachfolger in Ostdeutsch- 
land" (Pressemitteilung vom 6. Februar 1997)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 7. März 1997 

Eine spezifische Maßnahme der Bundesregierung in Reaktion auf diese 
Resolution wird aller Wahrscheinlichkeit nicht erfolgen. Geltend 
gemachte EG -beihilfenrechtliche Einwände werden im Kontakt mit der 
Europäischen Kommission behandelt werden (vgl. Antwort zu Frage 81). 


81. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Maleuda 

(PDS) 


Welchen Inhalt hat die Antwort der Bundesregie- 
rung (s. Frage 29 in Drucksache 13/5544) auf die 
Aufforderung der EU-Kommission, sich zum „be- 
vorrechtigten Flächenerwerb" nach dem Ent- 
schädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz 
(EALG) vom 27. September 1994 zu äußern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 7. März 1997 

Die Bundesregierung hat eine Mitteilung ausgearbeitet, in der die nach- 
gefragten Regelungsinhalte des Flächenerwerbsprogramms der EALG 
nochmals im einzelnen dargestellt werden. Sie endet mit der Fragestel- 
lung, daß sich das EALG mit seinem Flächenerwerbsprogramm als allge- 
meine vermögensrechtliche Regelung darstellt, welche dem Ausgleich 
wirtschaftlicher Nachteile oder Schäden in einer einmaligen historischen 
Situation dient, so daß der Tatbestand einer staatlichen Beihilfe gemäß 
Artikel 92 Abs. 1 EG-Vertrag nicht erfüllt ist. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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82. Abgeordneter 

Kurt 

Neumann 

(Berlin) 

(fraktionslos) 


Welche Aktivitäten hat die Bundesregierung 
bilateral und im Rahmen der Gremien der OECD 
(Vorlage des entsprechenden Berichtes des 
OECD-Sozialausschusses im März 1997) unter- 
nommen bzw. wird sie unternehmen, um der Gel- 
tung grundlegender Menschenrechte - insbeson- 
dere Vereinigungsfreiheit, Versammlungsfrei- 
heit und Streikrecht - im OECD-Mitgliedstaat 
Südkorea Nachachtung zu verleihen und die süd- 
koreanische Regierung zur Revision ihrer sog. 
Arbeitsgesetze im Sinne der innerhalb der OECD 
bisher üblichen sozialen und rechtlichen Stan- 
dards zu bewegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 12. März 1997 


Die Bundesregierung schöpft bilateral und im Rahmen der OECD alle zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten aus, um die koreanische Regierung 
zu drängen, daß sie die anläßlich des OECD-Beitritts eingegangenen Ver- 
pflichtungen hinsichtlich der grundlegenden Rechte auf Vereinigungs- 
freiheit und auf Tarif Verhandlungen einhält. Sie hat vor und nach dem 




r.i+ d’Cllldn 


Bonn und Paris genutzt, um sie zu bewegen, ihre Arbeitsgesetze an die 
internationalen Standards anzupassen. Auch in den Gremien der OECD 
hat die Bundesregierung aktiv daran mitgewirkt, daß die Einhaltung inter- 
nationaler Grundstandards mit Nachdruck eingefordert wird. Der zustän- 
dige OECD -Fachausschuß wird - in Übereinstimmung mit dem ihm erteil- 
ten Auftrag - voraussichtlich noch vor Ostern erneut die Angelegenheit 
prüfen. 


83. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Trifft nach Auffassung der Bundesregierung die 
in einer Untersuchung erwähnte Relation zu, daß 
in Deutschland jeder elfte Arbeitsplatz vom 
Binnenhandel abhängt, es im Durchschnitt der 
Europäischen Union jeder achte und in den 
Beneluxstaaten es sogar jeder dritte Arbeitsplatz 
sei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 12. März 1997 

In Deutschland hängt zur Zeit etwa jeder fünfte Arbeitsplatz vom Export 
ab. Dies ergeben Analysen, die auf der Input-Output-Rechnung beruhen. 
Eine genaue Zurechnung auf den Außenhandel mit anderen EU-Staaten 
ist dagegen nur approximativ möglich. Unterstellt man, daß sich der knapp 
60% -Anteil der deutschen Ausfuhren, der auf den EU-Binnenhandel ent- 
fällt, gleichermaßen auf die Arbeitsplätze umrechnen läßt, reicht man 
knapp an die in der Fragestellung angegebene Größenordnung für 
Deutschland heran. 

Wie hoch der Anteü der Arbeitsplätze in den Mitgliedstaaten ist, der vom 
Binnenhandel abhängt, läßt sich einerseits allgemein auf die Bedeutung 
des Exports für die gesamte Volkswirtschaft, andererseits auf die Bedeu- 
tung des innergemeinschaftlichen Handels für die gesamte Ausfuhr eines 
Landes zurückführen. Aufgrund der Größe Deutschlands im Hinblick auf 
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Bevölkerung und Wirtschaftskraft wird hier ein vergleichsweise großer 
Teil der Produktion im Land selbst abgesetzt, insofern ist der Anteil des 
Exports am Bruttoinlandsprodukt sowie die Bedeutung des Binnenhan- 
dels im Vergleich zu anderen EU-Mitgliedstaaten relativ gering (vgl. bei- 
liegende Schaubilder)*). Dies wird auch am Beispiel der USA deutlich; 
hier beträgt der Anteil der Ausfuhren am Bruttoinlandsprodukt rd. 10%. 
Dagegen spielt der innergemeinschaftliche Export für die kleinen Staaten 
mit geringeren inländischen Absatzmöglichkeiten eine weitaus wichti- 
gere Rolle. Vor diesem Hintergrund erscheint eine Exportabhängigkeit 
jedes dritten Arbeitsplatzes in den Benelux-Staaten bezogen auf den Bin- 
nenhandel in der Größenordnung durchaus plausibel. 


84. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Trifft die auf diesen Relationen beruhende 
Schlußfolgerung zu, daß der Binnenhandel inner- 
halb der Europäischen Union am Gesamtexport 
Deutschlands nur eine weit unterdurchschnitt- 
liche Bedeutung hat, die nur noch von Großbri- 
tannien und von Schweden unterschritten wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 12. März 1997 


Der Anteil des Binnenhandels an den gesamten Warenausfuhren in 
Deutschland ist im Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten in der Tat ver- 
hältnismäßig niedrig (vgl. Schaubild 3)*). Freilich trifft dies auch für eine 
Reihe anderer Staaten zu. Nach den uns vorliegenden Informationen des 
Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaft (EUROSTAT) lag 
allerdings der Binnenhandelsanteil Großbritanniens und Schwedens an 
den gesamten Warenausfuhren 1995 leicht höher als in Deutschland. 

Dieser Anteil wird zum einen von Bevölkerungsgröße und Wirtschafts- 
kraft, zum anderen von der geographischen Lage des Mitgliedstaates in 
der EU bestimmt. So haben Randstaaten in direkter Nachbarschaft zu 
Nicht-EU-Staaten einen eher niedrigen Anteil (z. B. Griechenland, Finn- 
land). 

Dennoch fließt nach wie vor weit mehr als die Hälfte des deutschen Expor- 
tes in die Europäische Union. Insofern besitzt der europäische Binnenhan- 
del eine große Bedeutung für Deutschlands Exporteure. 


85. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Worauf führt die Bundesregierung den Rückgang 
des deutschen Exportüberschusses am EU-Bin- 
nenhandel zurück? 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 12. März 1997 

In den vergangenen Jahren hat Deutschland mehr und mehr die Handels- 
beziehungen zu außergemeinschafthchen Ländern intensiviert. Dies 
hängt auch damit zusammen, daß das Wachstum in diesen Märkten und 
damit ihre Importnachfrage merklich höher als in der EU war. So konnten 
die Ausfuhren in die stark expandierenden Drittländer erheblich gestei- 
gert werden, der dort erzielte Zuwachs übertraf damit den Anstieg der 
Exporte in die EU-Staaten. Diese Entwicklung hilft, die Zukunft der deut- 
schen Exportwirtschaft zu sichern. Insofern ist der zu beobachtende leicht 
rückläufige Anteil des innergemeinschaftlichen Handels an den gesamten 
außenwirtschaftlichen Aktivitäten Deutschlands ein Zeichen dafür, daß 
Deutschland auch zunehmend in anderen - wachsenden - Märkten Tritt 
faßt. 

Gerade der Handel mit den mittel- und osteuropäischen Staaten sowie 
Südostasien wurde in den letzten Jahren verstärkt ausgeweitet. Da 
Deutschland in diese dynamischen Wachstumsmärkte mehr exportiert als 
von ihnen importiert hat, konnte sich auch der Exportüberschuß mit den 
Nicht-EU-Staaten stärker ausweiten als der im Binnenhandel erzielte 
Überschuß. Darüber hinaus hat sich die bis zum Frühjahr 1995 andau- 
ernde DM-AufVvertung gegenüber anderen EU- Währungen zwi- 
schenzeitlich belastend auf den Exportüberschuß gegenüber den anderen 
EU-Staaten ausgewirkt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


86. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund, daß sich alle auf dem Welternährungs- 
gipfel vertretenen Staaten verpflichtet haben, 
umfassende Informationssysteme über Ernäh- 
rungsunsicherheit und Krisen anfälligkeit zu ent- 
wickeln und dazu beizutragen, daß die Zahl der 
Hungernden bis zum Jahr 2015 auf die Hälfte 
reduziert wird, die Anfrage der Welternährungs- 
organisation FAO aus dem April 1996 bezüglich 
von dort gewünschter Angaben zur Ernährungs- 
situation, einschließlich des Anteils unterversorg- 
ter Bevölkerungsgruppen, beantworten, und ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß in 
Deutschland Unterversorgung von Bevölke- 
rungsgruppen kein Problem darstellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 11. März 1997 

Die offensichtlich allen Mitgliedstaaten zugesandte Anfrage der FAO vom 
April 1996 zum Standort und zu dem Ausmaß von Hunger im jeweiligen 
Staatsgebiet ist nach ihrem allgemeinen Inhalt an Entwicklungsländer 
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beziehungsweise Länder, deren Nahrungsmittelproduktion erhöht wer- 
den sollte, gerichtet. In Deutschland ist aufgrund einer sicheren Versor- 
gung mit Lebensmitteln zu angemessenen Preisen und sozialer Siche- 
rungssysteme eine Unterversorgung nicht gegeben. 


87. Abgeordneter 

Matthias 

Weisheit 

(SPD) 


Wie viele Zuchttiere (Braunvieh, Fleckvieh) sind 
jährlich aus der Schweiz in die Bundesrepublik 
Deutschland eingeführt worden (Bullen und 
Kühe bitte getrennt aufführen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 10. März 1997 


Die Statistik des Statistischen Bundesamtes weist folgende Importe von 
Zuchtrindern aus der Schweiz aus: 


1993: 

159, 

1994: 

213, 

1995: 

cd 

CO 

1996: 

2 (bis März). 


Eine weitere Aufschlüsselung nach Rassen und Geschlecht ist der Bundes- 
regierung nicht möglich, da die Erhebungen des Statistischen Bundes- 
amtes die Merkmale nicht ausweisen. 


88. Abgeordneter 

Matthias 

Weisheit 

(SPD) 


Wie viele Samenportionen von aus der Schweiz 
stammenden Bullen wurden seit 1986 in der Bun- 
desrepublik Deutschland eingesetzt, und wie 
viele befinden sich noch in deutschen Besa- 
mungsstationen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 10. März 1997 


Über die Zahl der Samenportionen, die seit 1986 von aus der Schweiz 
stammenden Bullen eingesetzt wurden bzw. die sich noch in deutschen 
Besamungsstationen und ihren Außenstellen befinden, stehen der Bun- 
desregierung keine Angaben zur Verfügung. 

Eine entsprechende Anfrage wäre an die Länder zu richten, da ihnen die 
Erlaubnis zum Betreiben von Besamungsstationen (§ 9 Abs. 5 Tierzucht- 
gesetz) und die Überwachung (§19 Abs. 1 Tierzuchtgesetz) obliegt. 


89. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Wodarg 

(SPD) 


Welche in der Bundesrepublik Deutschland an- 
sässige Forschungsinstitute haben sich auf die in 
den „EU- Nachrichten" vom 18. Dezember 1996 
auf Seite 6 ausgeschriebenen BSE-Forschungs- 
projekte beworben, und welche EU-Fördermittel 
stehen ihnen nach Kenntnis der Bundesregierung 
zur Verfügung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 10. März 1997 

Die Forschungsinstitute, an die sich die Ausschreibung der EU-Kommis- 
sion richtet, reichen ihre Anträge direkt bei der zuständigen Stelle in Brüs- 
sel ein. Derzeit werden diese Anträge wissenschaftlich begutachtet. Im 
Anschluß daran wird der Entscheidungsvorschlag über die zu fördernden 
Vorhaben dem Verwaltungsausschuß des Agrarforschungsprogramms 
(FAIR) vorgelegt und diskutiert. Die daraufhin ergehende Entscheidung 
der EU-Kommission wird veröffentlicht. Einzelheiten aus der Beratung im 
FAIR-Ausschuß können aus Gründen des Daten- und Persönlichkeits- 
schutzes nicht weitergegeben werden. Nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung stehen für diese Ausschreibung, die sich ausschließlich auf den 
Bereich der Tiergesundheit bezieht, 8,8 Mio. ECU aus dem Agrar- 
forschungsprogramm zur Verfügung. 


90. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Wodarg 

(SPD) 


Welche Forschungsergebnisse zur maternalen 
Übertragung spongiformer Enzephalopathien bei 
Säugetieren - mit Ausnahme der bekannten und 
umstrittenen britischen Studie - sind der Bundes- 
regierung bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 10. März 1997 


Der Bundesregierung liegen die Zwischenergebnisse der sog. Kohorten- 
studie vor, die im Vereinigten Königreich im August 1996 veröffentlicht 
wurde. Die Endergebnisse der Kohortenstudie sollen im Laufe dieses 
Monats vorgelegt werden. 


Aufgrund welcher epidemiologischen bzw. seu- 
chenhygienischen Ergebnisse stellt die Bundes- 
regierung ihre BSE-Bekämpfungsmaßnahmen 
mehr auf die maternale Übertragung (Fl -Genera- 
tion und folgende) als auf eine herden- und fütte- 
rungsbezogene Bekämpfungsmaßnahme ab, die 
der Tatsache gerecht würde, daß bis 1994 
europaweit Tiermehl auch aus Großbritannien 
gehandelt wurde und Tiermehl auch in Deutsch- 
land verfüttert werden durfte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 10. März 1997 

Die Bundesregierung hat ihre BSE-Bekämpfungsmaßnahmen auf die 
fütterungsbedingt induzierte Entstehung der Seuche abgestellt. 


91. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Wodarg 

(SPD) 


92. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Wodarg 

(SPD) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
das BSE-Meldewesen und die BSE-Bekämp- 
fungsstrategie des Nicht-EU-Mitglieds Schweiz, 
und aufgrund welcher Kriterien beurteilt sie diese 
Maßnahmen im Vergleich zu den in EU-Mitglied- 
staaten mit originärem BSE-Geschehen sowie in 
der Bundesrepublik Deutschland getroffenen 
Maßnahmen bezügüch der Eindämmung bzw. 
Ausrottung des Erregers und der Verbraucher- 
sicherheit? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 10. März 1997 


Das Bundesamt für Veterinärwesen der Schweiz informierte 1989 die 
Tierärzte über die Charakteristik der BSE und sorgte für eine Einrichtung 
eines Referenzlaboratoriums an der Veterinärmedizinischen Fakultät der 
Universität Bern. Die Anzeigepflicht für BSE wurde im Dezember 1990 in 
der Schweiz eingeführt. Anzeigepflicht ist bereits der Verdacht auf BSE. 

Die ebenfalls im Dezember 1990 erlassenen Sofortmaßnahmen zur 
Bekämpfung der BSE sahen insbesondere vor, daß die Tötung der an BSE 
erkrankten Tiere angeordnet wird. Im Dezember 1996 wurden ergän- 
zende Sofortmaßnahmen gegen BSE in der Schweiz erlassen. Hiernach 
müssen alle vor dem 1. Dezember 1990 geborenen Rinder aus Beständen, 
in denen ein Tier an BSE erkrankte oder erkrankt, getötet und beseitig 
werden. In den Fällen, in denen ein nach dem 1. Dezember 1990 gebore- 
nes Rind (Einführung des Verfütterungs Verbotes von Tiermehl an Wieder- 
käuer) an BSE erkrankt, müssen alle Rinder dieses Bestandes getötet und 
beseitigt werden. 

Diese neuen Maßnahmen, die von epidemiologischen Gesichtspunkten 
ausgehen, stellen einen wichtigen Schritt zur Bekämpfung der BSE dar. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


93. Abgeordneter 

Karl Hermann 

Haack 

(Extertal) 

(SPD) 


Wie viele Personen haben in den Jahren 1995 und 
1996 zu Maßnahmen der Prävention und Rehabi- 
litation im Bereich der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung und der Rentenversicherung Zuzah- 
lungen geleistet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 11. März 1997 

In der gesetzlichen Rentenversicherung decken sich die Zuzahlungsfälle 
nicht mit den im gleichen Jahr durchgeführten medizinischen und sonsti- 
gen Leistungen zur Rehabilitation, weil es eine Reihe gesetzlicher Aus- 
nahmen von der Zuzahlungspflicht gibt und bei Rehabilitanden mit niedri- 
gem Einkommen die Entscheidung über eine Befreiung von der Zuzah- 
lung erst im Anschluß an die durchgeführte Maßnahme erfolgen kann. 
Dies hat entsprechende Auswirkungen auf die Höhe der jährhchen 
Zuzahlungsbeträge. 

Im Jahr 1995 erfolgte zu 413 192 medizinischen und sonstigen Leistungen 
zur Rehabilitation der gesetzlichen Rentenversicherung eine volle oder 
teüweise Zuzahlung. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung haben im Jahr 1995 850000 
Personen eine Zuzahlung zu einer Kur geleistet bzw. lediglich einen Kran- 
kenkassenzuschuß zu einer Kur erhalten. 

Für das Jahr 1996 liegen Daten noch nicht vor. 
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94. Abgeordneter 

Karl Hermann 

Haack 

(Extertal) 

(SPD) 


Wie viele Personen sind in den Jahren 1995 und 
1996 von der Pflicht zur Zuzahlung zu Maß- 
nahmen der Prävention und Rehabilitation im 
Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung 
und der Rentenversicherung befreit worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 11. März 1997 


In der gesetzlichen Rentenversicherung hatten im Jahr 1995 554 887 
Rehabilitanden eine Zuzahlung nicht zu leisten. In 64203 Fällen war auf- 
grund der Einkommensverhältnisse eine Zuzahlung nicht in voller Höhe 
zu leisten. Bei 1018 Fällen stand die Entscheidung über eine Zuzahlung 
noch aus oder war eine statistische Auswertung nicht möglich. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung haben 1995 450000 Personen 
von ihrer Krankenkasse eine Kur ohne Zuzahlung erhalten. 

Für das Jahr 1996 liegen Daten noch nicht vor. 


95. Abgeordneter 

Karl Hermann 

Haack 

(Extertal) 

(SPD) 


Welches Volumen erreichten die Zuzahlungen, 
und welches Volumen erreichten die Befreiungen 
von der Zuzahlung zu Maßnahmen der Präven- 
tion und Rehabilitation im Bereich der gesetz- 
lichen Krankenversicherung und der Rentenver- 
sicherung in den Jahren 1995 und 1996? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 11. März 1997 


In der gesetzlichen Rentenversicherung betrug das Volumen an Zuzah- 
lungen im Jahr 1995 rd. 126 Mio. DM. 

Für die 554 887 von der Zuzahlung befreiten Personen errechnet sich unter 
der Annahme, daß bei Zuzahlungspflicht durchschnittlich rd. 300 DM je 
durchgeführte Rehabilitationsmaßnahme hätte gezahlt werden müssen, 
ein Gesamtvolumen von rd. 166 Mio. DM an nicht zu leistenden 
Zuzahlungen. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung betrug das Volumen an Zuzah- 
lungen von 12 DM/Tag im Jahr 1995 für fast 10 Millionen Kurtage rd. 120 
Mio. DM. Weiterhin wurde durch die Krankenkassen für gut 11 Millionen 
Kurtage ein Zuschuß von 15 DM gewährt. Die in diesen Fällen anfallende 
Belastung des Versicherten - Saldo aus Unterbringungskosten abzüglich 
Kassenzuschuß von 15 DM - ist individuell verschieden und nicht quantifi- 
zierbar. 

Aussagefähige Daten für das Jahr 1996 liegen noch nicht vor. 


96. Abgeordneter 

Alfred 

Hartenbach 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
nach dem dramatischen Einbruch im Kur- und 
Rehabereich ab Mitte März 1997 wieder jede 
beantragte Kur- und Rehamaßnahme bewilligt 
werden kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 10. März 1997 


Kuren und medizinische Rehabilitationsmaßnahmen dürfen nur bewilligt 
werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorliegen. Erste 
und wichtigste Voraussetzung ist, daß die beantragte Maßnahme medi- 
zinisch notwendig ist. Durch die mit dem Wachstums- und Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz (WFG) sowie mit dem Beitragsentlastungsgesetz 
(BeitrEntlG) erfolgten Änderungen im Recht der Rehabilitation hat sich 
nichts daran geändert, daß jede medizinisch notwendige Maßnahme auch 
künftig erbracht werden kann. Ein Bewüligungsverhalten der Kranken- 
kassen und der Rentenversicherungsträger, wie es in Ihrer Frage nahe- 
gelegt wird, wäre mit den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar- 
samkeit nicht vereinbar. 


97. Abgeordneter 

Kurt 

Neumann 

(Berlin) 

(fraktionslos) 


Wann legt die Bundesregierung einen umfassen- 
den Bericht zu den Auswirkungen des neuen 
Ladenschlußgesetzes vor, und wann wird meine 
Frage 20 in Drucksache 13/7116: („In welchem 
Umfang sind - nach Größe der Unternehmen auf- 
gegliedert - seit Geltung des neuen Ladenschluß- 
gesetzes die Öffnungszeiten der Einzelhandels- 
unternehmen erweitert worden, und inwieweit 
sind zusätzliche sozialversicherungspflichtige 
und sozialversicherungsfreie Beschäftigungsver- 
hältnisse geschaffen worden") inhaltlich beant- 
wortet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 12. März 1997 


Der Deutsche Bundestag hat anläßlich der Verabschiedung des Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Ladenschluß und zur Neuregelung 
der Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien am 21. Juni 1996 die Bun- 
desregierung aufgefordert, drei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes 
dem Deutschen Bundestag einen Erfahrungsbericht vorzulegen. 

Das Gesetz ist am 1. November 1996 in Kraft getreten. Der vom Deutschen 
Bundestag geforderte Erfahrungsbericht wird somit im November 1999 
dem Deutschen Bundestag vorgelegt werden. Darin werden auch inhalt- 
liche Angaben zu dem von Ihnen angesprochenen Fragenkreis enthalten 
sein. 


98. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine gesetz- 
liche Änderung bzw. Erweiterung der Öffnungs- 
zeiten der Geschäfte an Sonn- und Feiertagen, 
und wie beurteilt sie in diesem Zusammenhang 
die Äußerung vom Bundesminister für Wirtschaft, 
Dr. Günter Rexrodt, im Januar 1997, in der er sich 
unzufrieden über die derzeitige Regelung der 
Öffnungszeiten an Sonn- und Feiertagen ge- 
äußert hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. März 1997 


Die Bundesregierung beabsichtigt keine gesetzliche Erweiterung der 
Ladenöffnungszeiten an Sonn- und Feiertagen. Der Bundesminister für 
Wirtschaft, Dr. Günter Rexrodt, hat in einem Gastkommentar für eine 
bekannte Zeitung lediglich auf einen mögUchen Bedarf von Handel und 
Verbrauchern aufmerksam gemacht, der sich schon bald auf weitere 
Sonntagsöffnungsmöglichkeiten beziehen könnte, wobei besonders 
Möbel und Autos angesprochen waren. Keineswegs wurde damit eine 
Regierungsinitiative angekündigt. Die Bundesregierung wird nach drei 
Jahren einen Erfahrungsbericht über das Beteiligungsverhalten und die 
Auswirkungen der neuen Ladenöffnungsmöglichkeiten vorlegen. Erst 
dann kann beurteilt werden, ob Änderungen des Ladenschlußgesetzes 
erforderlich sind. 


99. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den grund- 
sätzlich arbeitsfreien Sonntag vor dem Hinter- 
grund der christlich-jüdischen Tradition des 
Sabbat-Tages? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. März 1997 


Die Bundesregierung hat immer wieder darauf hingewiesen, daß die 
Sonntage als Tage der Arbeitsruhe für den Menschen grundsätzlich erhal- 
ten bleiben müssen. Der arbeitsfreie Sonntag geht auf eine in unserer 
christlichen Kultur seit Jahrhunderten gewachsene Tradition zurück, die 
offensichtlich auch den natürlichen Bedürfnissen des weit überwiegenden 
Teils unserer Bevölkerung entspricht. Der Mensch braucht einen Tag in 
der Woche, der sich von den anderen unterscheidet. Deshalb ist der Sonn- 
tag als „Tag der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung" auch verfas- 
sungsrechtlich abgesichert, ln der Arbeitswelt ist der Schutz des Sonntags 
durch das Arbeitszeitgesetz und das Ladenschlußgesetz realisiert. 


100. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie viele beitragszuschußberechtigte Landwirte 
haben mit Ablauf des Jahres 1996 die in § 32 
Abs. 4 des Gesetzes über die Alterssicherung der 
Landwirte (ALG) vorgeschriebene Vorlagefrist 
für den der Zuschußbemessung zugrundeliegen- 
den Einkommensteuerbescheid versäumt, und 
welcher Betrag an Zuschußmitteln ist hierdurch 
insgesamt unberechtigt ausgezahlt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 10. März 1997 


Die Bundesregierung ist aufgrund von Ermittlungen des Gesamtverban- 
des der landwirtschaftlichen Alterskassen (GLA) - die im März und Sep- 
tember 1996 bei den einzelnen Alterskassen durchgeführt worden sind - 
von einem Rückforderungsvolumen von ca. 30 bis 33 Mio. DM ausgegan- 
gen. Dabei wurden ca. 30000 bis 33 000 Fälle der verspäteten Vorlage des 
Einkommensteuerbescheides sowie jeweils ein Durchschnittsbetrag von 
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ca. 1000 DM zugrunde gelegt. Laut Mitteilung des GLA hat sich nach 
seinen Erkenntnissen an der damals vorgenommenen Einschätzung der 
landwirtschaftlichen Alterskassen keine Änderung ergeben. Insoweit 
liegen der Bundesregierung neuere Zahlen nach dem Stand 31. Dezember 
1996 nicht vor. 


101. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Basieren die bisher zum Stand September 1996 
genannten Zahlen auf einer Überprüfung jedes 
einzelnen Zuschußberechtigten bei allen zustän- 
digen Alterskassen, oder handelt es sich lediglich 
um eine Addition der den Kassen mehr oder 
weniger zufällig bekannt gewordenen Fälle? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 10. März 1997 

Die bisher zum Stand September 1996 genannten Zahlen basieren nicht 
auf einer Überprüfung jedes einzelnen Zuschußberechtigten bei allen 
zuständigen Alterskassen. Es handelt sich vielmehr im wesentlichen um 
Schätzungen und Hochrechnungen. Im übrigen nehme ich Bezug auf die 
Antwort zu Frage 100. 


102. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung nunmehr die in 
Frage 100 (Stand 31. Dezember 1996) geforderten 
Zahlen (Anzahl der Zuschußberechtigten, die die 
Vorlagefrist versäumt haben, Summe der unbe- 
rechtigt ausgezahlten Bundesmittel) auf Basis 
einer vom Bundesrechnungshof bereits in der 
Vergangenheit geforderten Überprüfung jedes 
einzelnen Zuschußberechtigten angeben, und ist 
zutreffend, daß auch in diesem Jahr bereits 
wiederum bei 10% oder mehr der geprüften 
Zuschußberechtigten entsprechende Versäum- 
nisse aufgetreten sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 10. März 1997 

Der Bundesregierung liegen keine neuen Erkenntnisse vor. Die Erhebung 
konkreterer und aktuellerer Zahlen wäre - wie der GLA bestätigt - mit 
einer einzelfallbezogenen Auswertung verbunden, die einen nicht ver- 
tretbaren Zeit- und Personalaufwand erfordern würde. Deshalb ist davon 
abgesehen worden, den GLA zu neuen Ermittlungen bei den einzelnen 
Trägem der Alterssichemng der Landwirte zu veranlassen. 

Es ist nicht auszuschließen, daß auch nach Ende des Jahres 1996 Land- 
wirte die Frist für die Vorlage des Einkommensteuerbescheides verr 
säumen werden. Der Prozentanteil jener Fälle kann nicht geschätzt wer- 
den; insoweit liegen auch noch keine neuen Erkenntnisse vor. 


103. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung sicher ausschließen, 
daß der unberechtigt ausgezahlte und somit 
zurückzufordernde Betrag deutlich höher als die 
bisher genannten 32 Mio. DM liegt (in der Presse 
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werden Schätzungen bis 100 Mio. DM genannt), 
nachdem Rückfragen bereits bei einer einzigen 
Alterskasse ergeben haben, daß sich die Zahl der 
auf gedeckten Fälle gegenüber September 1996 
erheblich erhöht hat, und warum haben viele Al- 
terskassen diejenigen Zuschußberechtigten, die 
ihr landwirtschaftliches Einkommen nach den 
Pauschalsätzen des § 13 a des Einkommensteuer- 
gesetzes versteuern, zunächst gar nicht geprüft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 10. März 1997 

Wie in der Antwort zu Frage 102 ausgeführt, könnte die tatsächliche Höhe 
des zurückzufordernden Zuschußvolumens nur durch eine aufwendige 
Auswertung festgestellt werden. Demzufolge wäre es eine Spekulation, 
einen Betrag von über 33 Mio. DM auszuschließen. Zu solchen Spekula- 
tionen findet sich die Bundesregierung nicht bereit. 

Die im letzten Teil der Frage enthaltene Unterstellung, daß viele Alters- 
kassen diejenigen Zuschußberechtigten, die ihr landwirtschaftliches Ein- 
kommen nach den Fauschaisälzen des § 15 a des Einküinmensieuergeset- 
zes (EStG) versteuern, zunächst gar nicht geprüft haben, kann nicht bestä- 
tigt werden. Allerdings hatte eine landwirtschaftliche Alterskasse im 
Zusammenhang mit den Fällen der Einkommensermittlung nach § 13 a 
EStG eine Rechtsfrage zur Klärung an den GLA herangetragen. Dieser hat 
daraufhin die bisherige Rechtsauffassung bestätigt. Unvertretbare Ver- 
zögerungen in der Bearbeitung der entsprechenden Geschäftsvorfälle 
sind der Bundesregierung nicht bekannt geworden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


104. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


ln welcher Höhe belaufen sich die Landegebüh- 
ren von Bundeswehrmaschinen im Einsatz von 
Bosnien und Kroatien und die Zollgebühren in 
bezug auf Ersatzteile? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 10. März 1997 

Die Ausgaben für Landegebühren betragen für den Zeitraum von 1995 bis 
1997 (Stand Januar 1997) insgesamt 1881 186,97 DM. An Zollgebühren für 
Ersatzteile wurden im Jahr 1996 6 254 DM gezahlt. 

Letztere werden sowohl zentral als auch dezentral entrichtet und im 
Regelfall nicht gesondert ausgewiesen. Die Abfrage beschränkte sich des- 
halb auf das Jahr 1996. Weitergehende Feststellungen bedürfen der 
Durchsicht der einzelnen Rechnungsbelege. Der damit verbundene 
erhebliche Verwaltungsaufwand erscheint angesichts der verhältnis- 
mäßig geringfügigen Summe der Gesamtzahlungen 1996 an Zöllen für 
Ex- Jugoslawien von rd. 28 100 DM als nicht gerechtfertigt. 
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105. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 7. März 1997 

Für die fliegenden Geschwader der Luftwaffe gibt es keine einheitlich 
festgelegten Vorgaben bezüglich der zu erbringenden Flugstunden der 
einzelnen Verbände, weder für deren Gesamtheit noch für die im In- bzw. 
Ausland zu erfliegenden Teilmengen. Das Flugstunden -Soll wird durch 
jeden einzelnen Verband jährlich im voraus auf der Basis der zum Zeit- 
punkt der Planung bekannten Daten festgelegt und berücksichtigt eine 
Vielzahl von Variablen. 

Im Laufe des Planungszeitraumes ergeben sich zwangsläufig Abweichun- 
gen von diesen Prognosewerten. Neben erforderlichen Anpassungen der 
Einsatzplanung führen auch technisch-logistische Gründe sowie unvor- 
hersehbare Wetterbedingungen zu einer größeren Schwankungsbreite. 

Durch die zunehmende Nutzung realitätsnaher Ausbildungsmöglich- 
keiten ist die Anzahl der Flugstunden als quantitative Größe nicht mehr 
alleiniger Maßstab für den Grad der Einsatzbefähigung eines fliegenden 
Verbandes. Mit Erhöhung der qualitativen Anforderungen an die fliegen- 
den Besatzungen, z. B. durch fordernde Übungszenarien und Verbesse- 
rung der Ausbildungsinhalte, wird eine Steigerung der Flugstundenquali- 
tät erreicht. Dadurch können Flugstunden eingespart und im begrenzten 
Umfang kompensiert werden. 

Die Durchführung der qualitativ hochwertigen Ausbildungs- und 
Übungsvorhaben ist nur dadurch möglich, daß sie zum überwiegenden 
Teil ins Ausland verlagert wird, ohne daß damit eine konkrete Flugstun- 
denvorgabe verbunden ist. 

Taktische Überprüfungen der fliegenden Verbände durch die NATO 
belegen regelmäßig den hohen Leistungsstand der fliegenden Besatzun- 
gen der Luftwaffe. Dieses spiegelt sich auch in der erfolgreichen Teil- 
nahme an humanitären Hilfseinsätzen und den Friedensmissionen im ehe- 
maligen Jugoslawien eindrucksvoll wider. 

Die von den Geschwadern der Luftwaffe erbrachten Flugstunden waren 
insgesamt ausreichend, die Einsatzbereitschaft, gerade auch unter 
Berücksichtigung der Flugsicherheitskriterien, zu gewährleisten. 

In der Anlage * ) wird die Summe der Soll- und Ist-Werte der Jahre 1992 bis 
1997 für den jeweiligen Luftfahrzeugtyp aufgezeigt. 


Wie viele Flugstunden (Soll/Ist) mußten/müssen 
die Geschwader der Bundesluftwaffe im In- bzw. 
Ausland im Zeitraum von 1992 bis einschließlich 
1997 jährlich zur Gewährleistung ihrer Einsatz- 
bereitschaft absolvieren, und worauf sind die 
Soll/Ist-Differenzen zurückzuführen? 


106. Abgeordneter 

Albert 

Schmidt 

(Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß der Bürgermeister der Gemeinde 
Untermeitingen/Lechfeld vom Bundesministe- 
rium der Verteidigung auf Staatskosten zur mehr- 
tägigen Manöverbeobachtung (um den 20. Fe- 
bruar 1997) auf den amerikanischen Kontinent 
eingeladen ist (s. „ Schwabmünchner Tagblatt" 
vom 10. Februar 1997)? 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 20. Februar 1997 

Es trifft nicht zu, daß „der Bürgermeister der Gemeinde Unterm ei tingen/ 
Lechfeld vom Bundesministerium der Verteidigung auf Staatskosten zu 
einer mehrtägigen Manöverbeobachtung auf den amerikanischen Konti- 
nent eingeladen wurde " . Vielmehr genehmigte das Bundesministerium 
der Verteidigung einen Mitflugantrag des Abgeordneten des Bayerischen 
Landtages, Max Strehle. 

Die Einladung für den Abgeordneten Max Strehle und fünf weitere Per- 
sönlichkeiten aus dem politischen Umfeld des Standortes Lechfeld 
erfolgte mit Schreiben vom 9. Januar 1997 durch den Kommodore des 
Jagdbombergeschwaders 32 Lechfeld, welches im Zeitraum vom 9. bis 
22. Februar 1997 erstmalig an der fliegerischen Übung GREEN FLAG der 
amerikanischen Luftwaffe teilnimmt. 

Hin- und Rückflug der Besucher erfolgen in ohnehin verkehrenden Luft- 
fahrzeugen der Bundeswehr. Der Anschlußflug El Paso/Texas nach Las 
Vegas/Nevada erfolgt mit gewerblichem Lufttransportunternehmen zu 
eigenen Kosten. Unterbringung und Verpflegung werden ebenfalls durch 
die Besucher getragen, so daß für die Bundeswehr keine zusätzlichen 


107. Abgeordneter Welche weiteren Personen sind sonst noch dazu 

Albert eingeladen und zu welchen Kosten pro Person? 

Schmidt 

(Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 20. Februar 1997 


Neben Herrn Max Strehle, MdL, dessen Wahlkreis der Landkreis Augs- 
burg-Land ist, wurden durch Kommodore JaboG 32 folgende weitere Per- 
sönlichkeiten des politischen Umfeldes des Standortes Lechfeld einge- 
laden: 

- Herr Sebastian Kuchenbaur, MdL, Wahlkreis Augsburg-Land, 

- Herr Dr. Karl Vögele, Landrat, Landkreis Augsburg, 

- Herr Christian Türck, Bayerische Staatskanzlei, 

- Herr Georg Klausner, Bürgermeister Gemeinde Untermeitingen, 

- Herr Hans Winkler, Bürgermeister Gemeinde Graben. 


Aufgrund anderweitiger Verpflichtungen wurde die Teilnahme der Her- 
ren Strehle, Kuchenbaur und Vögele abgesagt. 


Kosten für die Bundeswehr entstehen nicht (siehe auch Frage 106). 


108. Abgeordneter 

Albert 

Schmidt 

(Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hält die Bundesregierung solche Ausgaben zu 
Lasten der Steuerzahler angesichts der aktuellen 
Spardiskussion für vertretbar? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 20. Februar 1997 


Ausgaben zu Lasten der Steuerzahler entstehen nicht. 


109. Abgeordneter 

Albert 

Schmidt 

(Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche sachlichen Gründe gilt es für diese Ein- 
ladungen zur Manöverbeobachtung nach Ame- 
rika? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 20. Februar 1997 


Die Einladung an die genannten Politiker erfolgte im Rahmen der Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit der Bundeswehr. Aufgabe ist es, die Bevölke- 
rung mit der Bundeswehr und dem Bündnis vertraut zu machen und das 
Verständnis für Grundlagen und Ziele deutscher Sicherheits- und Vertei- 
digungspolitik zu fördern und zu festigen. Zielpersonen und -gruppen der 
Öffentlichkeitsarbeit sind unter anderem politische Mandatsträger. 

Die betreffenden Gäste leisten als Multiplikatoren von regionaler Bedeu- 
tung im Hinblick auf das in Lechfeld stationierte Jagdbombergeschwader 
ihren Beitrag zur Integration der Soldaten in das zivile Umfeld. 

Die Einladung zu dem Vorhaben in Nellis Air Force Base, Nevada/USA, 
verfolgt den Zweck, eine zielgerichtete Information über die Aktivitäten 
des Verbandes und Einblicke in den hohen Wert und die Notwendigkeit 
solcher Ausbildungsvorhaben zu gewähren. 


1 10. Abgeordneter Welche Gründe gaben nach Auffassung der Bun- 

Jürgen desregierung unseren amerikanischen Verbün- 

Tauss deten Veranlassung, die Ausrichtung von Über- 

(SPD) wachungsanlagen in Bad Aibling um 180 Grad zu 

verändern und somit nicht mehr „den Osten", 
sondern gerade das Inland zu überwachen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 7. März 1997 


Die USA unterhalten in Bad Aibling eine Empfangsstelle zur Fernmelde- 
und Elektronischen Aufklärung. Es handelt sich dabei um eine Anlage des 
Intelligence and Security Command der US Army in Europa zur Unterstüt- 
zung der amerikanischen Streitkräfte. Die Bundesregierung hat keine 
Anhaltspunkte dafür, daß die Ausrichtung der Anlage um 180 Grad geän- 
dert wurde und somit das Inland überwacht wird. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


111. Ab geordnete 

Margot 
von Renesse 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Verhandlungen in der 
Arbeitsgruppe der VN-Frauenrechtskommission, 
die auf der Grundlage der CEDAW-Vorschläge 
(Ausschuß für die Beseitigung der Frauendiskri- 
minierung) zur besseren Durchsetzung der Frau- 
enantidiskriminierungskonvention ein Protokoll 
zur Einführung eines Individualbeschwerde- und 
Untersuchungsverfahrens erarbeiten soll? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 11. März 1997 


Die eigens eingerichtete Arbeitsgruppe, die parallel zur Frauenrechts- 
kommission tagt, wird ihre Beratung über die Einführung und Ausgestal- 
tung eines Zusatzprotukulis in der Zeit vom iü. bis 21. März 1997 fort- 
führen. 


112. Abgeordnete Welches ist die Haltung der Bundesregierung zu 

Margot der dort anstehenden Problematik? 

von Renesse 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 11. März 1997 

Zu klären ist insbesondere, ob Gegenstand eines Individualbeschwerde- 
verfahrens sämtliche Regelungen des CEDAW-Übereinkommens oder 
nur einzelne Bestimmungen sein sollten. Die Diskussion sollte hier wie im 
vergangenen Jahr auf die Frage der Justitiabilität der im Übereinkommen 
verbürgten Rechte gelenkt werden. Das Übereinkommen enthält eine 
Reihe von Programmsätzen, die nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht Gegenstand eines Individualbeschwerdeverfahrens sein können. 
Angestrebt werden könnte ein Katalog von Rechten, deren Verwirk- 
lichung als besonders dringlich erscheint (z. B. gleiches Wahlrecht, gleich- 
berechtigter Zugang zu Gesundheitsdiensten, Rechtsfähigkeit, Freizügig- 
keit, Eheschließungsfreiheit). Ein zentrales Problem ist weiterhin die 
Überschneidung mit Regelungen und Kontrollmechanismen ariderer 
Menschenrechtsübereinkommen. Klärungsbedürftig ist auch die Drittwir- 
kung der Gewährleistungen auf Rechtsbeziehungen zwischen Privatper- 
sonen sowie die Begründung von Ansprüchen im wirtschaftlichen und 
sozialen Bereich. Für die Beratung von Verfahrensregelungen dürfte es 
dagegen noch zu früh sein. 


113. Abgeordnete 

Margot 
von Renesse 

(SPD) 


Unterstützt die Bundesregierung die Einführung 
einer Individualbeschwerde und eines Unter- 
suchungsverfahrens durch ein Fakultativproto- 
koll? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 11. März 1997 


Die Bundesregierung arbeitet konstruktiv in der genannten Arbeits- 
gruppe mit, ohne daß dies als Präjudiz für die Ratifizierung eines eventuel- 
len Zusatzprotokolls genommen werden kann. 


114. Abgeordnete Welche Vorschläge hat die Bundesregierung bis- 

Margot her in die Verhandlung eingebracht oder wird sie 

von Renesse einbringen? 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 11. März 1997 


Die Bundesregierung hat ihren Standpunkt bereits bei den Beratungen im 
März 1996 verdeutlicht, und sie wird das auch weiterhin tun. Es gelten im 
übrigen die Antworten zu den Fragen 112 und 113. 


115. Abgeordnete Wie hoch sind die Kosten des Werbemittels „Trau 

Hanna dich frau" des Bundesministeriums für Familie, 

Wolf Senioren, Frauen und Jugend? 

(München) 

(SPD) 


116. Abgeordnete Wie hoch ist die Auflage? 

Hanna 

Wolf 

(München) 

(SPD) 


117. Abgeordnete An welchen Personenkreis wird diese Materialie 

Hanna abgegeben? 

Wolf 

(München) 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 10, März 1997 


Der Medienverbund „Trau dich frau", der mit einer Auflage von 2000 
Exemplaren und Gesamtkosten in Höhe von 708503 DM produziert 
wurde, wird an Multiplikato rinnen, Multiplikatoren und Fachkräfte der 
Frauenerwachsenenbildung sowie an die Konferenz der Landesfilmdien- 
ste für Jugend- und Erwachsenenbildung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land e. V., Bonn, abgegeben. Das pädagogische Begleitmaterial enthält 
Vorschläge und Ideen zur Arbeit mit dem Film in Frauengruppen, die von 
einer Fachkraft betreut werden sollten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


118. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es 
durch die Änderung des § 85 Abs. 2 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes (BSHG) zu einer Verringe- 
rung der Entgeltzahlungen für Behinderte in 
Werkstätten gekommen ist, obwohl dies nicht die 
Intention des Gesetzgebers war? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. März 1997 

Die Bundesregierung sieht zwischen der Zahlung eines Arbeitsentgelts 
der Werkstatt für Behinderte aus dem Arbeitsergebnis der Werkstatt an im 
Arbeitsbereich beschäftigte Behinderte nach § 54 b Schwerbehinderten- 
gesetz und dem Einsatz von Einkommen unter der Einkommensgrenze bei 
einer vollstationären Wohnheimbetreuung nach § 85 BSHG keinen recht- 
liclicii Zuaaiimieiiiiaiiy . 

Bei einer vollstationären Wohnheimbetreuung soll nach § 85 Abs. 1 Nr. 3 
Satz 2 BSHG in angemessenem Umfang die Aufbringung der Mittel auch 
unterhalb der Einkommensgrenze verlangt werden. Das Bundesverwal- 
tungsgericht (Urteil vom 6. April 1995, Az. 5 C 5.93) hat die volle Heranzie- 
hung des Einkommens unter der Einkommensgrenze als rechtmäßig 
angesehen, wenn keine besonderen Gründe zur Freilassung eines Teils 
des Einkommens vorliegen. Das Gesetz zur Reform des Sozialhilferechts 
vom 23. Juli 1996 (BGBl. I S. 1088) hat in § 85 Abs. 2 die Empfehlung der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe über- 
nommen, dem Behinderten bei der Inanspruchnahme des Arbeitsentgelts 
aus der Werkstattbeschäftigung als Anreiz für seine Beschäftigung in der 
Werkstatt einen Betrag zu belassen, der sich aus dem Grundbetrag in 
Höhe von Ve des Regelsatzes eines Haushaltsvorstandes zuzüglich 25% 
des den Grundbetrag übersteigenden Arbeitseinkommens zusammen- 
setzt. Damit hat der in einer Werkstatt beschäftigte Behinderte einen 
gesetzlichen Anspruch darauf, diesen Betrag von seinem einzusetzenden 
Arbeitseinkommen zu behalten. Insofern ist seine Stellung verbessert 
worden. 


119. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
eine für die Behinderten nachteilige Anrechnung 
des Vermögens künftig auszuschließen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. März 1997 

Der Bundesregierung ist eine für die Behinderten nachteilige Anrechnung 
des Vermögens nicht bekannt. Bei der Eingliederungshilfe für Behinderte 
gibt es für den Einsatz von Vermögen zugunsten des behinderten Hil- 
feempfängers und seiner unterhaltsverpflichteten Eltern eine Reihe von 
Ausnahmevorschriften beim Einsatz des Einkommens und Vermögens. So 
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hat zuletzt der Gesetzgeber mit Wirkung vom 1. September 1994 (BGBL I 
S. 1890, 1992) für werkstattbeschäftigte Behinderte eine sehr großzügige 
Sonderregelung zum Einsatz von Vermögen geschaffen. Nach § 88 Abs. 3 
BSHG haben Behinderte bei der Eingliederungshilfe zur Beschäftigung in 
einer Werkstatt für Behinderte im Regelfall erst ein Vermögen über 49500 
DM einzusetzen. Für die übrigen Empfänger von Hilfe in besonderen 
Lebenslagen ist der Vermögensschonbetrag auf 4 500 DM, in Sonderfällen 
auf 8000 DM festgesetzt. In Anbetracht dessen sieht die Bundesregierung 
keinen Handlungsbedarf. 


Wie beurteilt die Bundesregierung die geplanten 
Kürzungen für die Aufklärungs- und Präven- 
tionsarbeit im Gesundheitsbereich, insbesondere 
die geplanten Kürzungen von 4,8 Mio. DM in der 
AIDS -Aufklärung, im Hinblick auf die Tatsache, 
daß Kosteneinsparungen in der Prävention lang- 
fristig als Rehabilitation- und Krankheitskosten in 
potenzierter Form auf das Gesundheitswesen 
zurückfallen werden? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr, Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. März 1997 

Unter dem Druck knapper werdender Finanzmittel sind vertretbare Ein- 
sparungen auch im Aufklärungs- und Präventionsbereich unvermeidlich. 
In den Jahren zwischen 1987 und 1996 sind allein vom Bund für die AIDS- 
Bekämpfung über 290 Mio. DM zur Verfügung gestellt worden. In dieser 
Zeit ist es gelungen, einen hohen Informationsstand der Bevölkerung über 
Infektionsrisiken und Schutzmöglichkeiten zu erreichen, Schutzmotiva- 
tion und Schutzverhalten in Risikosituationen zu fördern und ein soziales 
Klima zu schaffen, das gegen Stigmatisierung und Ausgrenzung HlV-Infi- 
zierter und AIDS-Kranker gerichtet ist. Vor dem Hintergrund, daß Struk- 
turen für die AIDS-Bekämpfung nicht mehr neu geschaffen werden müs- 
sen, sondern von Bund, Ländern, Kommunen, Selbsthilfegruppen etc. 
bereits effizient zur Verfügung stehen, ist eine Kürzung um 4,35 Mio. DM 
- nicht 4,85 Mio. DM - vertretbar. 


120. Abgeordneter 

Wolf-Michael 

Catenhusen 

(SPD) 


121. Abgeordneter 

Wolf-Michael 

Catenhusen 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage 
von Bundesminister Horst Seehofer anläßlich des 
Welt-AIDS-Tages am 29. November 1996, daß die 
AIDS- Gefahr nach wie vor nicht gebannt, das 
Leiden der Betroffenen groß und deshalb die Ver- 
hinderung von Neuansteckungen noch immer 
oberstes Gebot zur Eindämmung der Krankheit 
sei, im Zusammenhang mit den geplanten Kür- 
zungen der Bundesregierung in der AIDS-Auf- 
klärung von 4,8 Mio. DM, was eine Kürzung um 
fast ein Drittel bedeuten würde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. März 1997 

Die im Aufträge des Bundesministeriums für Gesundheit von der Bundes- 
zentrale für gesundheitliche Aufklärung seit 1987 durchgeführte Kam- 
pagne zur AIDS -Aufklärung wird auch im Jahr 1997 fortgeführt. Dabei 
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wird weiterhin, entsprechend dem als wirksam erkannten Vorgehen, an 
einer Verbindung von massen- und personalkommunikativen Maßnah- 
men für die unterschiedlichen Zielgruppen in der Allgemeinbevölkerung 
und für Multiplikatoren festgehalten, ebenso wie an der Zusammenarbeit 
und Arbeitsteilung mit der Deutschen AIDS-Hilfe. 

Trotz der erforderlichen Kürzungen wird eine möglichst große Reichweite 
AIDS-präventiver Botschaften sichergestellt, um die bisher erreichten 
Effekte der Aufklärungsmaßnahmen auf der Wissens-, Einstellungs- und 
Verhaltensebene aufrechtzuerhalten. Gerade die Länder und Kommunen 
sind im übrigen auf Grund ihrer Zuständigkeit für die Gesundheitsvor- 
sorge in der Verantwortung. 


122. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Welche Risiken können bei der Schutzimpfung 
gegen die durch Zecken übertragene Frühjahr- 
Sommer-Meningo-Enzephalitis (FSME) auftre- 
ten, und wie viele Personen, insbesondere Kin- 
der, haben in den letzten Jahren gesundheitliche 
Schäden durch diese Schutzimpfung erlitten? 


Antwort Hpr Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 11. März 1997 

Als Vorbeugung gegen eine Erkrankung durch die von Zecken übertrag- 
bare Infektion mit Frühsommer-Meningo-Enzephalitis (FSME) -Viren 
bestehen zwei Immunisierungsmöglichkeiten: die aktive Schutzimpfung 
und die passive Immunisierung. 

Impfstoffe zur aktiven Immunisierung sollen die Bildung von Antikörpern 
gegen FSME-Viren hervorrufen. Sie werden aus FSME-Viren hergestellt, 
die auf Mausgehirn- und Hühnerzellkulturen vermehrt und durch Forma- 
lin abgetötet wurden. Für die vollständige Grundimmunisierung sind drei 
Teilimpfungen innerhalb eines Jahres erforderlich. Die abgeschlossene 
Grundimmunisierung verleiht einen wirksamen Schutz gegen eine 
FSME-Erkrankung nach Zeckenbiß. Die aktive Impfung ist empfohlen für 
Land- und Forstarbeiter in bestimmten, als FSME-Naturherde geltenden, 
Waldgebieten Deutschlands und für Reisende, die sich von April bis 
November in Naturherdgebieten in Deutschland, Österreich, Ungarn, 
Tschechien, Slowakei, Polen, Litauen, Estland, Südosteuropa oder Süd- 
schweden aufhalten. Endemiegebiete sind besonders feuchte Flußniede- 
rungen und unterholzreiche Laub- und Mischwälder, wo das FSME-Virus 
bei untersuchten Zecken mit einer Häufigkeit von 1 : 100 bis 1 ; 1 000 nach- 
gewiesen werden konnte. In Deutschland wurden besonders im süddeut- 
schen Raum und in einigen Fällen in Hessen, Sachsen, Thüringen und 
Mecklenburg- Vorpommern Erkrankungen beobachtet. 

Personen mit Allergien gegen Hühnereiweiß oder Vorerkrankungen im 
Bereich des Zentralnervensystems oder mit Autoimmunerkrankungen 
sollen nur nach strenger Risikoabwägung aktiv geimpft werden. 

Nach der Impfung werden bei bis zu 10% der Impflinge in der Fach- und 
Gebrauchsinformation genannte Impfreaktionen wie Kopfschmerzen, 
Fieber, Muskel- und Gelenkbeschwerden oder Magen-Darm-Probleme 
beobachtet, die Stunden bis wenige Tage anhalten können. Ebenso kann 
es zu vorübergehenden Lokalreaktionen wie Rötung oder Schwellung im 
Bereich der Impfung kommen. Die Bewertung des Kausalzusammen- 
hangs der genannten Reaktionen mit der Anwendung des Impfstoffes 
bereitet im allgemeinen keine Schwierigkeiten. 
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Es werden aber auch im zeitlichen Zusammenhang mit einer FSME-Imp- 
fung unterschiedlichste neurologische Symptome berichtet, die zumeist 
nicht auf einheitliche Krankheitsbilder schließen lassen. Die Bewertung 
derartiger Kasuistiken ist ausgesprochen schwierig, differentialdiagno- 
stisch sind andere koinzidierende Ursachen auszuschließen. In Einzel- 
fällen wurden Gehirnhautentzündungen, periphere Nervenentzündun- 
gen unterschiedlicher Schweregrade und auch das Guillain- Barre- 
Syndrom beobachtet. Entsprechende Hinweise wurden in die Fach- und 
Gebrauchsinformationen der Impfstoffe aufgenommen. 


Dem Paul-Ehrlich-Institut liegen für den Zeitraum 1989 bis 1996 insge- 
samt 945 Einzelfallberichte über Verdachtsfälle unerwünschter Arznei- 
mittelwirkungen aus dem In- und Ausland vor. Etwa V 3 dieser Meldun- 
gen (339 Verdachtsmeldungen von 1987 bis 1996) betreffen Kinder und 
Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr. 


Diese Zahlen sind vor dem Hintergrund von 22 Millionen Dosen FSME- 
Impf Stoff zu betrachten, die in derselben Zeit (1987 bis 1996) in Deutsch- 
land verkauft wurden. 


Die Impfung gegen FSME ist mit ihrem geringen Nebenwirkungspotential 
anderen Impfungen wie z. B. gegen Tetanus oder Diphtherie gleichzu- 
stellen. 


Die passive Immunisierung besteht aus FSME- spezifischen Antikörper- 
präparationen (Immunglobuline), die aus dem Blutserum von FSME- 
Geimpften hergestellt werden. Sie ist für die Anwendung bei ungeimpften 
Erwachsenen bis vier Tage nach Zeckenbiß in der empfohlenen Dosie- 
rung zugelassen. 


Die Wirksamkeit der passiven Impfung ist beim Tier, jedoch nicht beim 
Menschen ausreichend belegt. Bei passiver Immunisierung von Kindern 
unter 14 Jahren besteht jetzt der begründete Verdacht, daß FSME-Erkran- 
kungen nach Zeckenbissen in Einzelfällen schwerer als üblich verlaufen 
und mit bleibenden Schäden am Nervensystem einhergehen. Bei Kindern, 
die nach einem Zeckenstich gegen den Ausbruch der FSME mit Immun- 
globulin behandelt worden waren, sind in sechs Fällen schwere Krank- 
heitsverläufe mit bleibenden Schädigungen aufgetreten. Ohne Behand- 
lung erkranken Kinder meist nur leicht. Daher besteht der begründete 
Verdacht eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen den schweren 
Erkrankungs Verläufen und der Anwendung von Immunglobulinen. 


Deshalb wurde am 28. August 1996 die Anwendung der passiven Immuni- 
sierung mit Bescheid des Paul-Ehrlich-Instituts bei Kindern bis zum 
14. Lebensjahr eingeschränkt bzw. das Ruhen der Zulassung hinsichtlich 
der postexpositioneilen Anwendung bei Kindern bis zum 14. Lebensjahr 
angeordnet. 


123. Abgeordnete 

Angelika 

Mertens 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung darüber vor, aus welchen Gründen die Ren- 
tenversicherungsträger und Krankenkassen die Be- 
handlung Drogenabhängiger in „Le Patriarche"- 
Einrichtungen nicht anerkennen und welche Kri- 
terien im einzelnen dafür ausschlaggebend sind? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 11. März 1997 


Die Spitzenverbände der Krankenkassen und der Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger sowie der Gesamtverband der Landwirt- 
schaftlichen Alterskassen haben am 20. November 1978 eine Empfeh- 
lungsvereinbarung über die Zusammenarbeit der Krankenversicherungs- 
träger bei der Rehabilitation Abhängigkeitskranker (Suchtvereinbarung) 
verabschiedet. Darin wurden auf der Grundlage der gesetzlichen Rege- 
lungen u. a. Kriterien hinsichtlich der Qualität der Einrichtungen und der 
stationären Maßnahmen trägerübergreifend festgelegt. Zentrales Krite- 
rium bei der Auswahl von Einrichtungen zur stationären Entwöhnungs- 
behandlung von Abhängigkeitskranken ist aufgrund der gesetzlichen 
Regelungen des § 107 Abs. 2 in Verbindung mit § 1 1 1 SGB V die medizini- 
sche und psychotherapeutische Ausrichtung einer Einrichtung. 

„Le Patriarche” -Einrichtungen sind nach Einschätzung der Spitzenver- 
bände der Träger demgegenüber gekennzeichnet durch eine vorrangig 
sozialpädagogische Ausrichtung, so daß weder stationäre Vorsorgemaß- 
nahmen nach § 20 Abs. 4 SGB V noch stationäre Rehabilitationsmaßnah- 
men nach § 40 Abs 2 snR \r in diesen Einrichtungen zu Lasten der gesetz- 
lichen Krankenversicherung durchgeführt werden können. 


124. Abgeordneter 

Matthias 

Weisheit 

(SPD) 


Welche Mengen Fleisch britischer Rinderrassen 
wurden seit 1986 jährlich aus Frankreich, Portu- 
gal und Irland nach Deutschland importiert, und 
wie bewertet die Bundesregierung das BSE- 
Risiko dieses Fleisches? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. März 1997 


Deutschland hat nach Angaben des Statistischen Bundesamtes seit 1986 
die in der Übersicht angegebenen Mengen Rind- und Kalbfleisch frisch, 
gekühlt oder gefroren aus Frankreich, Portugal und Irland eingeführt. 
Eine Differenzierung der Fleischeinfuhren nach nationalen oder gar aus- 
ländischen Rinderrassen ist nicht möglich. 

Die Bewertung eines etwaigen BSE-Risikos des seit 1986 aus Frankreich, 
Portugal und Irland nach Deutschland verbrachten Rindfleisches ist aus 
heutiger Sicht nicht mehr möglich. Auch dieses Fleisch ist aber nach den 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften amtlich untersucht und als taug- 
lich zum Genuß für Menschen beurteilt worden. 

Aus Gründen des vorbeugenden Gesundheitsschutzes darf seit dem 
30. März 1996 Fleisch von Rindern aus anderen Mitgliedstaaten, anderen 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
und Drittländern nur verbracht oder eingeführt werden, wenn die Sen- 
dung von einer Bescheinigung des amtlichen Tierarztes begleitet ist, daß 
das Fleisch von Rindern stammt, die nicht im Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland, nicht in der Schweiz und nicht in einem 
Bestand, in dem ein Fall von BSE aufgetreten ist, gehalten worden sind. 
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Deutsche Einfuhr von Rind- und Kalbfleisch, frisch, gekühlt, gefroren 

in t 


Jahr 

Frankreich 

Irland 

Portugal 

1986 

64 283 

11 645 

— 

1987 

64 605 

8 295 

- 

1988 

68 033 

7 703 

- 

1989 

74 091 

10 108 

— 

1990 

88 852 

9 935 

— 

1991 

89 257 

11 966 

5 

1992 

103 397 

23 665 

21 

1993 

104 081 

15 278 

29 

1994 

82 321 

10 934 

1 

1995 

75 211 

8 111 

1 

Jan. - Okt. 1996 

43 020 

2 803 

1 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


125. Abgeordneter 

Franz Peter 
Basten 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Chance 
einer Einstufung der B 51 im Abschnitt der Orts- 
durchfahrten Ayl und Konz -Könen in den vor- 
dringlichen Bedarf im Rahmen der nächsten Fort- 
schreibung des Verkehrswegeplanes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 10. März 1997 

Die Einstufung der Einzelmaßnahmen bei der Aufstellung des nächsten 
Bundesverkehrswegeplanes und Fortschreibung des Bedarfsplanes für 
die Bundesfernstraßen erfolgt nach den dann geltenden Kriterien. Die 
abschließende Entscheidung über die Einstufung der Maßnahme im 
Bedarfsplan trifft der Deutsche Bundestag durch Novellierung des Fern- 
straßenausbaugesetzes. Die Chancen für eine künftig vordringliche Ein- 
stufung kann deshalb derzeit generell nicht abgeschätzt werden. 

Wenn es bei der in der Frage erwähnten Entscheidung der Landesregie- 
rung von Rheinland- Pfalz, die L 137/L 138 (Saarschleife zwischen Kanzem 
und Wiltingen) nicht auszubauen, bleibt, wird dies bei der Aufstellung 
bzw. Fortschreibung der genannten Pläne zu berücksichtigen sein. 


126. Abgeordneter 

Franz Peter 
Basten 

(CDU/CSU) 


Würde die Chance einer Aufnahme in den vor- 
dringlichen Bedarf dadurch gefördert, daß sich 
das Land Rheinland- Pfalz im Rahmen der Mit- 
finanzierung an dem Ausbau der vorgenannten 
Umgehungsstraßen beteiligt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 10. März 1997 


Eine Mitfinanzierung wirkt sich nicht auf die gesamtwirtschaftliche Bau- 
würdigkeit aus und erhöht daher aus heutiger Sicht auch nicht die Chance 
für eine Aufnahme in den Vordringlichen Bedarf. Nach einer vordring- 
lichen Einstufung fördert sie jedoch die Möglichkeit, eine frühzeitige 
Finanzierung sicherzustellen. 


127. Abgeordneter 
Franz Peter 
Basten 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Präjudiz- 
wirkung in bezug auf andere Mitfinanzierungs- 
wünsche? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 10. März 1997 


Die Bundesregierung sieht in einer Mitfinanzierungsbereitschaft keine 
licichteiiige Prajudizwlrkung in bezug auf weitere Mitfinanzierungswün- 
sche. 


128. Abgeordnete 

Annette 

Faße 

(SPD) 


Ist es richtig, daß der Chartervertrag zwischen der 
Bundesregierung und der Hamburger Bugsier- 
Reederei über den Einsatz des Hochseeschlep- 
pers „Oceanic" Ende April dieses Jahres ausläuft 
und nicht verlängert werden soll, und wenn ja, 
wie soll die Sicherheit des Schiffsverkehrs in der 
Deutschen Bucht ohne den Einsatz der „Oceanic" 
sichergestellt werden (s. Cuxhavener Nachrich- 
ten vom 16. März 1996)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1997 


Der Chartervertrag für den Hochseeschlepper „Oceanic" läuft zunächst 
bis zum 31. März 1997 mit der Option der weiteren Verlängerung. Über 
eine Verlängerung des Vertrages wird in Kürze entschieden. Dabei wird 
das Gutachten der Hamburgischen Schiffsbauversuchsanstalt und der 
Schiffsbauversuchsanstalt Potsdam über technische Anforderungen an 
Notschlepper in der Deutschen Bucht berücksichtigt. 


129. Abgeordnete 

Gabriele 

Fograscher 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die Parkraumbewirt- 
schaftung mittels Parkscheinen, die iri den Ein- 
zelhandelsgeschäften der Innenstädte zu erwer- 
ben und vom Autofahrer selber zu entwerten sind 
(Beispiel: Parkscheine in unterschiedlichen Far- 
ben mit einer Parkdauer von 30, 60 und 90 Minu- 
ten, anzukreuzen vom Autofahrer sind Datum 
und Uhrzeit des Parkbeginns), bekannt, und 
wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese 
Einrichtung zur Überwachung der Parkzeit? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1997 


Der Bundesregierung ist die Parkraumbewirtschaftung mittels Parkschei- 
nen, die in Einzelhandelsgeschäften erworben werden können und vom 
Autofahrer selbst zu entwerten sind, bekannt. 

Da eine Änderung des einschlägigen § 13 der Straßenverkehrs-Ordnung 
(StVO) der Zustimmung des Bundesrates bedarf, sind diese Überlegungen 
wiederholt - zuletzt im Frühjahr 1996 - mit den Vertretern der Verkehrs- 
ressorts der Bundesländer beraten worden. 

Nach sorgfältiger Abwägung der Vor- und Nachteile haben sich die Ver- 
treter aller 16 Bundesländer gegen eine dieses System zulassende Ände- 
rung des § 13 StVO ausgesprochen. Ausschlaggebend waren folgende 
Erwägungen: 

- Die erforderliche Anzahl von nahegelegenen Verkaufsstellen und aus- 
reichende Ladenöffnungszeiten können nicht gewährleistet werden; 
mithin kann nicht sichergestellt werden, daß auch der ortsfremde Park- 
raumsuchende oder derjenige, der nicht über einen ausreichenden 
Vorrat solcher Parkscheine verfügt, stets einen selbst zu entwertenden 
Parkschein zur Hand hat. 

- Die Verkaufsstellen und der Weg zu ihnen müßten ausgeschildert 
werden. 

- Der Parkraumsuchende müßte zur Vorratshaltung von Parkscheinen 
angehalten werden, während er bei dem bewährten System (Parkuhr, 
Parkscheinautomat) nur Münzgeld bereitzuhalten hat. 

- Gegenüber einem festgestellten Verstoß könnte der Betroffene leichter 
als bei dem derzeitigen System einwenden, er habe sich gerade auf 
dem Weg zu einer Verkaufsstelle befunden, diese mangels Ortskennt- 
nis aber nicht sofort gefunden, überdies sei sie geschlossen gewesen 
usw., was die Parkraumüberwachung erschwere und negative Folgen 
hinsichtlich der Effektivität der Parkraumbewirtschaftung zeitigen 
könnte. 


130. Abgeordnete 

Gabriele 

Fograscher 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1997 

Der Bundesregierung liegen keine wissenschaftlichen Untersuchungen 
zu diesem System der Parkraumbewirtschaftung vor. Nach der einhel- 
ligen Ablehnung durch die Vertreter der Bundesländer sah sie sich weder 
veranlaßt, eigene Untersuchungen in Auftrag zu geben noch Unter- 
suchungsergebnisse, die im Ausland vorhanden sein könnten, zu recher- 
chieren. 


Liegen der Bundesregierung Untersuchungen 
vor, die die Praktikabilität und Bürgerfreundlich- 
keit dieses Systems der Parkraumbewirtschaf- 
tung bestätigen bzw. widerlegen, und wenn ja, 
wie sehen diese Untersuchungen aus? 


131. Abgeordnete 

Gabriele 

Fograscher 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung dieses System 
der Parkraumbewirtschaftung unter dem Aspekt, 
Stellplätze in Innenstädten effektiver nutzen zu 
können (keine Dauerparker mehr in den Innen- 
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Städten), um so die Innenstädte attraktiver und 
wieder konkurrenzfähig zu den Geschäften „auf 
der Grünen Wiese" zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1997 

Parkraumbewirtschaftung ist grundsätzhch und unabhängig von der Aus- 
gestaltung des Systems geeignet, knappen Parkraum effektiv zu nutzen. 
Die Überlegenheit eines bestimmten Systems der Parkraumbewirtschaf- 
tung im Sinne der Fragestellung vermag die Bundesregierung nicht zu 
erkennen. Im Hinblick auf Benutzerfreundlichkeit und Effektivität der 
Parkraumüberwachung kann die Bundesregierung im Einklang mit den 
Vertretern der Bundesländer keine Vorteile des vorgeschlagenen Systems 
gegenüber dem bewährten System (Parkuhr, Parkscheinautomat) erken- 
nen. 


132. Abgeordnete 

Gabriele 

Fograscher 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, dieses System der Parkraumbewirtschaf- 
tung durch selbst zu entwertende Parkscheine, 
das sich in Osten eich als gut und sinnvoll erwie- 
sen hat, in der Bundesrepublik Deutschland 
durch eine entsprechende Änderung des § 13 
Abs. 1 Straßenverkehrsordnung einzuführen, 
und wie könnte eine derartige Änderung des § 13 
Abs. 1 StVO aussehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1997 

Aus der einhelligen Ablehnung der Vertreter des Bundesländer, wie zu 
Frage 129 dar gelegt, folgt, daß die Bundesregierung keine Möglichkeit 
sieht, durch Änderung des § 13 Abs. 1 StVO, Parkraumbewirtschaftung 
mittels selbst zu entwertender Parkscheine in Deutschland einzuführen. 


133. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Kin- 
der durch elektrische Fensterheber in Kraftfahr- 
zeugen schwer verletzt und sogar getötet wur- 
den, und ist sie bereit, schnellstmöglich entspre- 
chende Sicherungen (elektronischer Einklemm- 
schutz) verbindlich für alle Kraftfahrzeuge vorzu- 
schreiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 7. März 1997 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden erstmalig 1982 in einer natio- 
nalen Richtlinie, die bei der Erteilung der nationalen Betriebserlaubnis für 
Kraftfahrzeuge zugrunde gelegt wird, technische Anforderungen an 
fremdkraftbetätigte Fensterheber festgelegt. Diese Richtlinie wurde 
durch einen Expertenausschuß überarbeitet und durch eine Mitteilung 
der Bundesrepublik Deutschland bereits am 3. September 1996 als Ände- 
rungsvorschlag zur Richthnie 74/60/EWG (Innenausstattung von Kraft- 
fahrzeugen) der EG -Kommission zur weiteren Beratung übermittelt. 
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Durch die Einbeziehung dieser technischen Anforderungen in die EG- 
Richtlinie soll sichergestellt werden, daß sämtliche in der EU vermarkteten 
Personenkraftwagen diese Vorschriften zukünftig einhalten, um hiermit 
Gefährdungen insbesondere für Kinder beim unbeabsichtigten Schließen 
dieser Fenster verhindern zu können. Der deutsche Vorschlag enthält vor 
allem Anforderungen an automatische Reversiereinrichtungen für fremd- 
kraftbetätigte Fenster, Schiebedächer und Trennwände, die ein Einquet- 
schen von Körperteilen oder tödliche Verletzungen für Kinder vermeiden 
sollen. 


134. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Warum strebt die Bundesregierung im Rahmen 
des Verkehrsprojektes Deutsche Einheit Nr. 15, 
A 4 Eisenach — Dresden, den Ausbau im Strecken- 
abschnitt Leutratal — Jena die Richtungstrenn- 
variante „ Ziegenberg'' an, obwohl ihr in der 
Umweltverträglichkeits Studie im Hinblick auf die 
Bewahrung des einzigartigen Orchideengebietes 
die Variante „Jagdberg" nahegelegt wird und 
obwohl sie über das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit das 
Vorhaben „Orchideenregion Jena — Muschel- 
kalkhänge im mittleren Saaletal" mit der Auflage 
fördert, daß die Beeinträchtigungen durch den 
Verkehr in diesem Gebiet minimiert werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1997 

Nach sorgfältiger Prüfung der untersuchten Ausbau- bzw. Neubauvarian- 
ten bestand zwischen dem Bundesministerium für Verkehr und der Stra- 
ßenbauverwaltung des Freistaates Thüringen Einvernehmen, die Vari- 
ante „Ziegenberg" mit getrennten Richtungsfahrbahnen als Vorzugs- 
lösung zusammen mit den übrigen Varianten in einem vom Freistaat 
Thüringen durchzuführenden Raumordnungsverfahren landesplanerisch 
zu beurteilen. Mit dieser Variante erfährt das Leutratal nicht nur eine spür- 
bare Entlastung vom Verkehr, sondern es werden auch Eingriffe in diesen 
sensiblen Bereich nach Möglichkeit vermieden. Die durch den Neubau 
der Richtungsfahrbahn auf der Nordseite des Leutratales bedingten Ein- 
griffe werden nach Maßgabe der umweltschutzrechtlichen Regelungen 
vermindert und ausgeglichen. 

Vorstehendes Votum greift einer abschließenden Entscheidung nicht vor, 
diese kann erst im Ergebnis der landesplanerischen Beurteilung und der 
Beurteilung seitens der vom Bundesministerium für Verkehr zu betei- 
ligenden Bundesressorts, insbesondere des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, getroffen werden. 

In diesem Zusammenhang werden auch die mit dem geförderten Natur- 
schutzgroßprojekt „Orchideenregion Jena - Muschelkalkhänge im mitt- 
leren Saaletal" zusammenhängenden Belange berücksichtigt. 


135. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Warum finanziert die Bundesregierung im Ge- 
gensatz zur „Sparsamkeit" im Leutratal im Be- 
reich Eisenach eine erhebliche Verlängerung des 
Neubauabschnitts der Autobahn A 4, lediglich 
um zwei Gewerbegebiete mit einem Autobahn- 
anschluß zu versehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1997 

Die Neutrassierung der A 4 im Bereich Eisenach ist durch die verkehr- 
lichen, raumordnerischen, ökologischen und wirtschaftlichen Vorteile 
gegenüber einer ebenfalls untersuchten Ausbaulösung im Bereich Eise- 
nach/Naturschutzgebiet „Hörselberge" begründet. 


136. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es Kosten- 
voranschläge zur Ausbau Variante „Jagdberg" 
gibt, die nur 1/3 der Kosten beinhalten, die das 
Thüringer Autobahnamt an gibt, und wie bewer- 
tet sie solche Kostenvoranschläge? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1997 

Nein. Dem Bundesministerium für Verkehr liegen nur die Kostenschät- 
zungen der zuständigen Auftragsverwaltung Thüringen vor. 


137. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung einen Gesetzentwurf 
(Referentenentwurf) zur Neugestaltung bzw. 
Reform des Deutschen Wetterdienstes erarbeitet, 
und wie ist der weitere Zeitplan für dieses 
Gesetz? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 7. März 1997 

Im Bundesministerium für Verkehr wurde ein Referentenentwurf des 
Gesetzes über den Deutschen Wetterdienst (DWD) erarbeitet. Dieser 
wurde Mitte Januar den übrigen Bundesressorts zur Stellungnahme zuge- 
sandt und Ende Februar an die wesentlichen Fachverbände sowie die Mit- 
glieder des Verwaltungsbeirats des DWD geleitet. Der unverbindliche 
Referentenentwurf ist noch nicht vom Bundesminister für Verkehr und der 
Bundesregierung gebilligt worden. Die Beteiligung der Fachverbände 
erfolgte zu einem frühen Zeitpunkt, um die Erstellung eines möghchst 
ausgewogenen Entwurfs sicherzustellen. 


138. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, diesen Entwurf 
der Fraktion der SPD zur konstruktiven Mitarbeit 
zur Verfügung zu stellen, und wenn nicht, warum 
nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 7. März 1997 

Das Bundesministerium für Verkehr ist selbstverständlich bereit, den 
Fraktionen des Deutschen Bundestages den Entwurf zur Verfügung zu 
stellen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, daß aufgrund des frühen 
Stadiums und der bereits jetzt eingegangenen Stellungnahmen der 
Bundesressorts noch Änderungen des Entwurfs vorgenommen werden. 
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139. Abgeordnete 

Karin 

Rehbock-Zureich 

(SPD) 


Weiche Haltung nimmt die Bundesregierung 
gegenüber der von Schweizer Bundesbehörden 
erteilten Rahmenkonzessionen für den Ausbau 
des Flughafens Zürich-Kloten in Zusammenhang 
mit der deutschen Position ein, Anflüge auf die 
Pisten 14 und 16, die in beiden Fällen über deut- 
sches Hoheitsgebiet führen, entsprechend der 
Vereinbarung von 1984 gleichmäßiger zu vertei- 
len? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 10. März 1997 


In einer deutsch/schweizerischen Arbeitsgruppe, in der auch die deut- 
schen Gebietskörperschaften des süddeutschen Raumes vertreten sind, 
werden die in der Frage genannten Themen erörtert. Ziel dieser Arbeits- 
gruppe ist es, auch bei steigendem Verkehrsaufkommen Maßnahmen zu 
entwickeln, die künftig die Einhaltung der Vereinbarung von 1984 ermög- 
lichen. Hierzu ist von der Deutschen Forschungsanstait für Luft- und 
Raumfahrt in Braunschweig ein Stufenplan mit vier Stufen entwickelt wor- 
den, dessen erste Stufe bereits in der Realisierungsphase ist. Derzeit wird 
von den schweizerischen Stellen geprüft, inwieweit die Realisierung der 
weiteren Stufen beschleunigt werden kann. Das Ergebnis liegt noch nicht 
vor. 


140. Abgeordnete 

Karin 

Rehbock-Zureich 

(SPD) 


Welche Position wird die Bundesregierung in den 
künftigen deutsch-schweizer Verhandlungen 
einnehmen, insbesondere im Hinblick auf die 
kürzlich eingereichte Klage des Landkreises 
Waidshut gegen die Erteilung der Rahmenkon- 
zession durch Schweizer Stellen zum Ausbau des 
Flughafens Zürich-Kloten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 10. März 1997 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin darauf drängen, daß auf der 
schweizerischen Seite die erforderlichen Voraussetzungen geschaffen 
werden, damit die Vereinbarung von 1984 eingehalten werden kann. Im 
übrigen ist der Inhalt der Klage des Landkreises Waldshut gegen die Ertei- 
lung der Rahmenkonzession durch Schweizer Stellen zum Ausbau des 
Flughafens Zürich-Kloten hier nicht bekannt. 


141. Abgeordnete 

Karin 

Rehbock-Zureich 

(SPD) 


Ist die vom Parlamentarischen Staatssekretär 
beim Bundesministerium für Verkehr, Johannes 
Nitsch, auf meine Frage 4 in Drucksache 13/4908 
angekündigte Berücksichtigung der vermehrten 
Nutzung der Piste 14 des Züricher Flughafens bei 
den laufenden Untersuchungen über die über 
deutsches Hoheitsgebiet führenden Anflüge zum 
Flughafen Zürich der Deutschen Forschungsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt in die Tat umgesetzt 
worden, und zu welchen Ergebnissen ist man 
gekommen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 10. März 1997 

Wie bereits in der Antwort zu der Frage 4 in der Drucksache 13/4908 aus- 
geführt, wird eine Beschleunigung der Einführung des Stufenplans unter- 
sucht. Das Ergebnis liegt noch nicht vor. 


142 . Abgeordneter 

Dietmar 

Schütz 

(Oldenburg) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststel- 
lung eines Mitarbeiters im Bundesamt für Natur- 
schutz, daß der Buhnenausbau an der Elbe die 
Sohleerosion verstärke und damit die bestehen- 
den Ökosysteme, insbesondere die Auenwälder, 
gefährde, und welche Untersuchungsergebnisse 
liegen der Bundesregierung über die Auswirkun- 
gen der Wiederherstellungs- und Ausbauarbei- 
ten an den Elbe-Buhnen bislang vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1997 

Bei der Bewertung morphologischer Zusammenhänge stützt sich die Bun- 
desregierung auf die dafür fachlich zuständige Bundesanstalt für Wasser- 
bau, die die Strombaumaßnahmen an der Elbe seit 1991 mit einem um- 
fangreichen wissenschaftlichen Untersuchungsprogramm begleitet und 
die Unschädlichkeit der bisher durchgeführten Strombaumaßnahmen 
hinsichtlich großräumiger morphologischer Veränderungen bestätigt hat. 

In den erosionsgefährdeten Bereichen -insbesondere zwischen Mühlberg 
und Coswig - beschränkt sich die Tätigkeit der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung bis zum Vorliegen der wissenschaftlichen Untersuchungs- 
ergebnisse über die in diesem Elbabschnitt einzuleitenden Maßnahmen 
auf unbedingt notwendige substanzerhaltende Vorhaben, deren Durch- 
führung mit den zuständigen Landesbehörden abgestimmt ist. 


143. Abgeordneter 

Heinz-Georg 

Seiffert 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
keit, durch die freiwillige Teilnahme an einem 
qualifizierten Mobilitätstraining, zusammenge- 
setzt aus Sicherheitstraining und Energiespar- 
kursen, im Rahmen der Unfallvorbeugemaßnah- 
men beim Führerschein auf Probe die Probezeit 
zu verkürzen und auch im Rahmen der zweiten 
Stufe der Fahrerlaubnis einzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1997 

Damit eine Verkürzung der Probezeit in Betracht gezogen werden kann, 
ist wesentliche Voraussetzung, daß das betreffende Mobilitätstraining 
nach Inhalt und Methode geeignet ist, die Unfälle von Fahranfängern zu 
vermindern und die Ziele des Führerscheins auf Probe zu erreichen. Ob 
eine Verkürzung der Probezeit überhaupt angebracht ist, muß gründlich 
geprüft werden, was gegenwärtig zusammen mit den Bundesländern 
erfolgt. Das Ergebnis der Prüfung bleibt abzuwarten. 

Ob eine zweite Stufe auf freiwilliger Basis eingeführt werden soll, ist eben- 
falls noch Gegenstand der Prüfung mit den Ländern. 
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144. Abgeordneter 
Heinz-Georg 
Seiffert 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
keit, daß eine solche Maßnahme zu mehr Partner- 
schaft im Straßenverkehr und zu einer umwelt- 
schonenden Teilnahme an diesem führt und 
dadurch als Präventionsmaßnahme auf Dauer 
kostenneutral wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1997 

Der Bundesregierung liegen keine wissenschaftlichen Erkenntnisse vor, 
die eine Beurteilung der Maßnahme hinsichtlich „mehr Partnerschaft" 
und „umweltschonender Verkehrsteilnahme" erlauben. 

Der Nutzen eines Mobilitätstrainings kann erst beurteilt werden, wenn 
dessen Eignung für die angestrebten Zwecke (vgl. Antwort zu Frage 143) 
positiv beantwortet ist. Dies ist auch Gegenstand der vorgenannten Prü- 
fung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregie- 
rung den Anteil von Alt-Pkw, die bei den Abga- 
sen nicht die Grenzwerte der Euro- 1 -Norm erfül- 
len, weiter absenken, damit die Voraussage des 
Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg 
nicht eintrifft, nach der erst im Jahre 2010 der 
Anteil dieser Alt-Pkw unter ein Prozent sinken 
wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 10. März 1997 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur stär- 
keren Berücksichtigung der Schadstoffemissionen bei der Besteuerung 
von Personenkraftwagen (Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz 1997 - 
Drucksache 13/4918) soll im Interesse einer weiteren Verminderung der 
schädlichen Umwelteinflüsse, die vom Straßenverkehr ausgehen, die 
Kraftfahrzeugsteuer auf eine emissionsbezogene Bemessungsgrundlage 
stellen. Dabei wird die Steuerbelastung für schadstoffarme Pkw, die bei 
Ozonalarm fahren dürfen, etwa unverändert bleiben oder reduziert wer- 
den. Alt-Pkw mit einem höheren Schadstoffausstoß sollen deutlich stärker 
belastet werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß durch diese differenzierte 
Bemessung der Kraftfahrzeugsteuer ein wirksamer Anreiz gegeben wird, 
Alt-Pkw auf die Euro- 1 -Norm nachzurüsten oder diese hoch emittieren- 
den Fahrzeuge früher stillzulegen. Dieser Trend wird unterstützt durch die 
für diese hoch emittierenden Fahrzeuge geltenden Verkehrsverbote bei 
Ozonwetterlagen (§ 40 c BImSchG) und in hoch belasteten Straßen (§ 40 
Abs. 2 BImSchG i. V. mit der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über 
straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen zur 23. BImSchV). 


145. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 
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146. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung den Grenzwert 
von 0,5 Volumenprozent für Kohlenmonoxyd 
deutlich herabsetzen, beispielsweise wie in Kali- 
fornien auf 0,09 Prozent? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 10. März 1997 

Abgasgrenzwerte für Pkw nach den verschiedenen Euro-Normen sind 
nicht in Volumenprozent, sondern in g/km angegeben. Es wird daher 
davon ausgegangen, daß sich die Frage nicht auf die gesetzlichen Abgas- 
grenzwerte, sondern auf die Prüfung des Abgasverhaltens von im Verkehr 
befindlichen Kraftfahrzeugen (Abgasuntersuchung) mit Fremdzündungs- 
motor und mit Katalysator und lambdageregelter Gemisch auf bereitung 
bezieht. 

Nach Anlage Villa zu § 47a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO) werden im Rahmen der Abgasuntersuchung für diese Fahrzeuge 
die schadstoffrelevanten Einstelldaten - wie z. B. der CO-Leerlaufgehalt - 
auf Einhaltung der vom Fahrzeughersteller für das Kraftfahrzeug anzu- 
gebenden Sollwerte überprüft. Der vom Hersteller anzugebende Sollwert 
darf für den Geliaii an Kohlenmonoxid bei Leerlauf, einschließlich aller 
Toleranzen, im allgemeinen nicht über 0,5% Vol. liegen. Dieser Grenz- 
wert ist durch die Richtlinie 92/55/EWG des Rates vom 22. Juni 1992 vor- 
gegeben. 

Informationen über einen in Kalifornien gültigen Grenzwert von 0,09% 
Vol. für Kohlenmonoxid in einem vergleichbaren Prüfverfahren liegen der 
Bundesregierung nicht vor. 


147. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Initiativen hat die Bundesregierung bis 
zum heutigen Zeitpunkt entwickelt bzw. in Pla- 
nung, um das in den Land- bzw. Stadtkreisen 
Helmstedt, Wolfsburg und Gifhorn gelegene 
Natur schutzgroßproj ekt „ Niedersächsischer 

Drömling" zu realisieren, und wie hat sich der 
Sachstand seit meiner Frage 87 in Drucksache 
13/2408 weiterentwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 7. März 1997 

Angesichts einer im Sommer 1995 zu verzeichnenden zunehmenden Zahl 
ablehnender Reaktionen zu dem geplanten Naturschutzgroßprojekt 
„Niedersächsischer Drömling" von Betroffenen aus der Region wurde im 
Einvernehmen mit der Stadt Wolfsburg, den Landkreisen Helmstedt und 
Gifhorn sowie dem Umweltministerium des Landes Niedersachsen ver- 
einbart, im Rahmen eines Erprobungs- und Entwicklungsvorhabens 
(E+E- Vorhaben) zunächst einen naturschutzfachlichen Maßnahmenplan 
für o. a. Projekt erarbeiten zu lassen. Im Rahmen des E+E- Vorhabens 
sollen u. a. Möglichkeiten für eine erhöhte Beteiligung der Betroffenen am 
Planungsverfahren und somit Methoden zur Erhöhung der Akzeptanzlage 
erarbeitet und erprobt werden. 
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148. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung seit der 
Beantwortung meiner Frage 40 in Drucksache 
13/5427 unternommen, um die von ihr (in Beant- 
wortung der Frage 71 in Drucksache 13/3777) 
angekündigten drei „ Elektronikschrottverord- 
nungen'' zu realisieren, und welche Zeitplanung 
hat die Bundesregierung für die Klärung ggf. 
noch offener Fragen bis zum Erlaß der Verord- 
nungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 7. März 1997 


ln den Gesprächen zum Ergebnis der Anhörung der beteiligten Kreise zu 
dem Entwurf der IT-Geräte-Verordnung hatten die kommunalen Spitzen- 
verbände für die von ihnen durchzuführende Sammlung und Bereitstel- 
lung der Geräte finanzielle Leistungen durch die Hersteller eingefordert. 
Diese Forderungen wurden von den Unternehmen der IT-Industrie abge- 
lehnt. 

Verzögernd wirkte sich auch die vom Zentralverband Elektrotechnik- und 
Elektroindustrie aufgestellte Forderung aus, für die bei der Internalisie- 
rung der Entsorgungskosten in den Produktpreis entstehenden finanziel- 
len Risiken steuerlich wirksame Rückstellungen bilden zu können. Nach 
bisheriger Auffassung der Finanzbehörden ist dies nicht möglich. 

Eine Lösung dieser Rückstellungsprobleme konnte trotz intensiver 
Gespräche mit der Industrie und den zuständigen Finanzbehörden des 
Bundes und der Länder noch nicht erreicht werden. 

Die in der AG CYCLE vertretenen Firmen der IT-Industrie haben jedoch 
zwischenzeitlich angekündigt, ihre Vorbehalte hinsichtlich der steuer- 
lichen Fragen zur Rückstellung zurückzunehmen, falls die Sammellogistik 
für die Geräte aus privaten Haushalten bei den öffentlich-rechtlichen Ent- 
sorgungsträgern verbleibt und die Kosten hierfür über die Gebühren 
abgerechnet werden. 

Sollten die kommunalen Spitzenverbände ihre Bedenken gegen diese 
Aufteilung der Entsorgungskosten aufgeben, ist die Ressortabstimmung 
zur IT-Geräte-Verordnung möglichst vor der Sommerpause anzustreben. 
Der Fortgang der Arbeiten zu Regelungen für Geräte der „weißen Ware" 
und der Unterhaltungselektronik ist von dem Ergebnis der Beratungen zur 
IT-Geräte-Verordnung abhängig. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


149. Abgeordneter 

Dr. Hans-Hinrich 
Knaape 

(SPD) 


Besteht nach Ansicht der Bundesregierung 
gesetzlicher Handlungsbedarf, um jenen Bürgern 
aus der ehemaligen DDR Nutzungsrechte an 
Grundstücken im Außenbereich von Gemeinden, 
die aus privater Hand rechtmäßig nach DDR- 
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Recht (d. h. nach der Grundstücksverkehrsord- 
nung und der Durchführungsbestimmung vom 
19. Januar 1978) erworben wurden und deren 
Nutzungsrechte als Hof und Gebäudefläche im 
Grundbuch bis zum 3. Oktober 1990 eingetragen 
sind, zu sichern? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 5. März 1997 

Die Zulässigkeit der Errichtung eines Hofes mit entsprechenden Neben- 
gebäuden im Außenbereich beurteilt sich nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 des Bau- 
gesetzbuchs. Danach ist dort die Errichtung eines landwirtschaftlichen 
Vorhabens zulässig, wenn nicht (ausnahmsweise) öffentliche Belange ent- 
gegenstehen. Zu den landwirtschaftlichen Vorhaben gehören auch Woh- 
nungen, soweit sie dem Landwirt zu Wohnzwecken dienen. Regelmäßig 
nicht zulässig sind demgegenüber mit einer landwirtschaftlichen Nutzung 
nicht verbundene Wohnbauvorhaben. Da derartige Wohnbauvorhaben zu 
den sonstigen Vorhaben nach § 35 Abs. 2 des Baugesetzbuchs gehören, 
können sie im Außenbereich nur im Einzelfall und nur dann zugelassen 
werden, wenn ihre Ausführung oder Benutzung öffentliche Belange nicht 
beeinträchtigt. Die planungsrechthche Zulässicfkeit von Vorhahpn ist 
dabei - in den neuen wie in den alten Ländern - unabhängig von den zivil- 
rechtlichen Befugnissen des Verfügungsbefugten. Die Bundesregierung 
sieht keinen gesetzlichen Handlungsbedarf, hiervon Ausnahmen zuzu- 
lassen. 


150. Abgeordneter 

Dr. Hans-Hinrich 
Knaape 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung insbesondere 
auf die Praxis von Bauordnungsämtern, die Bau- 
voranfragen von Bürgern bezogen auf solche 
Grundstücke mit der Begründung abzulehnen, 
daß diese Grundstücke im heute geltenden Flä- 
chennutzungsplan zum Beispiel als Wiese, 
Schutzgrün, extensive Erweiterungsfläche, Obst- 
plantage ausgewiesen werden und nicht als 
Wohnbaufläche, und sieht sie nicht vielmehr 
diese ins Grundbuch eingetragenen Nutzungs- 
rechte, von deren Rechtmäßigkeit die Bürger 
nach Treu und Glauben des Eintrags ausgehen 
konnten, unter dem Bestandsschutz im Sinne des 
Artikels 14 Abs. 1 des Grundgesetzes? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 5. März 1997 

Die Bauordnungsämter, die Bauvoranfragen von Bürgern im Hinblick auf 
die Errichtung von baulichen Anlagen im Außenbereich zu prüfen haben, 
können die Ansiedlung eines Hofes im Außenbereich angesichts der nach 
§ 35 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuchs vom Gesetzgeber eingeräumten Pri- 
vilegierung nur dann untersagen, wenn (im Einzelfall) öffentliche Belange 
entgegenstehen. Ein in diesem Zusammenhang zu prüfender öffentlicher 
Belang sind die Darstellungen in einem Flächennutzungsplan; ob dabei 
eine Darstellung im Flächennutzungsplan einem privilegierten Vorhaben 
widerspricht, hängt letztlich vom tatsächlichen Gewicht des betroffenen 
Belangs in Relation zu der vom Gesetzgeber zugunsten dieser Vorhaben 
eingeräumten Privilegierung ab. Handelt es sich hingegen gemäß § 35 
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Abs. 2 des Baugesetzbuchs um ein sonstiges, d. h. nicht privilegiertes, 
Wohnbauvorhaben im Außenbereich, werden angesichts des vom Gesetz- 
geber angestrebten Schutzes des Außenbereichs die in der Frage genann- 
ten öffentlichen Belange vielfach zur Versagung des Vorhabens führen. 

Auch eine gesonderte Berufung auf einen Bestandsschutz im Sinne des 
Artikels 14 Abs. 1 des Grundgesetzes führt in diesen Fällen nicht zur 
Zulässigkeit des Vorhabens, weil der Gesetzgeber die Baumöglichkeiten 
im Außenbereich abschließend in § 35 des Baugesetzbuchs geregelt hat. 
Eine nicht realisierte Bebauung unterliegt auch unter dem Gesichtspunkt 
der Eigentumsgarantie des Grundgesetzes keinem Bestandsschutz. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


151. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe waren Projektfördermittel aus 
dem Bundesministerium für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie im Bereich 
erneuerbarer Energien zu Beginn des Jahres 1997 
bereits in mehrjährigen Projekten festgelegt, und 
wie viele Fördermittel standen noch zur Ver- 
fügung für die Genehmigung neuer Projekte 
(bitte aufschlüsseln auf die einzelnen Förderpro- 
gramme)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 7. März 1997 


Im Januar beliefen sich die Festlegungen für 1997 auf insgesamt 
121,8 Mio. DM. Dem standen Planzahlen von 116 Mio. DM gegenüber. 
Diese Mittel sind auf die Förderprogramme wie folgt aufgeteilt (Angaben 
in Mio. DM): 



Plan 

Bewilligungen 

Photovoltaik 

64 

58,4 

Windenergie 

35 

27,6 

Südliche Klimabedingungen 

14 

31,8 

Geothermie 

3 

3,2 


116 

121,0 


Die Aufwendungen für Solarthermie sind in der Antwort auf Frage 152 
enthalten. 

Danach standen im Januar für diesen Bereich keine Mittel mehr für die 
Bewilhgung solcher neuen Projekte zur Verfügung, die in diesem Jahr 
noch finanzwirksam werden würden. 


71 




Drucksache 13/7218 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Dies sieht jedoch anders aus für Neubewilligungen, die erst in den Folge- 
jahren finanzwirksam werden. Dafür sind im Bundeshaushalt bis über das 
Jahr 2001 hinausreichende Verpflichtungsermächtigungen für mehrjäh- 
rige Projekte in Höhe von 213 Mio. DM vorhanden. Sie gelten allerdings 
für den Gesamtbereich erneuerbarer Energien, rationelle Energieverwen- 
dung sowie Umwandlungs- und Verbrennungstechnik. Eine Aufteile auf 
die einzelnen Bereiche ist noch nicht erfolgt. 

Weiterhin ist folgendes anzumerken: 

1. Wie die Antwort auf die Frage 152 zeigt, stehen dort noch Mittel zur 
Verfügung, die auch auf den Bereich der erneuerbaren Energien über- 
tragbar sind. 

2. Die Erfahrung der Projektförderung zeigt, daß die festgelegten Mittel in 
der Regel anders abgerufen werden, als es den Festlegungen am 
Jahresanfang entspricht. Dies ergibt in der Praxis immer gewisse 
zusätzliche Spielräume für Neubewilligungen. 


152. Abgeordnete 

Simon p 
Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe waren Projektfördermittel aus 
dein Buiiutisminisierium für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie im Bereich 
rationeller Energienutzung zu Beginn des Jahres 
1997 bereits in mehrjährigen Projekten fest- 
gelegt, und wie viele Fördermittel standen noch 
zur Verfügung für die Genehmigung neuer Pro- 
jekte (bitte aufschlüsseln auf die einzelnen För- 
derprogramme)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 7. März 1997 


Im Januar beliefen sich die Festlegungen für 1997 auf insgesamt 97,2 Mio. 
DM. Dem standen Planzahlen von 105,1 Mio. DM gegenüber. Diese Mittel 
sind auf die Förderprogramme wie folgt aufgeteilt (Angaben in Mio. DM): 



Plan 

Bewilligungen 

Fernwärme und Wärme Speicher 

7,0 

6,3 

Energiesparende Industrieverfahren 

8,0 

14,1 

Rationelle Energieverwendung und 
Solarenergienutzung im Haushalt 
und Kleinverbrauch, solaroptimiertes 
Bauen 

26,0 

23,2 

Solarthermie 2000 

6,0 

4,5 

Wirkungsgradverbesserungen 
bei fossiler Energieumwandlung, 
Umweltfreundliche Verbrennungs- 
verfahren 

34,1 

26,9 

Brennstoffzellen und Wasser- 
stofftechnik 

24,0 

22,2 


105,1 

97,2 


Die Erläuterungen, die zu Frage 151 gegeben wurden, gelten auch hier. 
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153. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe hat die Bundesregierung von 
1974 bis 1990 die Kernenergie mit Forschungsför- 
derung unterstützt (bitte nach Möglichkeit nach 
Jahren aufschlüsseln in den Bereichen Projektför- 
derung, Großforschungseinrichtung, sonstige 
Förder arten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 7. März 1997 


Für die Aufwendungen für die Kernenergie zwischen 1974 und 1990 
ergibt sich folgende Zahlenreihe: 



1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Projekte 

569,7 

730,6 

545,8 

577,1 

590,7 

740,2 

710,5 

809,5 

1 466,3 

Großforschung 

351,5 

384,9 

423,4 

438,5 

447,1 

482,6 

479,6 

469,2 

470,0 

Summe 

921,2 

1 115,5 

969,2 

1 015,6 

1 037,8 

1 222,8 

1 190,1 

1 278,7 

1 936,3 



1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Projekte 

1 178,9 

1 131,4 

1 142,1 

699,8 

404,5 

360,2 

304,5 

291,4 

Großforschung 

488,4 

443,2 

411,8 

376,2 

343,5 

348,5 

325,2 

302,5 

Summe 

1 667,3 

1 574,6 

1 553,9 

1 076,0 

748,0 

708,7 

629,7 

593,9 


154, Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe hat die Bundesregierung die 
Forschung, Entwicklung und den Bau der Proto- 
typ-Reaktoren HDR, MFZR, KKN, AVR, THTR 
300, KNK II und SNR 300 unterstützt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 7. März 1997 


Die Aufwendungen der Bundesregierung für die Errichtungskosten für 
die Reaktoren betrugen: 


Reaktor 

Zeitraum 

Mio. DM 

HDR 

1965 bis 1969 

100 

MZFR 

1961 bis 1966 

127 

KKN 

1966 bis 1972 

120 

AVR 

1961 bis 1964 

56 

THTR 300 

1972 bis 1986 

2 225 

KNK I und II 

1966 bis 1977 

468 

SNR 300 

1973 bis 1991 

3 403 


Die Aufwendungen für Forschung und Entwicklung, die mit diesen Anla- 
gen verbunden und/oder für diese Anlagen gemacht werden, sind in den 
Zahlen zu Frage 153 enthalten. 
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155. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


In welcher Höhe hat die Bundesregierung in den 
Jahren 1995 und 1996 aus Mitteln des Einzel- 
plans 30 die Siemens AG bzw. zur Siemens AG 
gehörende Unternehmen gefördert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 6. März 1997 

Die Siemens AG bzw. die zum Siemens-Konzern gehörenden Unterneh- 
men erhielten aus Mitteln des Einzelplans 30 Fördermittel in folgender 
Höhe: 

1995: 95 563 TDM 

1996: 116 393 TDM, 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

wirtschaftliche 7usamrner!arbsit und EntwiGklüriä 


156. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


In welcher Höhe sind in 1996 Mittel für humani- 
täre Hilfe (im erweiteren Sinne) aus dem Etat des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung an Nichtregierungs- 
organisationen gegangen, und wie verteilen sich 
diese Gelder auf die einzelnen Organisationen? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 12. März 1997 

Aufgrund der noch nicht vollständigen Verfügbarkeit des Zahlenmaterials 
für das Jahr 1996 sowie dessen umfangreiche Aufarbeitung ist als Anlage 
zunächst ein Überblick über Bewilligungen der Not- und Flüchtlingshilfe 
an Nichtregierungsorganisationen aus dem Jahr 1995 beigefügt *)• 

Sobald Daten für 1996 vorliegen, können diese umgehend nachgereicht 
werden. 


Bonn, den 14. März 1997 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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